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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Die 13. Sitzung des Landtages ist eröffnet.

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam machen, dass, auch wenn erst morgen die Angelobung stattfindet, Herr Abg Florianschütz - weil er ja auch berufen ist – bereits heute anwesend ist. Ich begrüße ihn recht herzlich. (Beifall bei der SPÖ und von Abgeordneten von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.) 

Entschuldigt sind die Abgen Al-Rawi, Dampier, Ebinger, Hufnagl, Pilz, Riha und Rubik für die gesamte Landtagssitzung; zeitweilig entschuldigt am Vormittag sind die Abgen Krotsch und Polkorab.

Hohes Haus! Vom Grünen Klub im Rathaus wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Wiener Landtages zum Thema „Das rote Wien als demokratiepolitisches Schlusslicht in Österreich – Kontrollreform jetzt" eingebracht.

Ich habe in Entsprechung des § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Landtages daher zu dieser Sitzung eingeladen. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Landtages, die auf Verlangen stattfinden, keine Geschäftsstücke verhandelt werden. Der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung festgeschrieben. Der Ablauf dieser Sitzung wurde in der Präsidialkonferenz besprochen und mit den Klubvorsitzenden der im Landtag vertretenen Fraktionen einvernehmlich festgelegt. Das heißt, es gilt klarerweise die Verfassung, aber es gilt klarerweise auch die Fraktionsvereinbarung.

Gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung gebe ich bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien ein Antrag und von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen vier Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, und die Zuweisungen sind wie beantragt erfolgt.

Wir kommen nun zum Verlangen der heutigen Landtagssitzung, und ich eröffne damit die Debatte.

Laut Mitteilung der antragstellenden Fraktion ist Frau Abg Mag Antonov Begründerin und Erstrednerin in einer Person. Die Fraktionsvereinbarung, die gültig ist, sieht hiefür eine Gesamtredezeit von 40 Minuten vor. Ich werde knapp vor Ablauf der 40 Minuten darauf aufmerksam machen, dass die Redezeit endet.

Ich erteile nun Frau Abg Mag Antonov das Wort. 

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Dass wir GRÜNE diese Sondersitzung beantragt haben und dass ich als Vorsitzende des Kontrollausschusses hier stehe, um unser Ansuchen zu begründen, hat gute Gründe, und die meisten davon haben mit dem eigenartigen Demokratieverständnis der SPÖ zu tun.

Werfen wir zunächst einen Blick darauf, wie die öffentliche Finanzkontrolle in Wien funktioniert. - Da möchte ich gleich vorweg festhalten, dass das Kontrollamt seine Aufgabe bestens erfüllt und dass dem Direktor und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern großer Dank für ihre Arbeit gebührt. (Beifall bei den GRÜNEN und von Abgeordneten der SPÖ.) 

Betrachtet man allerdings die Art und Weise, wie die politisch Verantwortlichen mit den Berichten des Kontrollamtes umgehen, dann, meine Damen und Herren, drängen sich unweigerlich Assoziationen mit Sisyphus auf. Da werden vom Kontrollamt Missstände aufgezeigt, stets gibt es dazu konkrete Empfehlungen zur Beseitigung dieser Missstände, und was tun die politisch verantwortlichen Stadträtinnen und Stadträte der SPÖ? – In den meisten Fällen offensichtlich nichts! Denn nur allzu oft stellt sich, wenn man dann nachforscht, heraus: Es ist absolut nichts passiert, es ist alles beim alten Schlendrian! 

Ich habe hier als Beispiel ein, zwei Berichte, die belegen, wie die SPÖ mit den Empfehlungen des Kontrollamtes umgeht. Da geht es nämlich nach dem Motto: Redet doch bitte einfach in ein Sackerl und stellt es uns vor die Tür! (Die Rednerin hält ein Papiersackerl mit der Aufschrift „Red's in a Sackerl" in die Höhe.)

Zum Beispiel: Elisabethspital. Nach einem Brand sicherheitstechnische Prüfung: Missstände festgestellt. – 13 Jahre später: Dieselben Missstände noch immer vorhanden - oder schon wieder. Wer weiß es? - Wir nicht. Redet doch bitte in ein Sackerl! (Die Rednerin legt den Bericht in das Papiersackerl.)

Dasselbe wiederholt sich mit dem Bericht über den finanziellen Zustand des Wiener Gesundheitswesens. Darin geht es unter anderem auch darum, dass die Stadt Wien an unterschiedliche Organisationen im Dienstleistungsbereich für gleiche Dienstleistungen unterschiedliche Tarife bezahlt. Vom Kontrollamt wurde dies kritisiert. Was ist die Reaktion? – Redet doch bitte in ein Sackerl und stellt es uns vor die Tür! (Die Rednerin legt auch diesen Bericht in das Papiersackerl.)

Und dieses Sackerl, in das meine KollegInnen noch viele weitere Berichte hineinlegen werden, stelle ich dem Herrn Landshauptmann hiermit symbolisch nochmals vor die Tür. (Die Rednerin stellt das Papiersackerl auf einen Tisch neben dem Rednerpult. – Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Als Vorsitzende des Kontrollausschusses habe ich in den letzten Monaten zahlreiche Anstrengungen unternommen, um eine inhaltliche Diskussion über dringend erforderliche Reformmaßnahmen in der Kontrolle in Gang zu setzen. Der erste Schritt war ein Antrag zur schnelleren Veröffentlichung der Kontrollamtsberichte im Dezember 2006. Dieser Antrag wurde von allen Parteien angenommen, auch von der SPÖ. Passiert ist bis jetzt - fast ein Jahr danach - nichts. Und das verwundert auch nicht, wenn ich die Antwort der StRin Frauenberger auf diesen Bericht lese. Daraus geht nämlich hervor, dass die SPÖ der schnelleren Veröffentlichung der Berichte zustimmt, weil sie sie ohnehin nicht verhindern kann.

Das, meine Damen und Herren, ist typisch für die SPÖ: Kein Wort darüber, dass Öffentlichkeit und Transparenz wesentliche Kriterien einer öffentlichen Finanzkontrolle sind; kein Wort darüber, ob sich auch die SPÖ der Tatsache bewusst ist, dass die Öffentlichkeit ein Recht darauf hat zu erfahren, wie mit den Steuergeldern umgegangen wird; kein Wort darüber, dass das in allen anderen Bundesländern längst umgesetzt wird. Nein, das Demokratieverständnis der SPÖ geht nur so weit zu sagen: Das können wir nicht verhindern, na ja, das machen wir halt! 

Und dennoch, trotz der Zustimmung der SPÖ, ist dieser Antrag noch immer nicht umgesetzt. Bei Nachfragen und Urgenzen meinerseits höre ich dann von der SPÖ: Wir reden ja ohnehin darüber! Wir reden darüber auf Klubebene! - Aber da meint die SPÖ vielleicht ja auch nur den SPÖ-Klub, denn mit unserer Klubvorsitzenden oder mit unserer Klubdirektorin wurden in den letzten Monaten keinerlei Gespräche über Kontrollreformen geführt. Aber vielleicht können ja dazu auch die Klubvorsitzenden der beiden anderen Oppositionsparteien Stellung nehmen, vielleicht wurde ja mit ihnen doch über eine Kontrollreform gesprochen. 

Da sich auf der Ebene der Klubs offensichtlich nichts bewegte, habe ich als Vorsitzende alle Parteien auf der Ebene des Kontrollausschusses zu einem Meinungsaustausch eingeladen. Von allen Oppositionsparteien kamen inhaltliche Vorschläge zur Kontrollreform, nur die SPÖ war zu keiner inhaltlichen Diskussion bereit. Auch hier folgte wieder der Verweis auf die Klubebene, auf der angeblich laufend Gespräche über Kontrollreformen stattfinden. 

Als nächsten Schritt brachten wir im Juli gemeinsam mit allen Oppositionsparteien einen Gesetzesvorschlag ein, in dem sich das Resultat unserer Diskussionen in einem ausführlichen Entwurf zur Kontrollreform widerspiegelt. Dieser Gesetzesvorschlag wurde dem zuständigen Ausschuss zur Beratung zugewiesen. Allerdings fand auch dort keine inhaltliche Debatte über den Inhalt des Antrages statt, sondern die SPÖ lehnte ab und verwies einmal mehr auf die Klubebene. 

Was bedeutet denn das in demokratiepolitischer Hinsicht? - Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, sind nicht bereit, einen fundierten Antrag aller Oppositionsparteien in dem von der Stadtverfassung dafür vorgesehenen Gremium inhaltlich zu diskutieren. Nein, Sie ziehen es vor, den Antrag abzulehnen - wohlgemerkt ohne inhaltliche Diskussion -, und Sie erzählen uns von Gesprächen auf Klubebene. Ist das Ihr Demokratieverständnis?

Ich befürchte nach den Erfahrungen, die ich bis jetzt mit der SPÖ gemacht habe, dass es genau das ist, was Sie unter Demokratie verstehen. Sie entziehen sich inhaltlichen Diskussionen in der Öffentlichkeit, zum Beispiel hier im Landtag, Sie stimmen Anträgen der Opposition meistens nur zu, wenn sie Ausschüssen zugewiesen werden, und dort bereiten Sie diesen Anträgen dann ein Begräbnis erster Klasse. - Brauchen wir nicht, wollen wir nicht! Es ist alles super, es ist alles leiwand! Danke, wir brauchen keine Vorschläge von der Opposition!

Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, eine Demokratie lebt auch davon, dass es eine Opposition gibt! Und dass Sie die Mehrheit haben, heißt noch lange nicht, dass Sie auch immer recht haben! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Als Vorsitzende des Kontrollausschusses habe ich wiederholt zu einer inhaltlichen Diskussion über die Kontrollreform eingeladen - bis jetzt ohne Erfolg. Daher an dieser Stelle im Landtag nochmals meine Einladung, speziell an die SPÖ: Beteiligen Sie sich doch auch an der inhaltlichen Diskussion über die öffentliche Finanzkontrolle! Ich gebe Ihnen dazu gerne die Gelegenheit, indem ich nochmals einige Anträge dazu einbringe, und das auch wieder im Namen aller Oppositionsparteien. Vielleicht gibt es Ihnen ja doch einmal zu denken, dass sich in diesem Haus und in dieser Frage drei Oppositionsparteien einig sind - soweit wir auch sonst inhaltlich voneinander entfernt sind.

Der erste Antrag ist der nochmalige Versuch, Rahmenbedingungen für eine kompetente inhaltliche Auseinandersetzung mit den Vorschlägen der Oppositionsparteien zur Kontrollreform zu schaffen, und zwar durch die Einrichtung einer Kommission zur Behandlung unseres Initiativantrages. 

Ich werde im Folgenden auch noch erläutern, warum es in unseren Augen unumgänglich notwendig ist, drastische Reformschritte für die Finanzkontrolle in Wien zu setzen. Wien hat ja insofern eine Sonderstellung, als es das einzige Bundesland ist, in dem es keinen Landesrechnungshof gibt. Nun kann man natürlich Wien von zwei Seiten betrachten: als Gemeinde und als Bundesland. Angesichts des Finanzvolumens von rund 12 Milliarden EUR allerdings, das der Kontrolle des Wiener Kontrollamtes unterliegt, ist es wohl angebracht, die Sonderstellung des Kontrollamtes zu sehen und es auf der Ebene der Landesrechnungshöfe anzusiedeln. Ob die Kontrolleinrichtung in Wien nun „Kontrollamt" oder „Landesrechnungshof" heißt, ist meines Erachtens weniger von Belang als die gesetzliche Verankerung der Landeskontrolleinrichtung. 

Der internationale Standard der unabhängigen öffentlichen Finanzkontrolle ist in der so genannten Deklaration von Lima aus dem Jahr 1977 geregelt. Wesentliche Parameter der Unabhängigkeit sind die organisatorische und wirtschaftliche Unabhängigkeit von der Verwaltung. Dieses Kriterium, meine Damen und Herren, wird von allen anderen Bundesländern erfüllt, da in allen anderen Bundesländern die jeweiligen Landesrechnungshöfe direkt dem Landtag unterstellt sind, nur in Wien ist das Kontrollamt ein Teil des Magistrats.

Das, meine Damen und Herren, widerspricht demokratiepolitischen Mindeststandards, und das gehört geändert! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Daher bringe ich auch hier im Namen aller Oppositionsparteien den Antrag ein, die Stadtverfassung dahin gehend zu ändern, dass das Kontrollamt als eigenes Organ der Gemeinde Wien dem Gemeinderat unterstellt wird und die Personalhoheit bei der Leitung des Kontrollamtes liegt.

Und nun zur Leitung des Kontrollamtes. Auch hier ist Wien das einzige Bundesland, in dem die Bestellung des Leiters oder der Leiterin mit einfacher Mehrheit möglich ist. Das heißt nichts anderes, als dass die SPÖ mit ihrer einfachen Mehrheit sich ganz ohne Mitwirkung der Opposition aussuchen kann, wer ihr als Leiter oder Leiterin des Kontrollamtes genehm ist.

Meine lieben KollegInnen von der SPÖ! Wie passt denn das zusammen mit den angeblich so tollen Minderheitsrechten in Wien, von denen Sie uns immer erzählen? Meinen Sie etwa nur solche Minderheitsrechte, die Ihnen nicht wehtun, wie etwa der rotierende Vorsitz im Kontrollausschuss der Oppositionsparteien? (Abg Mag Thomas Reindl: Frau Kollegin?!) - Mit der Wiener Regelung der einfachen Mehrheit bildet Wien eindeutig das demokratiepolitische Schlusslicht im Bundesländervergleich. - Nehmen Sie Minderheitsrechte wirklich ernst und stimmen Sie unserem Antrag zu, dass in Zukunft der Leiter oder die Leiterin des Kontrollamtes nur mehr mit Zweidrittelmehrheit gewählt werden kann! (Abg Mag Thomas Reindl: Man könnte glauben, wir sind in der Märchenstunde, wenn man Ihnen zuhört!)

Allerdings ist die Wahl mit einfacher Mehrheit leider nur die logische Fortsetzung des Auswahlverfahrens für die Leitung des Kontrollamtes, das derzeit in Wien besteht. Hier dürfte die Achse Häupl-Pröll zum Tragen kommen, denn Wien und Niederösterreich sind die einzigen Bundesländer, in denen beim Bestellvorgang der Leitung des Kontrollamtes beziehungsweise Landesrechnungshofes sowohl die Opposition als auch die Öffentlichkeit zur Gänze ausgeschlossen bleiben. In allen anderen Bundesländern gibt es zumindest Hearings im Kontrollausschuss. - Wenn Sie nicht gemeinsam mit Niederösterreich demokratiepolitisches Schlusslicht auch in dieser Frage bleiben wollen, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, dann stimmen Sie doch unserem Antrag auf Verankerung eines Hearings in der Stadtverfassung zu! (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Godwin Schuster: Sie sind schlecht vorbereitet! Total schlecht vorbereitet! Sie wissen wirklich nicht, was in den Bundesländern passiert!)

Es freut mich, dass ihr beginnt, euch aufzuregen. Mich regt nämlich die mangelhafte Umsetzung der Kontrollberichte in Wien auch auf! Und endlich reiße ich euch aus der Lethargie. Das ist gut so. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Godwin Schuster: Aber Sie können hier nicht etwas behaupten, was nicht stimmt! – Das zeigt, wie locker Sie ...! Das ist nicht in Ordnung!)

Auch was die Amtszeit der Leiter und Leiterinnen von Landeskontrolleinrichtungen betrifft, kann Wien sich keiner VorreiterInnenrolle brüsten. Zweifellos ist die Unabhängigkeit einer Kontrollinstitution strukturell eher gewährleistet, wenn der Leiter oder die Leiterin für eine zehn- bis zwölfjährige Amtsperiode gewählt wird, ohne die Möglichkeit einer Wiederwahl. Das gilt zum Beispiel für den Rechnungshofpräsidenten. In vier Bundesländern ist eine Wiederbestellung des Landesrechnungshofleiters oder der –leiterin nicht möglich, in vier Bundesländern ist sie möglich. 

Ich meine, Wien muss sich nicht auch noch hier am schlechteren demokratiepolitischen Niveau orientieren, und stelle daher im Namen der Oppositionsparteien den Antrag, in der Wiener Stadtverfassung die Amtszeit des Leiters oder der Leiterin des Kontrollamtes auf zwölf Jahre ohne Möglichkeit der Wiederwahl zu verlängern. 

Was in Wien für die rote Mehrheit praktisch ist, was allerdings demokratiepolitischen Mindeststandards widerspricht, ist die Tatsache, dass auch die Abberufung des Leiters oder der Leiterin des Kontrollamtes durch eine einfache Mehrheit im Gemeinderat erfolgen kann. Diese Regelung könnte natürlich durchaus als Druckmittel auf die Leiterin oder den Leiter des Kontrollamtes verwendet werden, wenn die Kontrolle allzu unangenehm wird. Die Damen und Herren von der SPÖ werden natürlich empört sagen: Das würden wir niemals tun! – Na, wenn Sie es niemals tun, dann können Sie doch auch die entsprechende Bestimmung ändern! Der Antrag, den ich im Namen der Oppositionsparteien hier einbringe, gibt Ihnen jedenfalls heute die Möglichkeit, diesen gar nicht so kleinen demokratiepolitischen Schönheitsfehler in der Stadtverfassung zu ändern, damit in Zukunft für die Abberufung des Leiters oder der Leiterin des Kontrollamtes eine Zweidrittelmehrheit erforderlich ist. 

Und jetzt komme ich sozusagen wieder zurück zum Beginn meiner Rede. Da habe ich davon gesprochen, dass es immer und immer wieder vorkommt, dass Missstände vom Kontrollamt aufgezeigt und Empfehlungen zur Beseitigung der Missstände gemacht werden, die verantwortlichen Stadträtinnen und Stadträte sich aber offensichtlich nicht verpflichtet fühlen, dafür zu sorgen, dass Empfehlungen auch umgesetzt werden. Meine Kolleginnen und Kollegen werden im Folgenden dazu noch etliche Beispiele anführen. 

Auch in puncto Umsetzung der Empfehlungen des Kontrollamtes mangelt es in der Wiener Stadtverfassung an Bestimmungen, die aus der Sisyphusarbeit des Kontrollamtes eine Kontrolle mit Konsequenzen machen. Auch dafür gibt es in den anderen Bundesländern ausreichend vorbildhafte Beispiele. So gibt es fast in allen Bundesländern die Pflicht für die Landesregierung, binnen 12 Monaten einen Bericht über die Umsetzung von Empfehlungen des Landesrechnungshofes abzugeben. Sollten Empfehlungen nicht umgesetzt werden, muss dies auch begründet werden. Des Weiteren gibt es in etlichen Bundesländern, zum Beispiel in Oberösterreich, die Regelung, dass der Kontrollausschuss über einzelne Empfehlungen des Landesrechnungshofes abstimmt und sie zum Beschluss erhebt. - Nichts davon gibt es in Wien. In Wien können Berichte nur zur Kenntnis genommen werden. Das heißt, Sie können mit Ja stimmen, wenn Sie den Bericht gelesen haben, und Sie müssten mit Nein stimmen, wenn Sie ihn nicht gelesen haben. Wo verbirgt sich denn der tiefere Sinn einer solchen Abstimmung? Soll abgefragt werden, wer von uns Abgeordneten des Lesens mächtig ist?

Der Kontrollamtsdirektor Dr Hechtner wird Ihnen auf Anfrage bestätigen, dass er sich zum Ziel gesetzt hat, 10 bis 15 Prozent seiner Prüfkapazitäten auf Nachprüfungen zu verlagern. Das kommt wohl nicht von ungefähr, dass auch das Kontrollamt hier Handlungsbedarf sieht. Übrigens hat sich die Zahl der Nachprüfungen seit der Amtszeit von Dr Hechtner geradezu drastisch erhöht, nämlich auf zwei Nachprüfungen im Tätigkeitsbericht 2006 gegenüber einer Nachprüfung 2004 und keinen Nachprüfungen seitens des Kontrollamtes in den Jahren davor. Das hat natürlich auch damit zu tun, dass das Kontrollamt eingeschränkte personelle Ressourcen hat, ein immenses Aufgabenfeld und sehr viele Stellen, die zu prüfen sind. Das zeigt sich auch in den Berichten: Das Rekordjahr in den letzten Jahren war 2001, da waren es immerhin 169 Berichte. 

Nachprüfungen im richtigen Sinn des Wortes gibt es eigentlich dann, wenn von Oppositionsparteien Prüfaufträge eingebracht werden. Und siehe da: In den meisten Fällen stellt sich bei Nachprüfungen auch wirklich heraus, dass die Empfehlungen des Kontrollamtes bestenfalls ignoriert werden. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Es ist Ihre Aufgabe als Mehrheitsfraktion und als politisch Verantwortliche in dieser Stadt, dafür zu sorgen, dass das Kontrollamt die Berichte nicht nur für die Schublade schreibt, sondern dass die Erkenntnisse daraus auch zu Änderungen im System führen!

Um Ihnen diese Aufgabe auch bewusst zu machen, stelle ich wiederum im Namen der Oppositionsparteien den Antrag, in der Wiener Stadtverfassung vorzusehen, dass im Kontrollausschuss und im Gemeinderat zu jedem einzelnen Kontrollamtsbericht getrennte Abstimmungen über die einzelnen Empfehlungen des Kontrollamtes erfolgen sollen und dass die jeweils zuständigen Regierungsmitglieder binnen Jahresfrist über die Umsetzung der beschlossenen Empfehlungen zu berichten haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Und als letzten Antrag bringe ich einen Antrag wiederholt ein, den ich bereits im Dezember 2006 gestellt habe, dem alle zugestimmt haben und der bis dato nicht umgesetzt ist. Auch hier stelle ich im Namen der Oppositionsparteien den Antrag, in Zukunft die Kontrollamtsberichte bei Weiterleitung an den Kontrollausschuss auch der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Vielleicht erlebe ich ja heute hier eine Überraschung und höre von den Rednern der SPÖ auch inhaltliche Argumente, die sich auf unsere Reformvorschläge beziehen. Wenn ich mir die Reihen in der SPÖ ansehe, die ziemlich gelichtet sind - offensichtlich interessiert sich bei Ihnen niemand für die Kontrolle -, dann vermute ich auch, dass die SPÖ lieber wieder Bühnennebel versprühen wird, frei nach dem Motto: Es ist alles so super in Wien, und wir sind überhaupt die Besten! - Vermutlich wird wieder die Rede sein von den ach so tollen Minderheitsrechten, die es nur in Wien gibt. Ja, in Wien können Oppositionsparteien zum Beispiel einen Prüfantrag an das Kontrollamt stellen. Mit dieser Begründung lehnen Sie ja auch konsequent Prüfanträge im Kontrollausschuss und im Gemeinderat ab. (Abg Godwin Schuster: Auch das ist falsch!) Sie sagen ja immer wieder: Nehmt eure Minderheitsrechte in Anspruch und stellt einen Prüfantrag! (Abg Godwin Schuster: Sie erzählen hier tatsächlich bewusst die Unwahrheit! Das ist tatsächlich falsch!)

Na klar, diese Minderheitsrechte können Sie der Opposition großzügig zur Verfügung stellen, wenn Sie wissen, dass die Kontrolle und die Ergebnisse (Abg Godwin Schuster: Nein, aber Sie sollen bei der Wahrheit bleiben!) ohnehin nicht umgesetzt werden! (Abg Godwin Schuster: Bleiben Sie bei der Wahrheit, wenn Sie was sagen! - Sie sind schlechtest vorbereitet! Schlechtest vorbereitet!)

Vielleicht werden Sie auch erzählen, dass die Kontrolle ohnehin transparent sei, weil die Prüfberichte auf der Homepage des Kontrollamtes abrufbar sind. - Ja, liebe SPÖ, das sind sie, allerdings zu einem Zeitpunkt, an dem diese Berichte schon historischen Charakter haben, um nicht zu sagen, antiken. Von zeitnaher, transparenter und öffentlicher Kontrolle kann da keine Rede sein! (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Godwin Schuster: Da wissen Sie auch genau, was wir denken! Erzählen Sie doch nicht solche G'schichten! – „Reden S' ins Sackerl!")

Ich bin ja gespannt, ob Sie bereit sind, hier zum ersten Mal auf inhaltliche Argumente einzugehen. Ich bin ja gespannt, ob Sie erklären werden, warum Sie bis jetzt kein Hearing für den Kontrollamtsdirektor wollen. Ich bin ja gespannt, ob Sie erklären werden, warum Sie bis jetzt keine Bestimmungen in der Stadtverfassung haben wollen, die auf eine verpflichtende Umsetzung der Empfehlungen des Kontrollamtes abzielen. Ich bin gespannt, ob Sie erklären werden, warum Sie die Unabhängigkeit des Kontrollamtes nicht stärken wollen. (Abg Godwin Schuster: Das Kontrollamt ist ja kein politisches Gremium! - Kommen Sie doch ein bisschen zur Sache zurück!)

Wir haben diesen Sonderlandtag beantragt, weil wir von Ihnen erwarten, dass Sie sich endlich der inhaltlichen Diskussion stellen. Dann geht vielleicht in der wichtigen Frage der Kontrollreform endlich etwas weiter. Wenn Sie sich auch hier der inhaltlichen Diskussion entziehen, dann zeigen Sie eben einmal mehr, mit welcher Arroganz Sie hier als Mehrheit auftreten und dass Ihnen Minderheitsrechte bestenfalls als Lippenbekenntnis ein Anliegen sind. (Abg Christian Oxonitsch: Warum haben wir sie dann? – Abg Godwin Schuster: Ja, warum haben wir sie dann? Warum haben Sie die Möglichkeit der Untersuchungskommission?)

Kommen Sie heraus und gehen Sie inhaltlich auf unsere Argumente ein! Ich bin wirklich froh, dass Sie endlich beginnen zu diskutieren (Abg Godwin Schuster: Ja, „endlich beginnen"!), nur, bitte: Inhaltliche Argumente möchte ich hören! Solange Sie nämlich die inhaltliche Diskussion verweigern (Abg Godwin Schuster: Ihr könnt Rechnungshofprüfungen beantragen! Ihr könnt Kontrollamtsprüfungen beantragen! – So etwas gibt es in keinem Bundesland in Österreich!), solange Sie bei Ihrer Haltung bleiben: Redet doch bitte in ein Sackerl!, so lange wird Wien das bleiben, was es leider ist: das demokratiepolitische Schlusslicht der Kontrolle in Österreich! (Beifall bei den GRÜNEN. – Abg Godwin Schuster: Nehmen Sie das Sackerl mit! Das Sackerl mitnehmen!) 

Präsident Johann Hatzl: Danke schön.

Ich möchte bemerken, dass die nächsten drei Redner entsprechend der Geschäftsordnung und der Fraktionsvereinbarung eine Redezeit von 30 Minuten haben. Nach den nächsten drei Rednern, also von FPÖ, ÖVP und SPÖ, stehen jedem weiteren Redner als Redezeit 15 Minuten zur Verfügung.

Zum Wort gelangt nun Herr Abg Stefan. – Bitte. 

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Aus den Reaktionen, die es jetzt gab, hatte man den Eindruck: Ja, Wien ist wirklich eine Stadt der Kontrolle. - Allerdings verwechselt die SPÖ manchmal die Kontrolle insofern, als sie Kontrolle über die Bürger ausüben will (Abg Godwin Schuster: Geh! – Ironische Heiterkeit bei Abg Godwin Schuster), vom Kindergarten über die Wohnungsvergabe bis zur Altenbetreuung. Dort ist Kontrolle gefragt, da haben Sie schon recht. Insofern hat Wien sicherlich eine Vorreiterrolle. 

Aber wir reden heute von einer anderen Kontrolle, und zwar von der Kontrolle, die die Verwaltung betrifft. Und die Wortmeldungen, die ich so höre, verstehe ich einfach nicht. Denn wie kann man immer unter dem Hinweis darauf, dass es vielleicht woanders schlechter sein könnte oder dass man schon etwas getan hat, eine Diskussion abwürgen beziehungsweise eine Diskussion schlechtreden? - Wir treten hier als geschlossene Opposition auf, was selten genug vorkommt, und das muss Ihnen ja wohl zu denken geben! Wenn wir hier inhaltlich vollkommen gleichlautende Anträge stellen und gemeinsam vorgehen, dann sollten Sie sich das einmal zu Herzen nehmen und schauen: Hat das nicht einen Sinn?

Und wozu die Kontrolle? - Die Kontrolle ist ein Gradmesser dafür, wie die Demokratie funktioniert und wie ein demokratisches Gemeinwesen funktioniert. Und je besser die Kontrolle, desto besser auch das Ansehen des Gemeinwesens. Daher müsste die SPÖ größtes Interesse daran haben, dass die Kontrolle noch verbessert wird. Und wenn es Vorschläge der Opposition gibt, dann müssten Sie als SPÖ doch sagen: Ja, hervorragend, wenn das die Stellung der Stadt noch erhöht, dann machen wir da mit und gehen mit!

Insofern kann ich es also überhaupt nicht verstehen, wieso hier so eine Ablehnung stattfindet. Es ist doch eine besondere Errungenschaft, dass es diese Kontrolleinrichtungen gibt, und - Sie haben es schon zu Recht gesagt - es gibt sie natürlich auch in Wien. Aber das hindert uns ja nicht daran, darüber nachzudenken, sie zu verbessern, im Gegenteil: Es sollte sogar eine Verpflichtung sein, darüber immer wieder nachzudenken! Es soll ja nicht die Angst vor Machtverlust sein, die im Vordergrund steht, sondern eben die Verbesserung der Verwaltung. Und wir wissen ja ganz genau, wie oft schon Kontrollberichte auch sinnvolle Vorschläge für Veränderungen in der Verwaltung gebracht haben, wie oft auch die Stadträte dankbar sind dafür - zumindest behaupten sie es, manchmal hat man auch tatsächlich den Eindruck -, dass hier von einer zwar nicht externen – es wäre übertrieben zu sagen, von einer externen -, aber doch immerhin von einer relativ unabhängigen Organisation innerhalb der Stadt Wien Missstände aufgezeigt werden. Ich denke zum Beispiel an die Wiener Symphoniker, wo wir dank des Berichts des Kontrollamtes festgestellt haben, was hier für Verfehlungen bestehen, die auch nach fünf Jahren noch nicht abgestellt waren; und dann wurde der Druck so groß, dass etwas geändert werden musste.

Es gibt also sehr wohl sinnvolle Ansätze. Das heißt, wir müssen all diese Dinge bestärken. Und es geht ja auch nicht darum, jetzt hier die Kontrollamtsberichte schlechtzureden, und schon gar nicht die Arbeit des Kontrollamtes - wir sind damit sehr zufrieden, wir betonen das auch immer wieder, und das wissen auch die Mitarbeiter, vom Leiter abwärts, dass wir ihre Arbeit schätzen und dass diese Diskussion hier damit nichts zu tun hat -, sondern im Gegenteil, wir wollen sogar dessen Kompetenz noch erweitern. Und daher ist alles, was für die Kontrolle gut und nützlich ist, auf jeden Fall förderungswürdig.

Und das sind im Wesentlichen vier Punkte. Sie werden natürlich jetzt Wiederholungen erkennen, das ist keine Frage. Das ergibt sich eben daraus, dass die Opposition hier vollkommen einig ist und beim Sammeln der Reformvorschläge festgestellt hat, dass sie bereits von Anfang an deckungsgleich waren - erstens. Und zweitens ist es sowieso kein Fehler, wenn auch die Regierungsfraktion das mehrmals hört, denn vielleicht hilft es dann dabei, auch darüber nachzudenken und es umzusetzen. 

Die vier wesentlichen Punkte, die hier anzusprechen sind, sind also: die Unabhängigkeit, die Öffentlichkeit, die Erweiterung der Prüfungskompetenz und die Konsequenzen aus den Kontrollberichten. 

Auch hierzu kurz unsere Verdeutlichung der Zustimmung: Organisatorische Unabhängigkeit ist natürlich der wesentliche Faktor, denn nur wenn man eine organisatorische Unabhängigkeit und auch die Personalhoheit hat, kann man sich im Zweifelsfall aus der Umklammerung lösen. 

Der Leiter: Eine ganz wesentliche Funktion ist natürlich der Leiter des Kontrollamtes, und wenn dieser mit einer einfachen Mehrheit gewählt werden kann, dann wissen wir, wie das eben in Wien abläuft. Es war diesmal das erste Mal so, dass der Kontrollamtsdirektor, also der nominierte Kandidat von sich aus das System unterlaufen hat, indem er die Oppositionsparteien besucht hat. Andernfalls hätten wir am Tag der Abstimmung, im Wesentlichen fünf Minuten vor der Abstimmung, erfahren, wer der neue Kontrollamtsdirektor sein soll, und hätten dann darüber abgestimmt. Das ist ja eine unmögliche Vorgangsweise für eine derartig wesentliche, sensible Funktion in dieser Stadt! Wenn ich mir das vorstelle - dass man überhaupt auf die Idee kommt, so vorzugehen! -: Es wird intern, für uns Oppositionsparteien völlig undurchsichtig, eine Suche des Kontrollamtsdirektors durchgeführt. Dieser wird uns präsentiert, und dann sollen wir darüber abstimmen! Im Ergebnis könnte man - und das haben wir in der Vergangenheit auch gemacht – dann nur dagegen stimmen, weil wir ja überhaupt keine Informationen haben und aus einem natürlichen Reflex dann sagen müssten, hier ist großes Misstrauen angebracht. Es ist also in Wirklichkeit eine Beschädigung des Kontrollamtsdirektors von Anfang an, wenn er in einer derartigen Weise bestellt werden kann, und das ist auch sehr schlecht für jede Person, die dort hinkommt, und in Wirklichkeit abzulehnen. Daher, ganz wichtig: ein erhöhtes Anwesenheitsquorum und ein erhöhtes Quorum bei der Bestellung! (Beifall bei der FPÖ.)

Selbes und Ähnliches gilt natürlich für die Möglichkeit einer Wiederwahl und für eine relativ kurze Amtsperiode. Daher die Forderung nach einer langen Amtsperiode von zwölf Jahren und keine Wiederwahl, damit er sich eben nicht einer Situation aussetzen muss, in der die Versuchung bestehen könnte, hier vielleicht in irgendeiner Form günstig zu agieren, um dann wieder gewählt werden zu können. 

Die Abberufung nur mit einer Zweidrittelmehrheit ist die logische Konsequenz daraus, denn wenn er jederzeit Angst haben müsste, dass er von einer einzigen Fraktion, die die Regierung stellt, abberufen werden kann, hätte alles keinen Sinn.

Und im Zusammenhang mit der Bestellung ist natürlich auch eine öffentliche Anhörung ein ganz wichtiger Faktor, dass also die Opposition auch mit eingebunden ist, dass wir die Personen, die sich da vorstellen, auch selbst auswählen können beziehungsweise zumindest darüber informiert werden. - Das ist ja schon wirklich eine Minimalforderung: Informiert zu werden darüber, wer sich beworben hat, was sein Programm ist und was er sich vorstellt unter diesem Amt. 

Ich kann mich erinnern, dass seinerzeit, als wir das bei einer gemeinsamen Pressekonferenz der Oppositionsparteien gefordert haben und auch hier angesprochen haben, der Bürgermeister gesagt hat: Stellt einen entsprechenden Antrag, dann können wir darüber abstimmen! - Er liegt jetzt auf dem Tisch. Ich bin gespannt, ob entsprechend abgestimmt wird. 

Zweitens: die Öffentlichkeit der Prüfergebnisse. - Es ist schon gesagt worden, dass es eine Katastrophe ist, wie spät diese Prüfergebnisse oft vorliegen, beziehungsweise nicht nur, wie spät sie vorliegen, sondern auch, wie spät sie öffentlich sind. Es ist ja so, dass Prüfberichte oft schon lange in der Schublade liegen, jedoch erst mit der Behandlung im Ausschuss überhaupt den Mitgliedern des Kontrollausschusses zugesandt werden und dann erst in weiterer Folge - in Wirklichkeit erst, wenn über den Kontrollamtsbericht des Vorjahres abgestimmt wurde - in die Öffentlichkeit gelangen dürfen. Das ist ein Zustand, das ist ja fast ein Witz, dass ein Kontrollamtsbericht, der oft eineinhalb Jahre oder eindreiviertel Jahre alt oder möglicherweise noch älter ist, dann erst in die Öffentlichkeit kommt und dann darüber erst diskutiert werden soll. Das nimmt ihm ja jeden Sinn, denn wenn man Kontrolle nicht öffentlich macht, sondern nur im Internen darüber mauschelt, dann ist sie ja nichts wert - das ist ja keine Frage -, dann kann man sie sich gleich sparen. Dafür gibt es ja die Kontrolle: Dass die Öffentlichkeit darüber informiert wird, was es für Fehler gibt, für Ansätze gibt, für Missstände gibt, und dass die Öffentlichkeit daraus dann auch wiederum sieht, dass hier Konsequenzen gezogen werden. Wenn das nicht stattfindet, hat es keinen Sinn. 

Beispiele gibt es ja genug: Die Prüfung findet statt, die Prüfung dauert Monate; dann findet kein entsprechender Kontrollausschuss mit einem entsprechenden Stadtrat statt, wird also möglicherweise wieder erst ein halbes Jahr später überhaupt darüber verhandelt. Dann ist dieser Bericht in Wirklichkeit schon seit einem Jahr im Laufen. Diese Verhandlung findet dann im März statt, und im Juni des darauffolgenden Jahres sollte der Bericht erst öffentlich werden. Also man sieht, der Bericht ist in diesem konkreten Fall zwei Jahre alt. Da macht es nicht mehr viel Sinn, da sind die Personen, die kritisiert wurden, dann oft gar nicht mehr an den entsprechenden Stellen, oder auch bei der Kontrollausschusssitzung selbst passiert es oft genug, dass dort Beamte sitzen, die sagen: Das war vor meiner Zeit, damit habe ich gar nichts mehr zu tun, das war mein Vorgänger!

Also auch das ist ein ganz wesentlicher Punkt: die frühere Veröffentlichung der Kontrollamtsberichte. Sobald sie fertiggestellt sind, sollten sie bereits an die Mitglieder des Landtages zugesandt werden und auch auf der Homepage veröffentlicht werden. 

Und dazu kommt auch die Möglichkeit von öffentlichen Sitzungen des Kontrollausschusses. Wem tut es weh, wenn das öffentlich verhandelt wird? Das ist ja nichts, was hier geheim gehalten werden muss, das sind ja Berichte, die, wie wir wissen, zumindest später dann sowieso veröffentlicht werden! Warum sollen diese Dinge nicht auch dort diskutiert werden? Was muss da verborgen sein? Was soll dem Bürger oder den Medien vorenthalten werden? – Also warum nicht auch Sitzungen öffentlich?

Der dritte Punkt: die Prüfungskompetenz - auch ein wesentlicher Punkt, um den natürlich jede Kontrolleinrichtung ringt: eine möglichst hohe Prüfkompetenz zu haben. Und gerade in der Stadt Wien, wo Ausgliederungen ja derzeit sehr populär und modern sind und auch in Bereichen stattfinden, wo sie zweifellos keinen Sinn machen, ist die Ausweitung der Prüfkompetenz auf derartige Institutionen, auf ausgegliederte und so genannte privatisierte Unternehmen, die aber nach wie vor im Einfluss der Stadt Wien stehen, natürlich unabdingbar. Dasselbe gilt für die geförderten Wohnbauträger. Auch dort fließt ja massiv öffentliches Geld hinein, und daher muss auch dort die Prüfkompetenz vorliegen. 

Und dann, als vierter und letzter Punkt: die Konsequenz aus den Kontrollberichten. - Wozu machen wir sie denn? Es geht ja nicht darum, im Nachhinein irgendeinen Schuldigen zu finden und festzustellen, dass irgendjemand etwas Falsches getan hat - das ist sowieso immer eine falsche Denkweise, nur einen Schuldigen zu suchen -, sondern es geht ja darum, konsequent etwas zu verbessern. Wenn hier aber keine Nachkontrolle stattfindet und wenn jeder Beamte, der damit zu tun hat, oder auch jeder Stadtrat im Wesentlichen das zur Kenntnis nehmen kann, zur Tagesordnung übergehen kann und sagen kann: Na ja, jetzt haben wir es einmal gehört, aber es wird sowieso nicht mehr nachgeschaut!, dann ist auch hier diese Kontrolle natürlich zahnlos. 

Daher bedarf es einer institutionalisierten Nachkontrolle, wie sie zum Beispiel auch der Rechnungshof macht, einer institutionalisierten Nachkontrolle, wo jeder damit rechnen muss: Wenn ich jetzt kontrolliert worden bin, dann stehen die in einem Jahr, in zwei Jahren wieder da und schauen, ob ich das umgesetzt habe! – Diese Nachkontrolle muss ja nicht zu hundert Prozent stattfinden, aber wenn es in einem so hohen Prozentsatz Stichproben gibt, dass man damit rechnen muss, dann ist das eine sehr scharfe Konsequenz, und dann führt das garantiert dazu, dass die Kontrollberichte dann auch in einem verstärkten Ausmaß ernst genommen und umgesetzt werden. - Dies ist also ein ganz wesentlicher Faktor. Und dann natürlich, um das Ganze wieder für uns transparent zu machen, ein entsprechender Bericht an den Landtag beziehungsweise an den Kontrollausschuss, damit man auch hier wiederum sieht: Wie ist die Umsetzung erfolgt? 

Das sind ganz konkrete Forderungen. Das sind keine unmöglichen Forderungen, das sind keine Forderungen, die extrem viel Geld kosten. Abgesehen davon ist das Geld, das hier investiert wird, garantiert gut eingesetzt, weil es auf der anderen Seite auch wiederum massiv dabei hilft, in der Verwaltung zu sparen. 

Daher kann ich mir nur vorstellen, nach dem, was ich vorher gesagt habe, dass sich die SPÖ einen Ruck gibt und hier mit der Opposition gemeinsam diese Dinge umsetzt. Wie ich schon gesagt habe: Es wäre gut für das Gemeinwesen, es wäre gut für die SPÖ, und es wäre gut für die Stadt. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Als Nächster gelangt Herr Abg Dr Tschirf zum Wort. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir hören in den letzten Tagen und Wochen von Seiten der SPÖ immer wieder von Gesetzen, die den Geist des 19. Jahrhunderts in sich haben. Wenn ich mir die Wiener Stadtverfassung ansehe, dann ist das das gelebte Demokratieverständnis des 19. Jahrhunderts - und nicht das des 20. oder gar des 21., in dem wir uns befinden, meine sehr geehrten Damen und Herren. Und hier besteht Reformbedarf! (Beifall bei der ÖVP.)

Was fehlt in dieser Verfassung, die wir heute haben und die im Wesentlichen formal aus den frühen 20er Jahren stammt (Abg Mag Thomas Reindl: Die österreichische aber auch, oder?), aber in Wirklichkeit noch immer Bestimmungen aus der Monarchie umfasst? (Abg Mag Thomas Reindl: Die österreichische Verfassung ist auch so alt, oder?) Die österreichische Verfassung ist aus dem Jahr 1920, aber sie hat keine Momente, wie es sie in dieser Wiener Stadtverfassung gibt, wo effektiv dem Bürgermeister monarchische Rechte zugewiesen sind. Das ist sicherlich auch nicht der Geist, den ein Hans Kelsen in die Bundesverfassung geschrieben hätte. Aus der Wiener Stadtverfassung ist dieser Geist aber noch immer herauszulesen. 

Was ist in der Wiener Stadtverfassung anders als in anderen Verfassungen? – Es gibt beispielsweise in der Verfassung Teile, die besagen, dass man Teile der Verwaltung nicht einmal prüfen kann: Die mittelbare Bundesverwaltung kann durch das Fragerecht hier im Haus nicht überprüft werden! - Schauen Sie sich im Vergleich dazu beispielsweise die Vorarlberger Verfassung an: Da können der Landeshauptmann und die Landesräte sehr wohl auch zu Bereichen der mittelbaren Bundesverwaltung befragt werden. Und es sind ja wesentliche Teile, ob das das Gewerberecht oder viele andere Bereiche betrifft, die in die Verwaltung der Stadt Wien fallen. 

Das Zweite: Der Wiener Bürgermeister kann jeden Beschluss auf Bezirks- oder Gemeindeebene jederzeit beheben. - Das ist nicht mehr der Geist einer modernen Demokratie, wie wir uns das vorstellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir haben hier die Institution kontrollierender Stadträte, und kontrollierende Stadträte dürfen nicht einmal das Kontrollamt anrufen! Was ist das für ein Verständnis von Demokratie, meine sehr geehrten Damen und Herren? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann diese Themen aufzählen, aufzählen, aufzählen - und wir tun das als Wiener Volkspartei seit Jahren. Ich kann da an das anknüpfen, was meine Vorrednerin von den GRÜNEN gesagt hat, nämlich dass man die Diskussion darüber führen sollte, ob in Wien tatsächlich in erster Linie der Charakter der Gemeinde im Vordergrund stehen sollte oder ob es nicht besser wäre, wenn wir, so wie das in Berlin, in Hamburg, in Bremen der Fall ist, ein echtes Landesparlament hätten, wo es eben einen Landesrechnungshof gibt - einen mit einem eigenen Apparat, der eben nicht Teil des Magistrats ist - oder wo wir eigene Untersuchungsausschüsse für große Bereiche haben. Da werden Sie sagen, es gibt ja Untersuchungskommissionen - und wir haben das ja Gott sei Dank als Wiener Volkspartei durchgebracht in der Zeit, in der wir hier in der Regierung gesessen sind, dass es Untersuchungskommissionen gibt -, aber es handelt sich ja in Wien beim Budget um eine Gemeindeangelegenheit, und daher hat man hier ein Hilfsmittel konstruieren müssen, um Untersuchungskommissionen zu schaffen. - Wir stellen uns eine volle parlamentarische Kontrolle vor! Das wäre gegeben, wenn tatsächlich der Wiener Landtag – ebenso, wie es in den deutschen Stadtstaaten der Fall ist - beispielsweise für das Budget mitverantwortlich wäre. Das wäre ein Schub an Demokratie in Richtung 21. Jahrhundert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Zeit reicht nicht aus, um all das aufzuzählen, was diese Verfassung nicht umfasst, was aber ganz typisch für eine Demokratie im 21. Jahrhundert wäre. Es sei nur erwähnt, dass es beispielsweise nicht einmal Fristsetzungsanträge gibt, nach denen bestimmte Gesetze zu behandeln sind, sondern dass man das, wenn es einem nicht passt, von Seiten der Mehrheit auf den Sankt Nimmerleinstag schieben kann. Auch ist es so, dass es in den Ausschüssen nicht die Abgeordneten sind, die bestimmen, was sich abspielt, sondern im Gemeinderat ist das der jeweilige amtsführende Stadtrat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist kein modernes Demokratieverständnis! Das werden Sie in keinem anderen Landtag in Österreich finden, und das werden Sie auch nicht im Nationalrat finden, geschweige denn im Deutschen Bundestag oder in anderen Parlamenten in Europa. 

Oder, man schaue sich nur das Wahlrecht an: Die SPÖ hat von den Stimmen, wenn man die Zahl aller Wahlberechtigten hernimmt, 29 Prozent; sie hat 49 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen – und damit 55 Prozent der Mandate, 64 Prozent der Mandate in den Gemeinderatsausschüssen, 75 Prozent der Vorsitzenden des Gemeinderates und 100 Prozent der Vorsitzenden der Gemeinderatsausschüsse, bis auf den Kontrollausschuss. Man wird kein zweites Parlament finden, in dem das so ist, dass sämtliche Ausschussvorsitzenden und Ausschussvorsitzenden-Stellvertreter mit Ausnahme des Kontrollausschusses von einer Partei gestellt sind. Das ist nicht das Demokratieverständnis, das das Jahr 2007 kennt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Dass es Ansätze zu einer Änderung geben kann, haben wir in den viereinhalb Jahren unserer Regierungszeit bewiesen, in denen eben die Untersuchungskommissionen als ein erster Schritt geschaffen worden sind. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Beschlossen wurden sie aber mit der absoluten Mehrheit der SPÖ!) - Lieber Kollege Stürzenbecher! Wir kennen alle die Geschichte. Wir wissen, dass das damals insbesondere von VBgm Görg hier durchgesetzt wurde, und es wäre ein klarer Bruch einer Vereinbarung gewesen, wenn sich die SPÖ danach nicht mehr daran erinnern hätte können. Das hätte sicher der SPÖ nicht gut getan. Jedenfalls: Der Grund dafür, dass es diese Untersuchungskommissionen gibt, liegt in unserer Koalitionszeit. Und, Kollege Stürzenbecher, ich glaube, es wird niemand hier in diesem Haus glauben, vor allem auch nicht die SPÖ-Gemeinderäte und SPÖ-Landtagsabgeordneten, dass die SPÖ freiwillig gesagt hätte: Ja, wir wollen endlich Untersuchungskommissionen! - Da war die Notwendigkeit durch unsere Koalitionsbeteiligung gegeben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie gesagt, wir sollten über viele Themen hier diskutieren. Und es gab ja vor mehr als 15 Jahren unter dem damaligen Bgm Zilk auch ein „Forum Stadtverfassung". Vieles ist heute noch nachzulesen, an das man anschließen sollte, etwa wenn es um die Frage geht, warum wirklich der Bürgermeister sämtliche Beschlüsse sistieren kann, Bezirksvorsteher entheben kann, Notkompetenzrechte hat und Ähnliches. Hinsichtlich der Tatsache, dass es noch immer für die mittelbare Bundesverwaltung kein Anfrage- und Antwortrecht gibt, bitte ich, auf der Landeshauptmännerebene den Herrn Landeshauptmann von Vorarlberg beziehungsweise auf der Ebene der Parlamente den Herrn Landtagspräsidenten zu befragen und sich diesbezüglich die Information über die entsprechende Praxis aus Vorarlberg zu besorgen.

Das Gegenteil ist der Fall: Durch Ausgliederungen werden die Rechte insbesondere des Gemeinderates - weil ja, wie ich schon vorhin ausgeführt habe, der Landtag für finanzielle Angelegenheiten nicht zuständig ist - gekürzt, werden viele Dinge einfach an den Abgeordneten des Hauses vorbeigespielt, insbesondere was die Fonds betrifft. Hier wird der Gemeinderat immer mehr maximal zu jenem Gremium, das Pauschalbeträge abzunicken hat, und das wäre es. In Wirklichkeit ist es unser aller Aufgabe – die Aufgabe von jedem und jeder Einzelnen -, sich mit den Themen, gerade den finanziellen Themen, auseinanderzusetzen und eben nicht nur Erfüllungsgehilfe der Mehrheit zu sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie gesagt, wir brauchen in den Ausschüssen mehr Kontrolle. Wir könnten uns vorstellen, dass hier auch die Öffentlichkeit eine andere Rolle spielt. Beim Kontrollausschuss: Bitte, warum nicht? Ein Blick in den amerikanischen Kongress zeigt, dass es hier eine sehr gute Tradition der Öffentlichkeit gibt. Das schadet nicht. Da wäre vieles klarer und offener. 

Kontrollamt: Hier wäre es notwendig, einen Landesrechnungshof zu schaffen, wo eben der Kontrollamtsdirektor an der Spitze als Präsident dieses Landesrechnungshofes die Dienst- und Fachaufsicht hat - und nicht, dass das ein Teil des Magistrats ist, wie das derzeit der Fall ist. Themen wie die Bestellung des Kontrollamtsdirektors werden von meinen Kollegen noch weiter ausgeführt. Aber wir glauben, dass hier die Rechte dieses Kontrollamtsdirektors, die Unabhängigkeit deutlich zu stärken sind, sowohl, was die Bestellung als auch, was die Abberufbarkeit betrifft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch das Thema der kontrollierenden Stadträte ist eines, das von der Mehrheit dieses Hauses mit mehr Ernsthaftigkeit angegangen werden sollte. Es ist wirklich nicht einzusehen, warum nichtamtsführende Stadträte beispielsweise nicht das Kontrollamt einschalten dürfen, um entsprechende Überprüfungen durchführen zu lassen, warum für die nichtamtsführenden Stadträte nicht ein umfassendes und direktes Akteneinsichtsrecht besteht und warum sie nicht mehr Rechte in den Plenarsitzungen haben: Amtsführende Stadträte können sich jederzeit zum Wort melden, die nichtamtsführenden Stadträte haben weniger Rechte als die Gemeinderäte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mehr Kontrolle tut allen gut, tut in Wirklichkeit auch der Mehrheit gut. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jeder, der meint, dass absolute Mehrheiten immer nur so sein können, dass alles abgewürgt ist, dem empfehle ich einen Blick in den Freistaat Bayern: Zweidrittelmehrheit der CSU. Vor wenigen Jahren wurde hier eine neue Geschäftsordnung beschlossen. Bitte sich anzuschauen, wie hier das Fragerecht ausgebaut wurde, wie hier Möglichkeiten für die Opposition geschaffen worden sind. Orientieren Sie sich an Beispielen wie etwa dem Freistaat Bayern (Abg Godwin Schuster: In Niederösterreich ist es auch so! In Niederösterreich haben „alle" Akteneinsicht, nicht wahr? – Ironische Heiterkeit bei Abg Godwin Schuster), der mit Zweidrittelmehrheit gezeigt hat, dass man Opposition ernst nimmt, dass das sogar eine Chance zur Weiterentwicklung ist, und verweisen Sie nicht immer auf jene Beispiele (Abg Godwin Schuster: Wo die ÖVP regiert!), die gerade Ihnen passen. Schauen Sie nach Vorarlberg: Die mittelbare Bundesverwaltung ist hier sehr wohl vom Fragerecht umfasst. Schauen Sie nach Bayern! (Abg Godwin Schuster: Schauen Sie nach Niederösterreich!) - Das wären Beispiele! Anhand derer könnten wir in den nächsten zwei, drei Jahren hier eine Verfassung für Wien schaffen, die dem 21. Jahrhundert entspricht und die nicht noch den Geist des 19. Jahrhunderts in sich hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Oxonitsch. (Zwischenruf von Abg Mag Waltraut Antonov. – Der an das Rednerpult tretende Abg Christian Oxonitsch: Das ist immer noch unser Kaffee!) 

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man kann sich ja nur immer wieder wundern. Ich habe mich das letzte Mal gewundert über eine Aktuelle Stunde, wo ich darauf hingewiesen habe. Wir werden in einem Gemeinderat noch über die Valorisierungsverordnung sprechen. Es gibt eine Aktuelle Stunde, wir machen es morgen wieder. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir wundern uns auch! Genau: Wir wundern uns auch!)

Es gibt ein altes Sprichwort: Nichts ist unmöglich! Das sind Tage der Verwunderung und des Erstaunens! – Und für mich ist der heutige Tag tatsächlich so ein Tag des politischen Erstaunens: Da gibt es Diskussionen, die landauf, landab geführt werden über Asyl- und Fremdenrecht; da befindet sich ein Nobelpreisträger in Wien, um den Klimawandel zu diskutieren; da wird über eine Schulreform diskutiert; da wird über Steuer und Pensionen diskutiert; da werden Fragen des Arbeitsmarktes diskutiert. Wir und die Wiener GRÜNEN wollen darüber nicht sprechen, sie wollen heute über die Kontrollmöglichkeiten in Wien sprechen und hier einen Diskurs führen - den wir sehr gerne führen, denn es ist tatsächlich ein Diskurs, in dem, so glaube ich, der Nachweis gelingen wird, dass in Wien hier tatsächlich in sehr vielen Bereichen die Situation eine andere ist, als sie hier dargelegt wurde, und ich kann viele Punkte, die hier angeführt wurden, widerlegen. Ich möchte einen vorwegnehmen: 

Es wurde hier gesagt, es sei überall üblich, dass mit Zweidrittelmehrheit bestellt wird. - Sie wissen ganz genau, es ist nicht so: Es ist in Salzburg nicht so, es ist in Salzburg Stadt nicht so, es ist in Tirol nicht so. Es stimmt also einfach nicht, was hier gesagt wurde. 

Tatsache ist - das möchte ich auch gleich zu Beginn sagen, und das ist vielleicht etwas, was uns zumindest einmal eint -, und dafür einmal mehr ein herzliches Dankeschön, dass wir ein hervorragendes Kontrollamt haben, mit hervorragenden Mitarbeitern und einem sehr guten Kontrollamtsdirektor. Diese Ansicht eint uns alle, und dafür auch von meiner Seite gleich eingangs ein herzliches Danke! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich glaube auch, dass wir in diesem Haus eine sehr gute Tradition haben, eine Tradition der Fortentwicklung, der Weiterentwicklung der Wiener Stadtverfassung, indem wir immer wieder im Zuge von Legislaturperioden eine Diskussion über die gesamte Stadtverfassung führen. Und es ist eine Diskussion hier tatsächlich möglich, denn es liegt eine Vielzahl von Vorschlägen vor, nicht nur die hier angesprochenen Anträge, sondern Kollege Tschirf hat hier auch gerade einige Punkte angeführt, und ich erinnere auch an Diskussionen, die wir hier geführt haben über Petitionsausschüsse, auch über die sprachliche Anpassung der Stadtverfassung an die Geschlechtergerechtigkeit und vieles andere mehr. 

Daher macht es einfach Sinn, so etwas im Paket zu diskutieren. Und ich glaube, es hat sich auch gezeigt, dass durch das sehr umfassende und weitreichende Diskutieren der Stadtverfassung zwar nicht immer sofort, aber letztlich sehr wohl Veränderungen stattgefunden haben, die – über Scheinheiligkeit haben wir ja das letzte Mal bei der Aktuellen Stunde ein bisschen gesprochen – in der Vergangenheit durchaus auch anders wahrgenommen wurden. Ich erinnere etwa an die öffentlichen Stellungnahmen des Vorgängers des Kollegen Tschirf bei der letzten Verfassungsreform, der damals betont hat, dass die Stadtverfassung mit all den zusätzlichen Möglichkeiten, die wir eingeräumt haben, einen Meilenstein in der Geschichte des Parlamentarismus darstellt. – Jetzt kann man sagen: Das war der Vorgänger, damit habe ich nichts zu tun! Aber auch Kollege Tschirf hat damals die Reform der Stadtverfassung als demokratiepolitischen Meilenstein bezeichnet.

Und es ist tatsächlich ein solcher. Seit dieser Reform sind sechs Jahre vergangen, in denen gerade die ÖVP auf Bundesebene die Möglichkeit gehabt hätte, tatsächlich Schritte zu setzen, damit die demokratiepolitischen und kontrollpolitischen Standards, die wir in Wien haben, auch auf Bundesebene eingeführt werden. Ich erinnere an unzählige Anträge, die von unserer Fraktion gestellt wurden, nicht nur in der Oppositionszeit, sondern ganz bewusst auch in der Zeit, in der wir uns jetzt gemeinsam mit der ÖVP in Regierungsverantwortung befinden: Es waren dies Vorschläge in Richtung gläsernes Parlament mit mehr Kontrollmöglichkeiten. Diese wurden jedoch allesamt von der ÖVP abgeschmettert, und zwar in der Zeit Ihrer De-facto-Alleinregierung genauso wie in der jetzigen Zeit mit der SPÖ. Sie waren nicht bereit, in den Koalitionsvereinbarungen tatsächlich die Standards, die wir in Wien zum Beispiel in Richtung Minderheitenrechte und Beauftragung von Rechnungshofberichten haben, umzusetzen, und Sie sperren sich bis heute dagegen. 

Heute aber stellt man sich hierher und bezeichnet die Wiener Stadtverfassung mit ihren ausgeprägten Minderheitsrechten und ihren ausgeprägten Kontrollmöglichkeiten als monarchistische Verfassung, was im Hinblick auf deren Tradition und vor allem auch im Vergleich mit den Bundesländern nicht zutrifft.

Dieser heutige Landtag ist aber eben auch einfach ein Symbol für den Zustand der GRÜNEN. (Zwischenrufe und ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Man erlebt keine sprühenden Ideen, sondern es kommt immer wieder Altbackenes. Darüber kann man zwar auch immer diskutieren, tatsächlich reden wir aber an den Themen vorbei. 

Wir konnten in der Vergangenheit feststellen, wie es bei euch läuft! Das konnten wir nicht nur in den Zeitungen lesen, sondern es wird auch in der öffentlichen Wahrnehmung immer wieder von „Schlafwagenoppositionspolitik“ geredet. Und wenn ich mir den öffentlichen Diskurs und das, was hier thematisiert wird, anschaue, dann klaffen tatsächlich Welten auseinander, und das zeitigt mittlerweile auch bei den GRÜNEN selbst Folgen: In Simmering verabschieden sich drei Viertel der Abgeordneten mit der Begründung – wenn ich sie richtig lese –, dass die Wiener GRÜNEN an den wahren Sorgen und Nöten des Großteils der Menschen vorbei diskutieren. – Da kann ich nur sagen: Wie wahr! Das Thema des heutigen Landtages ist ein klarer Beleg dafür, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Ich gebe schon zu, dass es die GRÜNEN in Wien natürlich auch nicht leicht haben, aktuelle Themen tatsächlich zu thematisieren, denn es findet hier ein bisschen das Spiel „Hase und Igel“ statt: Immer, wenn einer von den GRÜNEN hinkommt, ist ein anderer schon dort, etwa betreffend das Thema Umweltschutz, bei dem Wien einen hervorragenden Standard aufweist, wie die vielen internationalen Studien über die Lebensqualität in Wien oder vieles andere mehr belegen. 

Das gilt auch für die Verkehrspolitik: Die GRÜNEN haben jetzt ein ambitioniertes Verkehrskonzept vorgestellt, allerdings muss man aber feststellen, dass wir gerade in diesem Bereich bereits einen Standard erreicht haben, von dem andere Städte nur träumen können. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das glauben Sie aber selbst nicht wirklich!) In Wien haben die Öffis tatsächlich den Kfz-Verkehr überholt. Ich will nur darauf hinweisen, damit man ein bisschen den Zusammenhang sieht, wie wir heute zu diesem Thema kommen.

Aber kommen wir nun zum demokratiepolitischen Bereich. Wien hat in vielen politischen und auch demokratiepolitischen Bereichen tatsächlich eine Vorbildfunktion und insbesondere auch in diesem Bereich. Gehen wir die einzelnen Punkte durch, viele sind ja bereits angesprochen worden. – Noch einmal: Man hat hier tatsächlich teilweise Falschinformationen von sich gegeben. Widerlegen Sie mir, dass es in Salzburg-Stadt oder in Tirol anders ist! Sie sagen: Überall anders ist es so. Ich sage: Es ist nicht so, weder im Salzburger Landtag noch in der Stadt! 

Aber gehen wir auch die vielen anderen Bereiche durch, die hier angesprochen beziehungsweise ganz bewusst auch nicht angesprochen wurden: In Wien können zum Beispiel drei Prozent der Landtags- und Gemeinderatsmitglieder einen Klub mit allen zusätzlichen Möglichkeiten bilden. – Das gibt es einfach nur in Wien, weil wir gerade den Minderheiten besondere Beachtung schenken. Überall anders ist ein höheres Quorum notwendig.

Eine Fragestunde, wie sie von Kollegen Tschirf angesprochen wurde, ist bei den Gemeinderäten der Landeshauptstädte nicht überall vorgesehen. Das gibt es in der Mehrheit der Landeshauptstädte gar nicht, und selbst in den Landtagen ist eine Fragestunde durchwegs keine Selbstverständlichkeit.

Erwähnenswert ist vor allem aber auch das Procedere unserer Fragestunde. Man braucht sich nur die Live-Übertragungen aus dem Parlament anzuschauen. Wenn dort mehr als eine Frage gestellt wird oder mehr als ein Satz gesagt wird, wird das Mikrofon abgedreht. Das ist dort fraktionsübergreifend Standard. – Ich glaube, wir alle sind uns einig, dass wir hier in Wien gerade in diesem Bereich eine sehr liberale Haltung haben! 

Eine Aktuelle Stunde im Gemeinderat ist überhaupt nur in Wien und in Linz möglich. In den Landtagen ist sie durchaus vorgesehen. Aber Wien ist halt maßgeblich als Gemeinde strukturiert, und daher kann man hier gar nicht anders vorgehen. Wir in Wien haben diese Aktuelle Stunde, und sie wird weidlich ausgenützt, was, wie ich glaube, den Diskurs hier in diesem Haus auch tatsächlich belebt. Aber man muss sich vor Augen führen, das es diese Möglichkeit eben nicht überall gibt. 

Mitteilungen von Regierungsmitgliedern sind nicht überall vorgesehen. Nur in ganz wenigen Landtagen gibt es überhaupt die Möglichkeit einer Mitteilung, und nirgends ist vorgesehen, dass darüber auch debattiert werden kann. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Liebe ÖVP! Reden Sie einmal mit Ihren Landeshauptleuten! Die Möglichkeit einer Debatte über solche Mitteilungen gibt es in vielen Landtagen gar nicht! Eine Besprechung ist nur in Wien und im Burgenland beziehungsweise auf Gemeinderatsebene in Eisenstadt vorgesehen. Sonst kann ein Regierungsmitglied zwar eine Mitteilung machen, aber diskutiert kann darüber nicht werden. Man stelle sich das einmal in Wien vor!

Zur Frage der Akteneinsicht. Da kann man durchaus auch interessante Geschichten erzählen, wie das in Vorarlberg vonstatten geht, weil Vorarlberg immer wieder angesprochen wurde. – Nicht überall ist eine zeitgerechte Akteneinsicht durch Abgeordnete in Vorlagen der Landesregierungen für den Landtag in der Geschäftsordnung tatsächlich klar geregelt. Bei uns ist das jedoch klar geregelt. Es gibt hier sogar das eine oder andere Mal Kritik, wenn Fehler unterlaufen, keine Frage, jedenfalls haben wir das aber klar geregelt. Bei uns gibt es diese zeitgerechte Akteneinsicht, und ich stelle mir jetzt auch einmal vor, wie es wäre, wenn wir das in Wien nicht hätten!

Es ist ja auch nicht in jedem Landtag selbstverständlich, dass einzelne Abgeordnete Anträge einbringen können. Reden Sie mit Ihren grünen KollegInnen aus anderen Landtagen: Die müssen überhaupt erst einmal jemanden finden, mit dem sie gemeinsam Anträge einbringen können, weil sie selbst gar kein Antragsrecht haben. (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Das haben wir ... (Abg Dipl‑Ing Martin Margulies: Sollen wir uns jetzt bei euch für den demokratiepolitischen Normalzustand bedanken?) Nein! Da geht es überhaupt nicht ... (Zwischenruf von Abg Mag Maria Vassilakou.) Das ist gut! Mindeststandards! Sie haben recht! Tatsache ist, dass eine Partei, die in anderen Landtagen die Regierungsmehrheit hat, hier etwas fordert, obwohl sie selbst nicht bereit ist, diese demokratiepolitischen Mindeststandards überhaupt herzustellen. Das ist der Punkt! Und es werden hier Behauptungen in den Raum gestellt, die einfach nicht stimmen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Man muss sich auch erst einmal vor Augen führen, dass nicht in jedem Landtag die Mitglieder wichtiger Kontrolleinrichtungen, wie der Präsident des Rechnungshofes oder auch der öffentlichen Anwaltschaften, tatsächlich ein Rederecht haben, sondern dass sie teilweise nur teilnehmen können. Standard bei uns ist, dass es ein Rederecht gibt. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das haben wir durchgesetzt!)

Man kann immer sagen: Das haben wir durchgesetzt! Der Vorwurf hat aber immer gelautet, dass wir das verhindern. – Das Gegenteil ist der Fall! Wir haben hier nichts zu verstecken. Wir bekennen uns zu öffentlicher Kontrolle, und wir bekennen uns auch zu einem offensiven politischen Diskurs in dieser Stadt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Entsprechendes, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, kann man dort, wo Sie die Verantwortung haben, einfach nicht feststellen! Ich verweise einmal mehr auf Ihre tatsächlichen Maßnahmen und Ihre tatsächliche Haltung auf Bundesebene.

Das Instrumentarium der dringlichen Initiativen ist in Wien sehr ausgeprägt und wird auch in Anspruch genommen. Es ist aber auch keine Selbstverständlichkeit, dass es diese Möglichkeiten gibt. Die Dringliche Anfrage gibt es überhaupt nur in den Landtagen von Niederösterreich, Oberösterreich und Vorarlberg. Sonst gibt es die Möglichkeit, tatsächlich eine Dringliche Anfrage an den Landeshauptmann und die Landesregierungsmitglieder zu richten, überhaupt nicht. Ich denke jetzt an die vielen Debatten und Diskussionen, die wir hier in diesem Hause gehabt haben, und meine: Da brauchen wir uns nicht zu verstecken!

Letztlich haben wir hier in Wien auch mit den Dringlichen Anträgen eine hervorragende Lösung. Diese können über einzelne Klubs eingebracht werden, was tatsächlich in einem ausgeprägten Maß der Fall ist. Das ist auch nicht überall möglich. Man muss sich vor Augen führen, dass es in Tirol und der Steiermark einer Zweidrittelmehrheit bedarf, dass man überhaupt einen Dringlichen Antrag einbringen kann. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Danke!) Bitte sehr! – Deswegen braucht man sich jedenfalls auch nicht zu verstecken! 

Ich sage noch einmal – und die Liste ließe sich ja endlos fortsetzen ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Danke!) Ich sage das nicht deshalb, dass man „Danke!“ sagt, sondern ich sage es schlicht und ergreifend deshalb, weil es uns in der Vergangenheit gemeinsam mit allen politischen Klubs gelungen ist, diese Stadtverfassung immer wieder weiter zu entwickeln. – Daraus sollte man gar kein Geheimnis machen: Natürlich gibt es zu einer Stadtverfassungsreform zunächst einmal unterschiedliche Vorschläge. Daher macht es für mich auch politisch Sinn, das Ganze wirklich als Paket zu diskutieren, und es ist politische Praxis, dass so etwas in Form eines Diskurses der politischen Klubs stattfindet. Daher lade ich hier ausdrücklich zu einem Gespräch ein, denn tatsächlich hat die große Initiative seitens der Grünen hier ja 
überhaupt noch nicht stattgefunden. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Es ist bezeichnend, dass die GRÜNEN in diesem Landtag immer versuchen, diesbezüglich die Kurve mit irgendwelchen gemeinsamen Anträgen zu kratzen. Warum diese Initiative heute aber allein von den Grünen gesetzt wurde, weiß man bis jetzt nicht! (Abg Mag Waltraut Antonov: Ihr hättet uns ja unterstützen können!)

Jetzt noch ein Punkt, nämlich die Untersuchungsausschüsse: Man muss immer wieder darauf hinweisen, dass wir diesbezüglich etwas hier in Wien haben, was bis heute, vor allem auch seitens der ÖVP, auf Bundesebene konsequent abgelehnt wird. Bei uns kann nämlich ein Untersuchungsausschuss tatsächlich auch von einer Minderheit eingesetzt werden, und zwar sowohl auf Ebene des Landtages als auch auf Ebene des Gemeinderates. Hier besteht die Möglichkeit, Untersuchungsausschüsse entsprechend einzusetzen und somit zusätzliche Kontrollmöglichkeiten zu schaffen, zusätzlich zu den Aufträgen betreffend Prüfaufträge durch das Kontrollamt. Diese Möglichkeit besteht tatsächlich. (Zwischenruf von Abg Mag Waltraut Antonov.)

Kollegin Antonov! Es stimmt nicht, dass wir alle Anträge ablehnen! Wir lehnen gewisse Anträge ab. Aber Sie haben ja darüber hinaus die Möglichkeit, trotzdem als Minderheit Ihr Recht einzufordern. Wenn wir dem, was Sie einbringen, grundsätzlich zustimmen müssten, dann wäre das Minderheitenrecht ja gar nicht notwendig. Wir stimmen Anträgen zu, das wissen Sie ganz genau! Das haben Sie auch nicht richtig von sich gegeben! Wir haben sehr wohl einigen Anträgen zugestimmt. Aber es gibt natürlich auch einige, denen wir eben nicht zustimmen. Wir wollen damit nichts verhindern, sondern wir geben hier eine politische Wertung ab. Und wenn Ihnen etwas so wichtig ist, dann nehmen Sie doch Ihr Minderheitenrecht in Anspruch! Und Sie tun das ja auch, und das ist der Punkt. (Zwischenruf von Abg Mag Waltraut Antonov.) 

Das andere würde ja bedeuten, Kollegin Antonov, dass wir allem zustimmen, was Sie einbringen, und so kann es wohl nicht sein! Es gibt unterschiedliche Haltungen, denn wir sind unterschiedliche Parteien, und ich bin sehr stolz darauf, dass wir unterschiedliche Parteien in diesem Haus haben, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ)

Man muss auch darauf hinweisen, dass es keineswegs selbstverständlich ist, dass der Vorsitz im Kontrollausschuss in einem Rotationsprinzip ausschließlich den Oppositionsparteien zusteht. Das ist keine Selbstverständlichkeit! Wir haben uns dazu entschlossen und diese Möglichkeit geschaffen, und nicht zuletzt räumen wir sie auch heute ein. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich glaube, dass es für uns tatsächlich um ein gemeinsames Arbeiten an dieser Stadtverfassung geht. Es gibt viele Punkte, für die wir uns, glaube ich, nicht verstecken müssen. Es gibt auch viele Punkte, hinsichtlich welcher wir in Zukunft wieder eine gewisse Vorreiterrolle übernehmen können. Und es gibt sicherlich auch viele Punkte, betreffend welche wir im Diskurs zwischen den Klubs völlig unterschiedlicher Meinung sind.

An dieser Stelle möchte ich einmal mehr darauf verweisen, dass es nicht von ungefähr kommt, dass es in Wien sehr große Zufriedenheit mit der Stadtverwaltung gibt, und zwar auch deshalb, weil es meiner Ansicht nach sehr ausgeprägte Kontrollmöglichkeiten gibt und weil es in diesem Zusammenhang immer wieder viele Vorschläge gibt, auf die man eingehen kann und als Stadtregierung und Stadtverwaltung im Endeffekt auch eingehen muss.

Dabei bleibt uns aber auch nicht erspart – und das möchte ich auch nicht verschweigen –, über gewisse Maßnahmen, die wir in dieser Stadt setzen wollen und müssen, nicht nur mit dem Rechenstift, sondern auch politisch zu urteilen. – Es gibt viele Projekte – und ich verweise auch auf einige Projekte, die auf Anregungen der Grünen gekommen sind –, bei denen das Kontrollamt zu hohe Kosten kritisiert hat. Trotz allem bekennen wir uns politisch zu gewissen Maßnahmen, weil sie aus verkehrspolitischer, umweltpolitischer und stadtplanerischer Sicht Sinn machen. Diese Möglichkeit gibt es. Das sage ich jetzt in Anbetracht dessen, dass Sie uns den Vorwurf machen, dass wir nicht jeder Empfehlung des Kontrollamtes folgen. 

Dieser Vorwurf ist unrichtig! Ich könnte jetzt auch einige Fälle nennen, in denen es zwar Empfehlungen des Kontrollamtes gibt, dass man vielleicht etwas nicht tun oder anders tun sollen hätte, wir aber trotzdem, manchmal durchaus in Einigkeit mit den Grünen und manchmal in Übereinstimmung mit der ÖVP oder in breiter Einigkeit, als Wiener Gemeinderat beschlossen haben, ein gewisses Projekt so und so durchzuführen, auch wenn das Kontrollamt dem bei der Prüfung der wirtschaftlichen Sicht nicht Folge leisten kann.

Meine Damen und Herren! Ich meine, es ist uns in der Vergangenheit tatsächlich gelungen, die Stadtverfassung immer wieder weiter zu entwickeln, sodass sie sich – wie ich anhand einiger Beispiele aufgezeigt habe – nicht hinter den anderen Stadt‑ und Landesverfassungen Österreichs verstecken muss. Ganz im Gegenteil: In vielen Bereichen sind wir nach wie vor Vorreiter. Und wenn es Bereiche gibt, in denen etwas getan werden kann, dann sind wir für den Dialog bereit. Wir bekennen uns zum Dialog. Wir bekennen uns vor allem aber auch dazu, dass eine Stadtverfassung nicht etwas ist, was man täglich ändert, sondern dass eine Stadtverfassungsänderung oder eine Novelle gut vorbereitet, überlegt, breit diskutiert und dann hoffentlich auch breit beschlossen sein will. – Für diese Gespräche, meine Damen und Herren, stehen wir zur Verfügung. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Ich darf Sie informieren, dass Abg Parzer für heute ebenfalls als entschuldigt gilt.

Ab nun haben, wie angekündigt, die weiteren Redner jeweils 15 Minuten zur Verfügung. Herr Abg Kowarik ist der nächste Redner. – Bitte. 

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist bezeichnend, dass gerade der erste Debattenredner der Mehrheitsfraktion verwundert ist, dass wir heute dieses Thema behandeln, anstatt sich in Wirklichkeit essentiell mit dem Inhalt dieser Diskussion auseinanderzusetzen. Man hat fast das Gefühl, als gälte es bei der Mehrheitsfraktion als etwas Unanständiges, sich mit den Kontrollrechten und Kontrollfunktionen der Stadt Wien zu befassen und sich darüber zu unterhalten. Ich glaube, das ist sehr bezeichnend und spricht für sich!

Lassen Sie mich trotzdem am Beginn meiner Rede zunächst jenen danken, um die es heute geht: Es geht jetzt um das Kontrollamt, und ich glaube, es ist einheitliche Meinung des ganzen Hauses, dass das Kontrollamt sehr gute Arbeit leistet, und unser Dank geht an den Direktor und seine Mannschaft. Man kann es nicht oft genug sagen: Das, was da geleistet wird, ist hervorragend. (Beifall bei der FPÖ.)

Klar ist, dass in einer modernen Gesellschaft jede größere Organisationsform umfangreiche Kontrollmechanismen einzurichten hat. Das ist bei jedem größeren Unternehmen der Fall, und das ist natürlich auch bei Vertretungskörpern beziehungsweise größeren Verwaltungsapparaten eine Selbstverständlichkeit. Oftmals ist die Qualität der Unternehmen beziehungsweise der Verwaltungskörper auch und gerade an der Qualität der Kontrolleinrichtungen messbar.

Es ist auch unbestritten, dass für den riesigen Verwaltungsapparat der Gemeinde Wien eine sehr wirksame Kontrolleinrichtung notwendig ist. Die Frage ist nur, ob die derzeit bestehende Kontrolleinrichtung tatsächlich ausreichend ist. – Wir von der Oppositionsseite sind der Meinung, dass es hier sehr wesentliche Verbesserungen geben sollte und kann, und darüber wollen wir heute sprechen.

Feststellen muss man auch – und ich glaube, es fällt auch keinem Oppositionspolitiker ein Stein aus der Krone, wenn er das sagt –, dass in vielen Bereichen der Wiener Stadtverwaltung hervorragende Arbeit geleistet wird, dass teilweise sehr effizient und schnell gearbeitet wird. Das ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, soll aber doch erwähnt werden.

Allein schon die Größe und der Umfang des Aufgabengebietes bedingen jedoch auch Leerläufe, Fehlentscheidungen und auch Fehler im System der Stadtverwaltung. Und um die Wirksamkeit dieser wichtigen Einrichtung, nämlich des Kontrollamtes, in diesem Bereich beurteilen zu können, sind, glaube ich, zwei Betrachtungsweisen ganz entscheidend.

Der eine Blickwinkel betrifft das Regelwerk beziehungsweise die legistische Ausstattung des Kontrollamts. Die andere Betrachtungsweise ist zu untersuchen, wie die Stadtverwaltung tatsächlich mit den präsentierten Ergebnissen des Kontrollamtes umgeht, wie die Umsetzung von Anregungen beziehungsweise auch die Sanierung von festgestellten Missständen funktioniert.

Zum einen Punkt haben Sie mehrere Anträge der Oppositionsparteien vor sich liegen, die an und für sich – wie ich meine – nur demokratiepolitische Selbstverständlichkeiten ausdrücken.

Zuallererst möchte ich die Stellung des Repräsentanten des Kontrollamtes, des Kontrollamtsdirektors, erwähnen. – Ich glaube, im Zuge seiner Bestellung wäre es sicherlich nichts Außergewöhnliches, sondern an und für sich sogar eine Selbstverständlichkeit, wenn man sich zuerst ein Bild davon machen könnte, wer diesen Posten erhalten soll. Wir haben in den Beschlussantrag geschrieben, dass ein öffentliches Hearing stattfinden soll, damit nicht nur die Opposition, sondern auch die Öffentlichkeit die Möglichkeit hat, diesen Herrn oder diese Dame – denn es könnte natürlich auch eine Dame sein – zuerst kennen zu lernen und sich ein Bild zu machen.

Zudem meine ich, dass niemandem ein Stein aus der Krone fallen würde, wenn man für die Wahl des Direktors eine Zweidrittelmehrheit vorsieht. Ich glaube, dass es die Stellung des Direktors an und für sich stärken würde, wenn er sich einem größeren Quorum stellen muss. Korrespondierend dazu soll natürlich auch bei der Absetzung des Direktors vorgegangen werden, darüber brauchen wir nicht zu diskutieren. Nun hat es eine Fraktion in der Hand, darüber zu entscheiden, ob ein Direktor bleibt oder nicht, um es verkürzt auszudrücken. Auch in diesem Fall wäre eine Zweidrittelmehrheit, glaube ich, eine Selbstverständlichkeit.

Natürlich wäre es auch eine Aufwertung des Kontrollamtes, wenn man dieses als eigenes Organ einrichtet und auch die Personalhoheit zum Leiter des Kontrollamtes überträgt. 

Nun ein weiterer ganz entscheidender Punkt: Wir Mitglieder des Kontrollausschusses wissen, dass die Diskussion über Berichte des Kontrollamtes selbstverständlich notwendig und wichtig sind. Ich meine aber, dass die Abstimmung über die Kenntnisnahme der Berichte – wie ich es einmal ausdrücken möchte – sportlich wertlos ist. Wir haben es heute schon gehört: Lesen können wir alle. Ich glaube, darüber besteht kein Zweifel.

Sicherlich sinnvoll wäre es, so wie vorgeschlagen, über die einzelnen Empfehlungen des Kontrollamtes abzustimmen und auch eine Berichtspflicht einzuführen, damit man die Umsetzung der Empfehlungen des Kontrollamtes besser kontrollieren kann.

Ein weiterer leidiger Punkt ist auch die Veröffentlichung der Berichte. Auch darüber haben wir schon länger diskutiert. Es wäre sinnvoll, die Berichte des Kontrollamtes so rasch als möglich der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Ich glaube, dagegen gibt es nichts zu sagen. Das auch legistisch umzusetzen, sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein. – Dazu haben wir Anträge eingebracht. Ich bin schon gespannt auf das Abstimmungsverhalten der Mehrheitsfraktion! Eigentlich spricht nichts dagegen, dass man zustimmt.

Das war die erste Betrachtungsweise betreffend die legistische Aufwertung unseres Kontrollamtes. 

Bei der zweiten wesentlichen Betrachtungsweise geht es darum, wie die Führung der Stadtverwaltung mit den Ergebnissen des Kontrollamtes umgeht. – Wir haben schon gehört, dass die Ergebnisse leider Gottes oftmals negiert werden beziehungsweise es sehr lange dauert, bis die guten Vorschläge, die immer wieder vorgebracht werden, tatsächlich umgesetzt werden. In den Berichten findet man – auch das wurde schon gesagt – immer wieder die gleichen Anregungen, und ich glaube, es wäre notwendig, dass man schneller zur Tat schreitet und tatsächlich das umsetzt, was uns das Kontrollamt empfiehlt.

Es gibt ja – Gott sei Dank, wie ich einmal sagen möchte – im Bereich der Stadt Wien nicht nur das Kontrollamt, sondern auch andere Einrichtungen wie etwa den Rechnungshof oder die Volksanwaltschaft. Auch diese Institutionen kontrollieren die Stadtverwaltung und zeigen Missstände auf. Es gibt aber auch mehrere Beispiele, gemäß welchen die aufgezeigten Missstände von der Stadtverwaltung leider Gottes nicht abgeschaltet werden beziehungsweise darauf nicht adäquat reagiert wird.

Ich möchte Ihnen nur einen einzigen Punkt herausstreichen. Sie haben dieses Beispiel auch von mir schon einmal gehört, ich glaube aber, es ist dies wirklich ein gutes Beispiel, wie nicht vorgegangen werden soll. In diesem Fall betrifft es die Volksanwaltschaft: Diese hat in ihrem Bericht 2006 an den Wiener Landtag unter anderem auch über die Kundmachung der Kurzparkzonen einen langen Bericht geschrieben. Es ist da immerhin so weit gekommen – und das ist ja nicht irgendetwas –, dass es bezüglich der Kundmachung der Kurzparkzonen im Bereich der Stadthalle nicht nur eine Missstandsfeststellung hinsichtlich der Verwaltung und eine Empfehlung in Richtung Bereinigung der Kundmachungssituation gab, sondern dass – und das ist das Entscheidende für die Bürger – auch eine Rückzahlung der zu Unrecht einbehaltenen Strafbeträge angeordnet wurde. Wie wir wissen, ist das aber leider noch nicht der Fall, sondern wir warten noch immer darauf, dass die Stadtverwaltung adäquat auf diesen Bericht reagiert. – Nicht nur aus Sicht der Volksanwaltschaft und auch meiner Meinung nach sollte es wohl auch möglich sein, dass einmal Gelder zurückgezahlt werden, die zu Unrecht eingehoben wurden. Auf diese Weise könnte die Stadtverwaltung beweisen, dass sie diese Berichte ernst nimmt! (Beifall bei der FPÖ.)

Man kann zusammenfassend feststellen, dass die Entwicklung unserer Stadtverfassung an und für sich ein Anliegen aller Fraktionen sein sollte. Es wurde heute ja auch schon sehr oft von anderen Fraktionen festgestellt, dass das sehr wichtig ist. Entscheidend sind aber die Taten, die dazu führen. Selbstverständlich kann es nie falsch sein, Kontrolle zu verbessern. Gerade der Stadtverwaltung muss es ein ureigenstes Anliegen sein, hier das Optimale herauszuholen, denn es fördert das Vertrauen der Bevölkerung, wenn die Kontrollmechanismen ordentlich funktionieren. In diesem Sinne bitten wir um die Zustimmung der sozialdemokratischen Fraktion und sind schon sehr gespannt auf deren Abstimmungsverhalten! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Vassilakou. 

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Zunächst muss ich festhalten: Kollege Oxonitsch hat schon bessere Reden gehalten als die heutige. Ich weiß nicht, ob er noch da ist. (Abg Mag Thomas Reindl: Da ist er!) Ja! Es freut mich, dass du da bist, denn ich habe dir an dieser Stelle noch einiges zu deinen Ausführungen zu sagen! 

Ich stelle fest: Kollege Oxonitsch meldet sich hier zu Wort und wundert sich. Er wundert sich, das Thema des heutigen Landtags behagt ihm nicht, und er versucht, mit armseliger Polemik davon abzulenken. Er versucht, über alles Mögliche zu sprechen, nur ja nicht über das, worum es eigentlich hier heute geht.

Er empfiehlt uns Themen: Wir sollten über das Bleiberecht reden, bei dem die SPÖ umgefallen ist und bedauerlicherweise verhindert hat, dass es umgesetzt wird. Wir sollen darüber reden, dass Al Gore heute in Wien ist und referiert. Ich finde das super! Ich sehe zwar nicht, was das mit dem Landtag zu tun hat, aber neuerdings ist die SPÖ offenbar der Meinung, wir können im Landtag über alles reden!

Wenn Sie meinen, dass wir hier über alles reden können, was halt so in der Stadt los ist, dann sage ich jetzt: Das Wetter ist schlecht! Und im Übrigen ist der Verein der Freunde der Wiener Polizei etwas ins Zwielicht geraten. Wir könnten auch über honorige Mitglieder der Wiener SPÖ reden, von denen es heißt, dass sie Interventionen bei Herrn Horngacher getätigt hätten. – Es würde Kollegen Oxonitsch allerdings wahrscheinlich schon wieder weniger behagen, wenn wir darüber reden! Aber wir könnten über alles reden! Dieser Meinung bin ich auch!

Wir werden jetzt aber trotzdem nicht über alles Mögliche reden, sondern wir werden über das reden, was Thema ist. Und das Thema der heutigen Sitzung lautet: Wie geht die SPÖ mit den Empfehlungen des Kontrollamtes um? – Das ist das Thema: Ignoriert die SPÖ die Empfehlungen des Kontrollamtes, oder ist sie bereit, diese umzusetzen?

Nun zu Ihnen, Kollege Oxonitsch: Ich finde das sehr spannend! Ihre Rede war wirklich sozusagen mustertypisch für das, was die SPÖ immer macht, wenn es unangenehm wird. Zuerst wird gesagt: Man sollte über etwas anderes reden. Dann bedankt man sich beim hervorragenden Kontrollamt, dessen hervorragende Empfehlungen allerdings ignoriert werden. (Abg Mag Waltraut Antonov: Genau!) Nicht wahr? (Beifall bei den GRÜNEN.)

Dann spricht man darüber, welche Vorfälle es andernorts, etwa auch in der Dritten Welt, in Diktaturen, gibt und was sich dort ereignet, dass es also Orte gibt, wo es viel, viel schlimmer ist als in Wien. – Ja! Es gibt Länder, in denen Vertreterinnen und Vertreter der Opposition womöglich noch vom Rednerpult weggetragen werden könnten, wenn sie missliebige Dinge zur Sprache bringen. Wir sind aber Gott sei Dank in Wien! Wir leben in Wien und nicht im Vergleich, und es geht jetzt darum, wie die Wiener SPÖ in Wien mit den Empfehlungen des Kontrollamtes umgeht. Das ist jetzt Thema. 

Auch ich bedanke mich beim Kontrollamt und bei allen Beamtinnen, Beamten und Landesbediensteten, die hervorragend in dieser Stadt arbeiten! – Und ich will jetzt eigentlich darüber reden, wie man mit deren Empfehlungen umgeht. Etwas ist hier eindeutig festzuhalten: Bedauerlicherweise werden diese Empfehlungen, die schriftlich vorliegen und hinsichtlich welcher es eigentlich für jedermann und jedefrau von uns als selbstverständlich gelten sollte, dass sie umgesetzt werden, ignoriert. 

Die Haltung der SPÖ ist: Wunderbar! Zur Kenntnis genommen! Das ist uns blunzenwurscht! – Und das war es dann eigentlich auch schon wieder. Die Sache wird schubladisiert, und dann gibt es eben diesen wunderschönen Wiener Spruch, der das sehr schön zum Ausdruck bringt: „Red's in a Sackl, und stell’n ma’s vor die Tür!" – Das ist es, worum es geht, und das habt ihr heute schon wieder betrieben! Die leeren Bänke hier zeigen ganz genau diese Geisteshaltung, um die es geht: „Red's in a Sackl, und stell’n ma’s vor die Tür!"(Beifall bei den GRÜNEN. – Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.)

Was sollen wir in ein Sackl reden und euch vor die Tür stellen, Kollege Reindl? – Ich will nur ein paar Beispiele bringen, denn meine Redezeit ist äußert beschränkt. 

Zum einem wäre da die Tatsache, dass die Stadt unterschiedliche Tarife an unterschiedliche Institutionen für ein und dieselbe Leistung zahlt. Hier geht es konkret um die sozialen Dienste. Es gibt da einen Bericht des Kontrollamts, der nicht frisch ist, sondern schon aus dem Jahr 2002 stammt. Wir haben jetzt das Jahr 2007, es ist also fünf Jahre später. (Abg Mag Thomas Reindl: Das ist ein alter Hut! Wir reden über die Zukunft und nicht über die Vergangenheit!) Nach wie vor zahlt jedoch die Stadt Wien für ein und dieselben Dienstleistungen den sozialen Diensten unterschiedliche Tarife. – Was hat man also mit den eindeutigen Empfehlungen des Kontrollamtes gemacht? - „Red's in a Sackl, und stell’n ma’s vor die Tür!" 

Ein zweites Beispiel: Im Kaiserin-Elisabeth-Spital hat es gebrannt. (Abg Mag Thomas Reindl: Das haben wir heute schon gehört!) Wissen Sie, wann es gebrannt hat? – Im Jahr 1993 hat es dort gebrannt. Dann hat das Kontrollamt geprüft. Es wurden eine Reihe von schwerwiegenden sicherheitstechnischen Mängeln und Mängeln beim Brandschutz, also von technischen Mängeln, festgestellt, und das Kontrollamt empfiehlt deren dringende Behebung. 2006, 13 Jahre später, ergibt eine neuerliche Prüfung jedoch, dass dieselben Mängel immer noch vorhanden sind. Was ist das für eine Haltung? –„Red's in a Sackl und stell’n ma’s vor die Tür!" 

Meine Damen und Herren! Drittes Beispiel: Neubau Geriatriezentrum und Küche SMZ-Ost. Als alles abgeschlossen ist, stellt das Kontrollamt fest, dass hier das veranschlagte Budget um 13 Millionen EUR überschritten wurde, und es gibt eine eindeutige Empfehlung, dass man ganz genau überprüfen muss, wie es zu dieser Überschreitung genommen ist, und dass man unter Umständen auch überlegen sollte, Rückforderungen an allfällige Verantwortliche zu richten. – Was geschah? Bis Ende 2005 war noch immer keine Schlussabrechnung des Projektes erfolgt. Und ob hinterher etwas getan wurde, wissen wir nicht, weil – und auch das ist Gegenstand des heutigen Landtags – nicht weiter berichtet wird, was eigentlich über die Jahre mit den Empfehlungen des Kontrollamts geschieht. 

Nächstes Beispiel – Planungen für den Wurstelprater: An dieser Stelle will ich keine breiten Ausführungen an Sie richten, weil meine Kollegin Sabine Gretner ohnedies ausgiebig auf dieses Thema eingehen wird. Ich kann lediglich sagen: Es gibt eine Überprüfung des Kontrollamts im Zusammenhang mit Vergaben an Herrn Mongon, mit Abrechnungen, mit mangelnden schriftlichen Festlegungen von Vereinbarungen und etlichem mehr. Es ist dies ein vernichtender Bericht des Kontrollamts. – Und was geschieht jetzt im Prater? Wer hat den nächsten Auftrag bekommen? Wie hat er den nächsten Auftrag bekommen? Und was macht er dort im Übrigen? – Muss wohl etwas Hervorragendes sein, von dem sogar die Architektenkammer unlängst gemeint hat, dass das der Gipfel der Peinlichkeit ist! – Ich kann nur erneut sagen: „Red's in a Sackl, und stell’n ma’s vor die Tür!" 

Ich werde jetzt weiterreden, ich sehe nämlich, dass das hilft: Die SPÖ ergreift die Flucht. Das ist auch hervorragend! Die Reihen der SPÖ lichten sich mehr und mehr. Unter Umständen könnte es sein, dass gegen Ende meiner Rede dann nur mehr sozusagen eine Alibiperson hier sitzt. 

Ich komme zum letzten Punkt, obwohl ich noch viel mehr Beispiele auf meinen Zetteln habe. Ich kürze das Ganze aber ab. – Das aktuellste Beispiel betrifft den Zuwandererfonds und gefällt mir ganz gut. Dort hat das Kontrollamt überprüft, ist zu dem eindeutigen Schluss gekommen, dass es für einen Fonds dieser Größe und mit diesen Aufgaben doch etwas übertrieben ist, drei Geschäftsführer zu haben, und hat eine Verschlankung der Geschäftsführung vorgeschlagen, damit Kosten eingespart werden. – Sie verstehen das schon! Mit „Verschlankung“ war nicht gemeint, dass die Herren und Damen eine Abmagerungskur vornehmen sollen, sondern dass sie vielleicht überlegen sollten, die Führungsstruktur irgendwie zu verkleinern.

Was ist das Ergebnis? – Es gibt jetzt nicht mehr drei Geschäftsführer, sondern nur einen Geschäftsführer und zwei Stellvertreter, und zwar mit demselben Gehalt wie vorher. Super! Das ist wirklich eine hervorragende Art, Empfehlungen umzusetzen!

Meine Damen und Herren, insbesondere von der Sozialdemokratie! Diese Beispiele – und das sind nur einige von vielen – belegen, dass das Kontrollamt hervorragend prüft, dass es Empfehlungen gibt und dass diese Empfehlungen ignoriert werden. Es gibt keinerlei Berichtskultur insofern, als die Stadträtinnen und Stadträte in diesem Hause oder im Kontrollausschuss später berichten, ob und wie Empfehlungen umgesetzt wurden. Die Prüfberichte verschwinden in irgendeiner Schublade. Vielleicht erinnert sich jemand von der Opposition ein paar Jahre später einmal daran und stellt dann eine Anfrage und einen Antrag, vielleicht aber auch nicht. Und genau das möchten wir ändern.

Ein Teil unserer Anträge zielt auch ganz genau darauf ab, dass es die Verpflichtung gibt, solche Empfehlungen umzusetzen, und dass darüber hinaus auch berichtet werden muss, ob sie umgesetzt worden sind. – Sie werden verstehen: Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser. In einer Demokratie ist es Aufgabe der Opposition, ganz genau nachzuschauen, ob Empfehlungen umgesetzt wurden oder nicht. Und in diesem Fall muss ich, wenn ich jetzt exemplarisch den Gesundheitsbereich herausgreife, feststellen: Sie tun es nicht! Sie tun es mehrfach nicht! Und es ist im Endeffekt wurscht, wie gerade der Gesundheits‑ und Sozialstadtrat heißt, es ist gleichgültig, ob er oder sie Rieder, Pittermann, Brauner oder Wehsely heißen. Inzwischen haben wir schon die vierte Stadträtin in diesem Bereich, die Missstände bleiben aber dieselben. Die Empfehlungen landen in derselben Schublade, und ganz genau das kritisieren wir, nämlich diese allzu lockere Handhabung à la: „Red's in 
a Sackl, und stell’n ma’s vor die Tür!" (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich verstehe, dass es Ihnen nicht behagt, darüber zu sprechen. Ich verstehe, dass Sie, wie gesagt, versuchen, um jeden Preis abzulenken. Bleiben Sie beim Thema! Dieses Thema ist es wert, dass wir heute darüber sprechen! Es ist gut, dass wir heute darüber sprechen. Wir werden es tun, und es freut mich sehr, dass die anderen zwei Oppositionsparteien mit genau derselben Lust darüber sprechen! Und wir werden nicht nur darüber sprechen, sondern wir haben auch ein ganzes Paket von Anträgen vorbereitet. Diese Anträge sollten Ihnen nicht unbekannt sein. Besonders peinlich für Sie ist dabei, dass Sie dasselbe zum Teil ja selbst schon mehrfach unterstützt haben. Mich wundert sehr, wie es möglich sein kann, dass Anträge angenommen werden und dann ein Jahr vergeht und man auf Gespräche verwiesen wird, zu denen die Sozialdemokratie nicht eingeladen hat und die es nirgendwo gibt. Dann aber kommst du hierher und sagst, dass es diese Gespräche geben wird. – Ich kann nur sagen: Nenne Ort und Zeit, und wir sind dabei!

Was ich ganz sicher nicht nachvollziehen kann, ist eine Haltung, die besagt: Es muss sich ein ganzes Paket ansammeln, damit wir über die Landesverfassung diskutieren können. Dieses Paket ist schon sehr groß, und ich weiß nicht, wie viel man noch braucht, um endlich diskutieren zu können. Ich finde das ausreichend, was heute hier vorgelegt wird. Und ich meine, es ist eine sehr peinliche Haltung, wenn man Anträge unterstützt und sie dann monatelang beziehungsweise jahrelang nicht behandelt.

Daher fordere ich euch auf, diese Anträge nicht nur durch Lippenbekenntnisse und Händchenheben zum x‑ten Mal zu unterstützen, sondern diese auch endlich einmal zu behandeln, damit wir in dieser Stadt tatsächlich erreichen, dass das hervorragende Kontrollamt ernst genommen wird, dass seine Empfehlungen auch umgesetzt werden und dass die „Red's in a Sackl und stell’n ma’s vor die Tür“-Haltung der SPÖ endlich ein Ende nimmt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Kenesei. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist schon bezeichnend, wenn man sich Kollegen Oxonitsch anhört, welche Definition er mit dem Wort „Konsequenzen“ verbindet. – Offensichtlich setzt er das Wort „Konsequenzen“ gleich mit „gute Ausreden suchen“. Kollege Oxonitsch! Das ist nicht die Definition, die landauf, landab gemeinhin für das Wort „Konsequenzen“ herangezogen wird! 

Kollege Oxonitsch erzählt uns hier etwas von einer Aktuellen Stunde. Er erzählt uns etwas von Fragestunden, die wir abhalten dürfen. Er redet von Mitteilungen von Regierungsmitgliedern und von der großzügigen Art und Weise, wie wir in dieser Stadt Akteneinsicht haben. Er spricht vom Rederecht im Landtag, vom Patientenanwalt und von der Dringlichen Anfrage.

Kollege Oxonitsch! Ich weiß nicht, ob Sie den Titel der heutigen Sitzung gelesen haben ist. – Er lautet: „Das rote Wien als demokratiepolitisches Schlusslicht in Österreich – Kontrollreform jetzt.“ Wir reden über das Kontrollamt, und es bestärkt mich jetzt, wenn ich diese Aufregung bei der SPÖ sehe, dass ich Sie genau am linken Fuß mit dem rostigen Nagel erwischt habe! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe von Abg Godwin Schuster und Abg Christian Oxonitsch.)

Genau davon wollen Sie nichts hören, Kollege Oxonitsch! Und um Ihrer Aufregung noch ein bisschen Nachdruck zu verleihen, darf ich Ihnen ein Zitat von Franz Kafka mit auf die Reise geben: „Nichtstun ist eine der größten und verhältnismäßig leicht zu beseitigenden Dummheiten in dieser Welt.“ – Das sollten Sie sich zu Herzen nehmen, wenn wir über die Stadtverfassung reden! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich kann Ihnen noch ein Zitat mitgeben, ich habe heute eine Zitatensammlung mit, weil ich nämlich genau gewusst habe, dass diese Aufregung bei den Genossen entstehen wird. – Einer, der euch nicht unbekannt ist, ist ein gewisser Herr Wladimir Iljitsch Lenin, durchaus eine Person, die der eine oder andere in der sozialdemokratischen Fraktion wohl kennen wird. Wissen Sie, was der gesagt hat? – „Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser.“

Das ist ein weiser Spruch! Aber er hat noch einen interessanten Satz gesagt, nämlich: „Schlimmer, als blind zu sein, ist, nicht sehen zu wollen.“ – Das trifft auf die SPÖ zu! (Beifall bei der ÖVP und von Abgeordneten der GRÜNEN.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bringe jetzt zwei oder drei Beispiele aus den vergangenen Jahren, Fälle, in denen nichts geschehen ist und hinsichtlich welcher sich die Sozialdemokratie eigentlich Gedanken machen sollte, weil das wirklich eine gefährliche Geschichte ist.

Ein Beispiel betrifft die Situation der Legionellen in den Bädern. Diesbezüglich hat es Vorschläge seitens des Kontrollamts gegeben, was zu tun ist: Heizungsumbau, neue Anlagen und so weiter. – Wissen Sie, welche Antwort von den zuständigen Stadträtinnen gekommen ist? Das hat ja durchaus schon Historie. Es hat geheißen: Wir haben kein Geld. Wir können das derzeit nicht machen. Wir haben es eh schon geplant. Wir werden darüber diskutieren. Vielleicht machen wir es nächstes beziehungsweise übernächstes Mal oder halt irgendwann einmal.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Da geht es um die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener, die in diese Bäder gehen! (Abg Mag Thomas Reindl: Ist Ihnen ein Fall bekannt?) Es sind einige Fälle bekannt! Lieber Herr Kollege Reindl! Ich gehe davon aus, das Sie als Fraktionsführer der Sozialdemokratischen Fraktion im Kontrollausschuss des Lesens und des Schreibens mächtig sind! Ich empfehle Ihnen, Ersteres zu tun, nämlich zu lesen! Lesen Sie den Kontrollamtsbericht! Dort sehen Sie nämlich ganz genau, was vorgeschlagen ist.

Ein weiteres Beispiel ist der Bericht betreffend den Krankenanstaltenverbund, die Brandschutzeinrichtungen und die verstellten Fluchtwege. Ich kann mich gar nicht erinnern, wie lange das schon zurückliegt! Offensichtlich ist das schon ein sehr alter Bericht. Ich habe ihn jetzt wieder einmal ausgegraben und nachgesehen, was inzwischen geschehen ist, und da habe ich festgestellt, dass es mittlerweile dieselben Missstände noch immer oder schon wieder gibt. – Veranlassen Sie doch mit Ihrer Mehrheit, die Sie hier haben, dass die verantwortlichen Regierungsmitglieder endlich Konsequenzen aus diesen Kontrollamtsberichten ziehen und entsprechende Maßnahmen setzen! Wählen Sie nicht immer nur einfach die Vorgangsweise: Helm auf, Augen zu und durch!, sondern setzen Sie das um, was das Kontrollamt empfiehlt und was es richtigerweise auch in den Berichten festhält! Dann sind Sie endlich auf dem richtigen Weg! (Beifall bei der ÖVP.)

Mir kommt die Sozialdemokratische Fraktion so wie eine Geburtshelferin von Werbeaktionen beziehungsweise von Werbeagenturen vor. Den letzten Coup haben Sie offensichtlich mit dem Telefonanbieter „Kleine und große Plaudertasche“ gelandet. Das kann nur aus den Reihen der SPÖ gekommen sein! Zu den Empfehlungen, die immer wieder in den Kontrollamtsberichten nachzulesen sind, und zu den Hinweisen, doch endlich etwas zu tun, gibt es von den Stadträten außer Schulterzucken nichts. Und das ist, mit Verlaub, für eine Regierungsfraktion eindeutig zu wenig!

Wovor fürchtet sich die SPÖ? Fürchtet sich die SPÖ davor, das Richtige zu tun oder einzugestehen, dass in einer großen Verwaltung wie der Wiener Stadtverwaltung auch Fehler passieren? Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sind ja nicht einmal in der Lage, Beschlüsse, bei denen Sie selbst mitgestimmt haben, in die Tat umzusetzen! Ihnen fallen, egal, ob bei Kontrollamtsberichten oder bei entsprechenden Anträgen beziehungsweise bei anderen Themen, die wir hier in dieser Stadt diskutieren, nichts als Ausreden ein!

Gehen Sie endlich einmal davon ab, und nehmen Sie zur Kenntnis, dass auch alle drei Oppositionsparteien gemeinsam Vorschläge gemacht haben, die einen breiten Konsens aufweisen. Es sperrt sich nur die Sozialdemokratie nach allen Regeln der Kunst dagegen, hier auch nur einen Millimeter nachzugeben und etwas zu tun, was sich in dieser Stadt lohnt, nämlich das Kontrollamt zu stärken, die beschriebenen Empfehlungen in die Tat umzusetzen und damit diese Stadt für die Wienerinnen und Wiener noch lebenswerter und noch angenehmer zu machen.

Ich verstehe das nicht, und die Leute verstehen das nicht. Wir werden die Diskussion aber öffentlich weiter führen, und Sie werden es den Leuten erklären müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! So geht es nicht! Werden Sie endlich munter! Nehmen Sie endlich zur Kenntnis, das Sie die Weisheit hier in diesem Hause nicht alleine gepachtet haben! (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Reindl. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Grundsätzlich ist es sehr positiv, wenn wir heute hier die Gelegenheit haben, über die ausgezeichnete Kontrolleinrichtung der Stadt Wien, nämlich über das Kontrollamt, und auch über die politischen Möglichkeiten, die man hier als Mandatar oder auch als Klub im Rathaus hat, um Kontrolle auszuüben, zu sprechen.

Ich möchte gleich vorausschicken: Das Kontrollamt ist, national und international gesehen, sehr gut aufgestellt. Es verfügt über eine sehr hohe, ausgezeichnete und anerkannte Expertise. Das Kontrollamt arbeitet transparent und bekommt vom Rechnungshof und auch vom Europäischen Rechnungshof, wie uns bei einem Treffen mit dem Rechnungshofpräsidenten, das von mir initiiert wurde, beziehungsweise auf der Kontrollausschussreise auch beim Europäischen Rechnungshof bestätigt wurde. Das ist eine sehr hohe Auszeichnung und zeigt die Akzeptanz und auch die Qualität des Kontrollamtes. 

Einen Punkt möchte ich auch erwähnen: Ich verstehe zum Teil auch die Ungeduld der Opposition. Ich verstehe, dass Sie es schon gar nicht mehr erwarten können, bis die neue Verfassung kommt. Ich verhehle nicht, dass auch wir gern möchten, dass der eine oder andere Punkt in der Verfassung geändert wird. Wir fassen uns aber in Geduld, weil wir wissen, dass wir diese Änderungen, die in der Verfassung vorgesehen sind, in Bälde angehen werden.

Besonders wichtig ist meiner Meinung nach die organisatorische Unabhängigkeit des Kontrollamtes. Wenn hier heute behauptet wurde, dass wir demokratisches Schlusslicht in Österreich sind, was die Kontrolle betrifft, dann erlauben Sie mir jetzt einen kurzen Blick in die Bundesländer. Damit möchte ich nicht sagen, dass diese Gott sei Dank alle schlechter als wir hier in Wien sind, sondern es ist mir ein Anliegen, einmal ein paar Relationen vor allem auch für die Öffentlichkeit richtigzustellen.

Ich beginne mit den kleinen Ländern: In Vorarlberg hat der Landesrechnungshof sechs Mitarbeiter, und es gibt neun Prüfungen pro Jahr. Im Burgenland hat der Landesrechnungshof acht Mitarbeiter, und es gibt sechs Prüfberichte im Jahr.

In Kärnten hat der Landesrechnungshof vierzehn Mitarbeiter, und es gibt 15 Prüfberichte pro Jahr. In Niederösterreich hat der Landesrechnungshof 16 Mitarbeiter, und es gibt jährlich 20 Berichte. Der Landesrechnungshof in Oberösterreich ist der Zweitbeste nach dem Wiener Kontrollamt mit 26 Mitarbeitern und 27 Prüfberichten pro Jahr.

In Salzburg hat der Landesrechnungshof 13 Mitarbeiter, und es gibt jährlich zehn Prüfberichte. In der Steiermark hat der Landesrechnungshof 37 Mitarbeiter, und es gibt 24 Berichte. In Tirol sind es 10 Mitarbeiter, und es gibt 14 Berichte.

Das Kontrollamt in Wien hat 90 Mitarbeiter, und es gibt jährlich bis zu 170 Berichte.

Meine Damen und Herren! Das ist der Vergleich, 
über den wir sprechen. Und ich kann hier überhaupt keinen Misstand wahrnehmen!

Ein weiterer Punkt, der auch hier angeführt würde, betrifft die Veröffentlichung der Berichte. – Ja! Wir bekennen uns dazu, dass wir unzufrieden sind mit der Veröffentlichung der Berichte. Es ist unerträglich, dass die Opposition Schleichhandel mit den Prüfberichten betreibt und dass die Opposition hier auch maßgeblich gegen die Verfassung verstößt. (Zwischenrufe und ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Die Opposition verstößt gegen die Geheimhaltungsverpflichtung und gegen die Verfassung. Daher sind wir auch dafür, dass die Kontrollamtsberichte sofort nach Erscheinen veröffentlicht werden. Das wurde in einem Antrag, dem wir zugestimmt haben, auch ausgedrückt, daher können Sie uns nicht schelten. Diese Qualität spreche ich Ihnen, ehrlich gesagt, ab! (Abg Mag Waltraut Antonov: Wo bleibt die Umsetzung?) 

Meine liebe Frau Kollegin Antonov! Über die Umsetzung haben wir auch schon gesprochen, auch wenn Sie vorhin gemeint haben, die SPÖ wehrt sich gegen Gespräche. Da darf ich Ihnen vielleicht in Erinnerung rufen, dass wir auf Fraktionssprecherebene mehrere Termine hatten, bei denen über Änderungen gesprochen wurde. Und ich habe auch hier gesagt, dass wir uns dazu bekennen, dass es zum Beispiel bei der Bestellung und auch bei der Veröffentlichung der Berichte Änderungen geben soll, dass wir das aber gemeinsam mit den anderen Punkten, die in der Verfassung geändert werden sollen, diskutieren sollten.

Dazu, dass Sie das nicht hören wollen und nicht zur Kenntnis nehmen, kann ich nur den Spruch sagen: Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr. – Was Sie nicht hören wollen, hören Sie einfach nicht, urteilen dann aber. Und ich weise hier zurück, dass es von unserer Seite keine Gesprächsbereitschaft gibt.

Zu den Empfehlungen: Auch das ist eine klare Sache. Ich glaube, von Ihnen hat noch niemand in einer Prüfungssituation gearbeitet, und ich glaube, auch wenige von Ihnen wissen, wie eine solche Prüfung abläuft. Es wäre vielleicht interessant, dass der Herr Kontrollamtsdirektor Ihnen auch einmal erklärt, wie eine solche Prüfung abläuft. (Abg Mag Waltraut Antonov: Geben Sie ihm das Rederecht im Gemeinderat und im Landtag!) Das kann er sehr gerne auch im Kontrollausschuss einmal tun, wo wir uns auf Expertenweise unterhalten.

Eine Prüfung erfolgt in der Regel nicht so wie in der Schule, wo ein gelernter Stoff abgeprüft wird, sondern eine Prüfung in der Qualität, wie sie unser Kontrollamt durchführt, erfolgt auf der Basis, dass sich das Kontrollamt auch als Berater des zu Prüfenden versteht und nicht nur als Kontrolleur. Im Zuge der Prüfung steht durchaus auch eine Beratung im Mittelpunkt. Und viele Dinge ... Ah, das Sackerl fällt schon um, wahrscheinlich geht ihm die Luft aus! Anscheinend ist es so leer, dass es überhaupt nicht mehr stehen kann! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Es gibt ja noch einen anderen Spruch: Nimm dein Sackerl ...! Mir fällt jetzt allerdings gerade nicht ein, wofür! Aber Sie werden schon wissen, was ich meine! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Auf alle Fälle ist vorgesehen, dass während der Prüfung, wenn etwas nicht in Ordnung ist, darüber gesprochen wird und die Dienststellen die Situation oft auch gleich nutzen und entsprechende Korrekturen vornehmen. Und es wird in den Berichten öfters auch festgestellt, dass so etwas geschieht.

Meine Damen und Herren! Ganz wichtig dabei ist: Das Kontrollamt gibt Empfehlungen ab, aber es trifft keine Sanktionen. Die Prüfung hat nicht Sanktionscharakter, sondern Empfehlungscharakter, und ich kann Ihnen sagen, dass die Wiener Landesregierung sehr viele dieser Empfehlungen sehr ernst nimmt und auch umsetzt. 

Dazusagen möchte ich, dass es dem politischen Entscheidungsträger offen steht, ob er einer Empfehlung des Kontrollamts nachkommt oder auch nicht, und zwar nicht, weil eine Empfehlung falsch ist, sondern weil es vielleicht einen anderen politischen Hintergrund oder auch eine Argumentation gibt, warum man einer Empfehlung nicht nachkommt.

Meine Damen und Herren! Ich habe auch schon bei der Diskussion des Kontrollamtsberichtes mehrmals gesagt, dass ich überhaupt nichts davon halte, wenn Sie sich hier herausstellen, vollkommen aus dem Zusammenhang gerissene Dinge aus Prüfberichten vorlesen und dann versuchen, die SPÖ anzuprangern. Das ist Ihr gutes Recht, dass können Sie machen. Aber in der Regel handelt es sich dabei ja nicht um Prüfberichte, die eine oder zwei Seiten lang sind, sondern diese Prüfberichte umfassen teilweise Dutzende Seiten und sind sehr umfangreich. Und wenn man dann zwei, drei Zeilen daraus vorliest, ergibt sich oft ein total falsches Bild über den Prüfgegenstand. 

Ein letzter Punkt, den ich noch anführen möchte: Ich habe den Eindruck, die Opposition verlässt ein bisschen den demokratischen Weg, wenn sie fordert – und dieser Eindruck entsteht bei mir manchmal –, dass quasi hinter jedem Beamten der Stadt ein Sheriff aufgestellt wird, der aufpasst, dass ja nichts passiert. Am besten wäre Ihrer Meinung nach wahrscheinlich eine Hygienepolizei für die Landesregierung, damit ja alle Punkte, die das Kontrollamt aufzeigt, beziehungsweise alle Fehler, die bei menschlicher Arbeiten einfach passieren, hintan gehalten werden. – Das ist eine Politik, die ich aufs Schärfste ablehne!

Die Möglichkeit, die Sie haben wollen, jedes Geschäftsstück, das wir im Kontrollausschuss schon besprochen haben, hier noch einmal im Gemeinderat diskutieren zu wollen, besteht bereits. Sie können beim Jahresbericht des Kontrollausschusses jeden beliebigen Punkt diskutieren. Diesen Wunsch sehe ich also als erfüllt an. 

Einen kleinen Punkt möchte ich noch anführen: Wie funktioniert eigentlich die Arbeit im Kontrollausschuss? – Meine Damen und Herren! Da ist mir erstens aufgefallen, nachdem wir uns sehr gewissenhaft und sehr genau mit den Kontrollausschussberichten auseinandersetzen, dass uns die Opposition vorgeworfen hat, dass wir uns im Kontrollausschuss zu oft zu den verschiedensten Themen melden. – Ich finde es sehr sonderbar, dass uns hier vorgeworfen wird, dass wir die Berichte hier sehr ernsthaft und gewissenhaft diskutieren! Das ist für mich demokratiepolitisch nicht ganz verständlich! Ich meine nämlich, dass auch die Mehrheit im Haus das Recht hat, über die Prüfberichte zu sprechen.

Nun noch ein zweiter Punkt: Meine Damen und Herren! Sie von der Opposition haben ja gesagt, dass Sie inhaltlich über die Prüfberichte sprechen wollen. – Schätzen Sie daher bitte einmal, wie viele Berichte es Ihnen wert waren, inhaltlich diskutiert zu werden! Ich kann es Ihnen sagen: Im letzten Kontrollausschuss hatten wir 25 Prüfberichte. In der Sitzung selbst wurde über sechs auf Wunsch der Opposition gesprochen. Alle anderen 19 Prüfberichte wurden tel quel zur Kenntnis genommen. 

Natürlich können wir diskutieren! Es hat auch schon Ausschüsse gegeben, da wurde über die Hälfte der Berichte diskutiert! (Abg Günter Kenesei: Beim nächsten Ausschuss werden wir über alles sprechen!) Kollege Kenesei! Von uns aus steht das vollkommen offen! Wir sind bereit, über alles zu sprechen, und wir haben auch kein Problem, wenn eine Sitzung länger dauert! Wir hatten auch schon Sitzungen, die länger dauern. Sie dürfen uns aber nicht vorwerfen, dass wir hier nicht über Inhalte sprechen wollen, nur weil Sie vielleicht weniger Berichte zur Sprache bringen. Das tun Sie aber! 

Meine Damen und Herren! Alles in allem möchte ich sagen, dass es sehr angenehm war, Sie in der heutigen Sitzung nach so langer Zeit wieder zu sehen. Ein kontrollpolitisches Defizit kann ich allerdings in Wien absolut nicht erkennen! Ich sehe eher ein demokratisches Defizit bei der Opposition, auch die Meinung der Mehrheitsfraktion hier im Haus zu akzeptieren! – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl‑Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dipl‑Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich hatte für mich selbst schon einen sehr guten Einstieg, jetzt muss ich diesen aber ein bisschen nach hinten schieben, um auf ein paar Punkte tatsächlich zu replizieren.

Zu den Kontrollamtsberichten: Gott sei Dank stellt das Kontrollamt auch manchmal fest, dass alles in Ordnung ist. Kollege Reindl! Warum soll man denn einen solchen Bericht aufrufen?

Zweiter Punkt – und das ist mir ganz wichtig –: Der Kontrollmissstand beginnt nicht beim Kontrollamt, sondern er endet nach der Vorlage der Abschlussberichte des Kontrollamtes. Dort beginnt der Kontrollmissstand! Unser Kontrollamt arbeitet hervorragend. Sie lernen jedoch nichts aus den Berichten, und das ist die Kritik daran.

Nächster Punkt: Kollege Oxonitsch! Er ist nicht da, aber das macht nichts. – Er hat über demokratiepolitische Meilensteine und über das Antragsrecht einzelner Abgeordneter gesprochen. Er verwechselt da aber Gemeinderat mit Landtag. Im Wiener Landtag hat ein einzelner Abgeordneter auch nicht das Recht, einen Antrag zu stellen. Es ist hier so wie im Niederösterreichischen Landtag und in vielen anderen. In diesem Zusammenhang waren also die „demokratiepolitischen Meilensteine“, die Kollege Oxonitsch angezogen hat, auch nicht das Wahre! 

Dann kommt von Kollegen Reindl der Vorschlag, Kontrollamtsberichte am zweiten Tag des Rechnungsabschlusses ab ungefähr 22 Uhr vor den Augen der Öffentlichkeit zu diskutieren. Kollege Reindl! Genieren Sie sich nicht für einen solchen Vorschlag? Das ist doch peinlich! 

Nächster Punkt: Kollege Reindl hat gesagt, dass das Sackerl umfällt. – Das Problem ist nicht, dass das Sackerl umgefallen wäre, weil es so leer ist, sondern weil es so voll ist! (Abg Heinz Vettermann: Es steht schon ganz schief da!) Und Kollege Oxonitsch wollte, dass man es wegträgt, weil es die Wiener SPÖ anscheinend tatsächlich stört, dass offenkundig und augenscheinlich ist, dass, wenn Kontrollamtsberichte bei Ihnen ankommen, tatsächlich nach dem Motto vorgegangen wird: „Red’s in a Sackerl!“

Aber jetzt zurück zu meinem eigentlichen Einstieg. Viele reden momentan über den Verein der Freunde der Polizei. Niemand spricht aber über den Verein der Freunde der Wiener SPÖ. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Die Wiener Stadtregierung ist vermutlich ein Mitglied des Vereins der Freunde der Wiener SPÖ, denn nach den ausgesendeten Unterlagen wurde bei der letzten Landeskonferenz der Wiener SPÖ die Wiener Landesregierung als Organ der Sozialdemokratie geführt. – Das war sogar mir neu! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Aber das macht nichts!

Der Verein der Freunde der Wiener SPÖ ist im Endeffekt ein Verein, der leider nicht durch das Kontrollamt geprüft werden kann. Aber wenn Freunde unter sich halt so agieren, dann geschehen immer wieder Sachen, angesichts welcher man sich doch fragen muss, ohne jemandem auch nur irgendwas zu unterstellen: Wie kann es sein, dass es de facto keine Publikation der Wiener SPÖ gibt, in der nicht zumindest ein Inserat der Wien Holding, von Wiener Wohnen, von Wien Energie, der Stadtwerke Holding, der Bank Austria oder von vielen anderen Mitgliedern des Vereins der Freunde der Wiener SPÖ enthalten ist? – Das ist tatsächlich ein demokratiepolitischer Skandal, und es ist ein Skandal, dass dies der Kontrolle nach wie vor entzogen ist! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Nehmen wir ein paar Beispiele. (Abg Godwin Schuster: Wie viele Veranstaltungen machen die GRÜNEN, bei denen auch Subventionen veröffentlicht werden?) Lieber Godwin Schuster! Ich will nicht die Hand dafür ins Feuer legen, dass wir in den vergangenen zehn Jahren maximal drei Inserate oder Subventionen für alle Bezirke zusammen für irgendetwas in Anspruch genommen haben, ich bin aber ziemlich sicher, dass es maximal drei waren! Und ich sage: Die Wiener SPÖ hat das Dreitausendfache davon in Anspruch genommen, nur um die Relationen tatsächlich richtig darzustellen.

Nun ein paar Beispiele, wie es dazu kommt, dass dieser Verein der Freunde der Wiener SPÖ so gut funktioniert. – Über ein Beispiel haben wir uns, glaube ich, im Jahre 2003 unterhalten. Ich will niemandem etwas unterstellen, sondern sage jetzt nur: Sie kennen doch das T-Mobile-Haus, das nach wie vor im 3. Bezirk beziehungsweise im 11. Bezirk wirklich architektonisch wertvoll vor sich hin steht. Da hat es die Stadt Wien geschafft, vier Fünftel des Baus zu finanzieren und das Risiko zu tragen und ein Fünftel des Gewinns aus den 80 Millionen Gewinn des Verkaufs zu realisieren und den gegebenen Kredit auch noch stehen zu lassen. Profitiert hat Raiffeisen, wenn ich es richtig im Kopf habe. Profitiert hat die Bank Austria, wenn ich es richtig im Kopf habe. Und ich will jetzt der Wiener Städtischen nicht Unrecht tun, aber ich glaube, diese war die Dritte; aber vielleicht irre ich mich, das liegt schon so lange zurück. Dann haben plötzlich auch die großen Institutionen das Spielkapital, das es braucht, um im Verein der Freunde der Wiener Sozialdemokratie Mitglied zu sein, einem Verein, der bedauerlicherweise nicht im Vereinsregister eingetragen ist und deshalb auch keiner Kontrolle unterliegt. Vielleicht waren es auch politisch sinnvolle Aktionen, aber ob es okay ist, wage ich zu bezweifeln!

Schauen wir uns doch das Grundstück in Aspern an! Wir als GRÜNE – das gestehe ich – haben auch nichts gesagt, weil es uns wichtig war, dass GM da bleibt. Das alles ist aber nicht super! Dass man einen Grund, der eigentlich einem selbst gehört, noch einmal kauft und dafür Millionen von EUR bezahlt und darüber nicht einmal im Gemeinderat diskutiert und die anderen Fraktionen fragt, ob das in Ordnung ist, lieber Godwin, das ist nicht okay! (Abg Godwin Schuster: Man hätte darüber ja diskutieren können, wenn Ihr gewollt hättet!) 

Wie ist es bei den Vergaben ... (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.) Wenn ich Dinge vertraulich erfahre und nur aus einer einzigen Quelle – und zu dem damaligen Zeitpunkt war es so, und es wäre nachvollziehbar gewesen –, dann kann ich nicht irgendwie hinausgehen und Sachen diskutieren. Tut mir leid! So einfach ist das nicht! 

Der Verein der Freunde der Wiener SPÖ schafft es, unzählige Inserate zu schalten. Und es wäre tatsächlich eine Sisyphusarbeit für die Kontrolle – im Übrigen auch deshalb, weil man jedes Jahr von Neuem beginnen muss – zu überprüfen, wie groß das Inseratenvolumen ist, mit dem die Wiener Stadtregierung die Medienlandschaft in Wien bedient und sich diese erkauft. Es finden sich regelmäßig Beilagen von Wiener Wohnen im „Standard" und im „Kurier" sowie insgesamt regelmäßige Inseratenschaltungen in allen Zeitungen. Davon lebt der Verein der Freunde der Wiener SPÖ. 

Die Wiener SPÖ lebt auch davon, dass manche Themen wie zum Beispiel der Verkauf der Bank Austria an die Hypo-Vereinsbank nicht hochgekocht werden. 1,6 Milliarden EUR an Verlusten waren zu manchen Zeitpunkten zu verzeichnen, gegenwärtig sind immer noch zumindest 700 Millionen EUR in den Wind zu schreiben. Der Wiener Wirtschafts- und Technologiefonds, der aus den Renditen gespeist werden sollen hätte, bekommt lächerliche 8 Millionen EUR! Rechnen Sie sich diese läppische Verzinsung aus! Ein Eckzinssparbuch, selbst zum damaligen Eckzinssatz, hätte mehr gebracht, wenn die Bank Austria verkauft worden und nicht in einen dubiosen Aktientausch verwickelt gewesen wäre.

Die Werbekampagnen der Sozialdemokratie und die Werbekampagnen der Stadt Wien ähneln einander immer wieder. Manchmal wird das eine oder andere Prospekt sogar eingestampft, weil es der Falsche produziert hat und man das nicht rechtzeitig gemerkt hat. – All das kann aber leider nicht durch das Kontrollamt kontrolliert werden. Wir würden uns wünschen, dass das tatsächlich möglich ist und dass dann auch Konsequenzen gezogen werden!

Da gibt es einen vernichtenden Kontrollamtsbericht über den Wurstelprater. – Was ist geschehen? Nichts! Alle regen sich auf. Aber man hat dort dann etwas noch Grauslicheres hingestellt und noch mehr Geld hinausgehaut.

Diese Zustände gehören abgestellt! Und um diese Zustände abzustellen, haben wir heute eine Reihe von Anträgen eingebracht. Das ist ein erster Schritt dazu, und ich hoffe tatsächlich, dass diese Anträge umgesetzt werden!

Zu allerletzt, damit es dann nicht heißt, ich hätte nichts in das Sackerl hineingehaut: Ich will über die einzelnen Berichte jetzt nicht reden. Ich habe das aber in den vergangenen drei Jahren genau verfolgt: WIENSTROM – Vergabeverfahren, Bauabwicklungsnachprüfung, Nachprüfung von Malerarbeiten. Es ist ohnedies meist dasselbe in diesem Bereich, dass nämlich Dinge einfach nicht funktionieren.

Auch bei den Instandsetzungsarbeiten in Kindertagesheimen hat alles Mögliche nicht gestimmt, ebenso bei Vergabegenehmigungen im Bereich der MA 28. Es ist immer dasselbe.

Wir meinen, dass es schön wäre, wenn jetzt endlich Konsequenzen gezogen werden. Hin und wieder werden insbesondere dort, wo die Politik der ganz kleinen Geschichten keine Rolle spielt, Konsequenzen gezogen und auf der untersten Ebene oder vielleicht eine Ebene darüber Personen ausgetauscht werden. Wenn es aber beim Verein der Freunde der Wiener SPÖ ans Eingemachte geht, dann wird gemauert. Und das ist abzulehnen. – Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Neuhuber. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich bin jetzt bei der Diskussion ein wenig an den alten Kalauer erinnert worden: Zwei Freunde, es könnten auch zwei Parteifreunde sein, nennen wir sie einmal Herrn R und Herrn O, fahren im Auto auf der Autobahn. Sie sehen, dass ihnen ununterbrochen Autos entgegenkommen. Dann kommt eine Durchsage im Autoradio: Achtung, eine Verkehrsmeldung: Ein Autofahrer kommt Ihnen entgegen! Und die beiden sagen zueinander: Was heißt einer? Hunderte! (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Der Sprecher im Radio sagt: Ein Geisterfahrer!)

So ungefähr reagiert meiner Meinung nach die SPÖ auf die Argumente der Opposition in Bezug auf die Kontrollrechte der Stadt Wien. Sie glauben die ganze Zeit, dass eh alles in Ordnung ist, beziehungsweise bin ich mir nicht einmal sicher, ob Sie es glauben, aber Sie sagen es zumindest: Es ist eh alles in Ordnung! Wir müssen nichts reformieren! Die Kontrollrechte sind okay! Das Kontrollamt ist okay! – Gibt es Ihnen gar nicht zu denken, dass die gesamte Opposition, die die Dinge sonst wirklich unter sehr unterschiedlichen Blickwinkeln betrachtet, in dieser Frage selten einig ist? (Abg Godwin Schuster: Wir haben noch nie gesagt, dass Kontrolle die Arbeit behindert. Khol hat das gesagt!) Jetzt kommt schon wieder das! Diesmal haben wir ... (Zwischenruf von Abg Mag Thomas Reindl.) Einmal ist es China, einmal ist es Vorarlberg, einmal ist es Salzburg, einmal ist es der Nationalrat, immer ist es irgendetwas anderes. Diskutieren wir hier doch bitte über Wien! (Beifall bei der ÖVP.)

Kollege Reindl! Das demokratiepolitische Defizit liegt nicht bei der Opposition, die sich halt ab und zu einmal traut aufzumucken, sondern es liegt bei der SPÖ, weil diese nicht bereit ist, auf Argumente einzugehen. Drehen Sie nicht immer alles um! (Beifall bei der ÖVP.)

Bevor ich auf ein paar Ausführungen des Kollegen Reindl eingehe, komme ich zu zwei eigenen Wahrnehmungen im Kontrollausschuss. Ich bin dort seit zwei Jahren Mitglied und möchte zwei kleine Punkte hier mit Ihnen diskutieren.

Zum Ersten komme ich zum Verhalten der Stadträte, das dort wirklich sehr unterschiedlich ist: Es gibt durchaus welche, die bereit sind, sich mit der Materie und mit den Berichten auseinanderzusetzen und auch ordentlich mit der Opposition und mit dem ganzen Ausschuss darüber diskutieren. Es gibt aber auch solche, die das wirklich quasi im besten Fall für eine lästige Pflicht halten, so nach dem Motto: Was geht mich das alles an?

Meine Damen und Herren! Der Fisch fängt also schon sehr oft beim Kopf zu stinken an, und das Ganze kann nicht funktionieren, solange nicht einmal alle Stadträte bereit sind, das Kontrollamt – wie wir es heute schon gehört haben – als beratendes Organ wahrzunehmen und nicht immer nur als die bösen Kontrolleure, die uns auf die Finger hauen. An dieser Einstellung muss etwas geändert werden, und daher empfehle ich dringend, dass diesbezüglich wirklich einmal alle Stadträte der SPÖ an einem Strang ziehen und auch das Positive an den Kontrollamtsberichten zur Kenntnis nehmen!

Im Zusammenhang damit steht auch – und das ist mir in den letzten zwei Jahren ebenfalls aufgefallen, denn es ist unschwer zu erkennen – die völlige Absenz des Herrn Bürgermeisters beziehungsweise des Herrn Landeshauptmannes beim Kontrollamt. Nachdem er kein eigenes Ressort hat, haben wir dort nur ein virtuelles oberstes Organ der Stadt Wien. Wir können uns daher nie mit ihm direkt auseinandersetzten. (Abg Mag Thomas Reindl: Er war schon im Kontrollausschuss!) Ich habe ihn dort noch nicht gesehen, tut mir leid! Kollege Reindl! Ich habe vorher dazugesagt, dass ich nur von den letzten zwei Jahren und von meiner eigenen Wahrnehmung spreche! Und ich habe ihn in den letzten zwei Jahren nicht gesehen! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Gut. Wir nehmen jetzt gemeinsam zur Kenntnis, dass der Herr Landeshauptmann in den letzten zwei Jahren nicht im Kontrollausschuss war! Zwei Jahre ist übrigens auch eine ziemlich lange Zeit! So wichtig kann ihm offensichtlich das Kontrollamt nicht sein, wenn er überhaupt nie kommt! Jedenfalls ist aber das Kontrollamt nicht der Feind, sondern es sollte eigentlich der Freund der Verwaltung sein.

Zur Berichtsqualität ist schon einiges gesagt worden. Ich möchte nur noch aus der Sicht eines privatwirtschaftlich Engagierten wie mir etwas dazu sagen: Die Qualität der Berichte ist wirklich teilweise sehr, sehr gut, und sie wurde im letzten Jahr noch gesteigert. Die Übersichtlichkeit wird besser. Was geradezu erstaunlich ist, ist das breite Fachwissen hinsichtlich der vielen Materien, in die sich die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dort einarbeiten müssen, und das erfolgt durchaus in einer Qualität, die, wie ich sagen möchte, auch außerhalb der Verwaltung, also in der Privatwirtschaft, durchaus reüssieren könnte.

Einzig und allein an Direktheit und Schärfe lassen die Berichte, etwa im Vergleich zum Rechnungshof, manchmal zu wünschen übrig. Es gibt ja zufälligerweise auch einige Berichte, die sich thematisch decken, wo sowohl Rechnungshof als auch Kontrollamt tätig waren, etwa bei den Waagner-Biro-Gründen, und daran sieht man schon, dass der Rechnungshof doch etwas pointierter formuliert als das Kontrollamt. Vielleicht wäre das mitunter auch bei den Kontrollamtsberichten nötig, um die Aufmerksamkeit der amtsführenden Stadträte zu steigern.

Kollege Reindl! Du hast vorhin gesagt: Wir sollten mehr Berichte aufrufen. Margulies hat schon richtig festgestellt, dass sich, wenn alles in Ordnung ist oder wenn man nicht glaubt, dass etwas erwähnenswert ist, die Frage erhebt, wozu man aufrufen soll. Da ist mir dann aber etwas aufgefallen: Wieso ruft die SPÖ nie Berichte auf? (Abg Mag Thomas Reindl: Wir rufen auf!) Ihr habt kaum einmal aufgerufen! Welche Berichte hast du oder habt ihr zuletzt aufgerufen? (Abg Godwin Schuster: Von den letzten sechs Berichten wurden vier aufgerufen!) Ihr habt von den letzten sechs Berichten vier aufgerufen? Wieso kommen dann aber immer wir als Erste zum Reden dran? (Abg Godwin Schuster: Weil immer zuerst die Opposition das Rederecht hat!)

Ich kann mich nicht erinnern, wann ihr euch einmal wirklich für einen Bericht interessiert hättet! Ihr verteidigt dort nur, aber ihr sagt zum Beispiel nie offensiv: Dieses Thema interessiert uns wirklich, das gehen wir an! – Vielleicht ist das der Grund, dass nicht alle Berichte aufgerufen werden. Aber das kann man natürlich auch ändern.

Zum Vergleich mit den Bundesländern, den du gebracht hast: Wir sind halt Verwaltung und Vollziehung, in den Bundesländern mag das vielleicht weniger sein, man müsste eventuell im Burgenland auch Eisenstadt oder Salzburg‑Stadt dazunehmen, um wirklich einen Vergleich ziehen zu können. Zumindest ist aber bei uns – und das ist ja schon etwas Positives – die Quantität der Berichte am größten. Allerdings – und das ist der Haken – nützt uns die Quantität der Berichte nichts, wenn den Empfehlungen nicht nachgekommen wird. So lange das Ganze nur einen Kenntnisnahmecharakter hat und wir im Kontrollausschuss nicht auch beschließen, dass Empfehlungen umzusetzen sind, bleibt die reine Anzahl der Berichte eine Quantité négligeable.

Wichtig wäre nämlich vor allem, dass man Empfehlungen umsetzt. Davon hat es in den letzten Jahren wirklich genug gegeben, fast jeder Redner hat heute schon mehrere Beispiele gebracht. Ich möchte darauf jetzt nicht mehr im Einzelnen eingehen.

Unterschiedlich in den Berichten ist, dass darin jeweils auch Einzelmaßnahmen gefordert werden. Gerade etwa im Baubereich geht es sehr oft nur um kleine Dinge. Es gibt auch sehr oft Empfehlungen, die ins Strukturelle gehen, und manchmal sieht man an Mängeln, die vom Kontrollamt aufgezeigt werden, dass es einfach an der Verwaltung der Stadt Wien krankt.

Als Beispiel nehme ich jetzt das Liegenschaftsmanagement: Einer der desaströsesten Kontrollamtsberichte, die es vermutlich jemals gegeben hat, betraf den Verkauf der Gründe rund um das Einkaufszentrum beim Prater. Was ist trotz dieses desaströsen Berichtes geschehen? – Gar nichts! Wo hat man irgendetwas von Änderungen in der MA 69 gehört? – Nirgends! Die einzige Maßnahme ist, dass man bei der nächsten großen Liegenschaftstransaktion im Zusammenhang mit dem Palais Hansen, die gerade seitens der Stadt Wien im Laufen ist, quasi ausgliedert. Die MA 69 gibt es nicht mehr, das soll jetzt auf einmal die Wiener Holding machen!

Meine Damen und Herren! Wir haben einmal über diese neue Orientierung betreffend Liegenschaftsmanagement hier geredet. Wozu brauchen wir die 69er überhaupt noch, wenn sich auf einmal eh die Wiener Holding um den Verkauf der Liegenschaften der Stadt Wien kümmert? – Sie sehen: Empfehlungen des Kontrollamtes oder Berichte des Kontrollamtes könnten sehr wohl auch in struktureller Hinsicht für die Verwaltung der Stadt Wien von allergrößtem Interesse sein!

Ein letzter Punkt: Kollege Reindl! Du hast gesagt, die Opposition betreibe Schleichhandel. Wer sagt denn, dass immer nur die Opposition die Kontrollamtsberichte an die Presse weitergibt? Wer sagt, dass das nicht auch einmal aus den eigenen Reihen, etwas aus Stadtratsbüros kommt? – Ich glaube, das ist ein Terrain, wo wir alle vorsichtig sein sollten. Gerade dieses Wort Schleichhandel zeigt, dass wir alle das nicht wollen. Ich glaube, da sind wir uns einig. Gerade das zeigt, dass die Anträge, welche die gesamte Opposition heute hier stellt, Sinn machen, und in diesem Sinne fordere ich Sie wirklich auf, dass Sie zumindest einzelnen davon, zum Beispiel dem Antrag, der den Schleichhandel sofort abstellen könnte, beitreten! – Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich gehe zuerst gleich auf die letzte Wortmeldung der Sozialdemokratie des Herrn Reindl ein, der im Vergleich darzulegen versucht hat, warum in Wien alles so toll funktioniert, und in diesem Zusammenhang die hohe Anzahl an Prüfberichten genannt hat.

Dazu muss ich klarstellen: Die Kritik der Grünen und die Kritik der Opposition war nicht an das Kontrollamt gerichtet. Ich glaube, die SPÖ hat da etwas missverstanden! Es steht nicht die Arbeit des Kontrollamtes zur Diskussion, sondern die Art und Weise, wie die SPÖ mit der Arbeit des Kontrollamtes umgeht. Die Kritik der Grünen richtet sich also an Sie und nicht an die Arbeit des Kontrollamtes. Wir haben oft genug gesagt, dass wir froh sind, dass fast 100 Personen dort arbeiten und eine Menge an Berichten vorlegen.

Die Qualität der Berichte war auch nicht das Problem, und deswegen werden auch manche nicht aufgerufen. Das Problem war vielmehr, was nachher damit geschieht. – Nachdem nächstes Jahr die EURO stattfindet, sei gestattet, dass ich einen Vergleich aus dem Fußball bringe: Es war so, wie wenn man nach einem verlorenen Match verloren sagt: Wir haben ohnedies wahnsinnig oft auf das Tor geschossen. Allerdings ist immer wieder jemand – etwa Abg Reindl – gerade dann hineingelaufen, wenn die eigenen Leute geschossen haben, und hat abgewehrt.

Es geht nicht darum, wie viele schöne Berichte uns vorliegen, sondern es geht darum, dass Sie daraus nichts machen. Das wird hier heute massiv kritisiert. Die Berichte haben nämlich leider am Schluss stets den Effekt: „Red’s in a Sackerl, und stell’n ma’s vor die Tür!“

Ich habe ein paar Berichte dabei. Unser Sackerl wird das mit Müh’ und Not noch aufnehmen können. Ich werde jetzt aber nicht alle durcharbeiten.

Ich nehme den Compress Verlag als Beispiel: Wir haben hier lange darüber gesprochen: Dabei ist das Hauptproblem nicht nur das, was zu Recht kritisiert wird, sondern dass der Prüfauftrag dort endet, wo das Geld fließt. Compress war dann zehn Jahre lang mit etwas beschäftigt, was vorher kritisiert wurde, und zehn Jahre lang hatte das Kontrollamt keine Möglichkeit zu schauen, ob der Compress Verlag überhaupt das tut oder nicht tut, was er auftragsgemäß tun sollte. Der Vertrag ist nämlich von der Laufzeit her so angelegt – und das ist auch ein Kritikpunkt in diesem Bericht –, dass wir gerade alle zehn Jahre einmal hier darüber reden dürfen, und zwar immer mit dem gleichen Ergebnis: Es gibt einen Bieter, der gewinnt und dann zehn Jahre ohne Kontrolle der Gemeinde arbeitet, ohne dass wir einen Bericht vom Kontrollamt bekommen könnten, weil dieses formal nicht zuständig ist. 

Ein Zitat, das für den ganzen Tag passen würde, findet sich in einem Prüfbericht vom vergangenen Jahr über die Liegenschaftsverkäufe. Es ist ein Steckenpferd von mir, den Verkauf der Gemeindewohnungen durch die SPÖ über die letzten Jahre zu untersuchen. Das habe ich schon in meinem ersten Jahr in diesem Haus gemacht, und auch damals hat es bereits einen Kontrollamtsbericht dazu gegeben. – Dieser bemängelt eine ganze Menge im Zusammenhang damit, wie Sie die Verkäufe von Gemeindewohnungen bisher bestritten haben und in Wirklichkeit abwickeln.

Jetzt gibt es einen neuen, sehr umfangreichen Bericht vom vergangenen Jahr, und mitten in diesem Bericht steht der Satz: „Das Kontrollamt sah sich daher veranlasst, die bereits im Bericht des Kontrollamtes K 1402 getätigten Empfehlungen zu erneuern, die Mieter bereits vor Einleitung des Verkaufsverfahrens persönlich zu informieren." Dieser Bericht ist aus dem Jahr 2002. Und es zieht sich immer wieder durch, dass das Kontrollamt sich veranlasst sieht, das, was schon einmal gesagt wurde, noch einmal zu sagen.

Es gibt leider keinen Lerneffekt! Es nützt alles nichts. Leider sind sogar die wiederholten Aufforderungen redundant. Normalerweise heißt es, dass ständige Wiederholung den Lernertrag sichert. Das funktioniert bei Ihnen aber nicht! Ich weiß jetzt schon haargenau, was im nächsten Bericht stehen wird: Das Kontrollamt sieht sich veranlasst, darauf hinzuweisen, dass das bereits 2002 gesagt und 2006 wiederholt wurde, die SPÖ hat es jedoch wieder ignoriert. – Das ist immer etwas freundlicher formuliert, aber darum geht es.

Die Frage erhebt sich: Machen Sie etwas aus den Berichten oder nicht? Und unsere Kritik lautet: Nein! Sie machen oft gar nichts aus den Berichten! Und deswegen schmeißen wir diese alle hier ins Sackerl.

Was ich nicht gehört habe, ist, warum die SPÖ den Anträgen, die heute von den drei Oppositionsparteien eingebracht werden, nicht zustimmen kann. Dazu ist kein Satz gekommen! Niemand hat mir jetzt erklärt, warum die SPÖ der organisatorischen Unabhängigkeit des Kontrollamtes, um ein Beispiel zu nennen, nicht zustimmen möchte. Da waren zwei Redner von Ihnen hier heraußen und haben über Vorarlberg, das Burgenland und über dies und jenes geredet und gesagt, dass es hier sehr viele Berichte gibt und dass im Kontrollamt 90 Personen beschäftigt sind. Ich aber frage: Aus welchem Grund stimmt die SPÖ diesem Antrag nicht zu? – Ich weiß es nicht, weil Sie es uns nicht mitteilen!

In einem anderen Antrag geht es um die Reform des Kontrollamtes: Gibt es irgendeinen Grund, dass man diesem Antrag nicht zustimmen kann? FPÖ, ÖVP und Grüne sind sich einig, dass das so sein soll. Das ist selten genug der Fall, wie auch von anderen Rednern an diesem Pult bereits bemerkt wurde. Die SPÖ sieht das aber anders. Da frage ich: Was sieht sie anders? – Wir wissen es nicht!

Aber Sie machen sich ja auch nicht einmal die Mühe, sich herzustellen und uns zu erklären, warum Sie glauben, dass das bestehende System, das Sie aufrechterhalten möchten, richtig ist. Sie kommen mit irgendwelchen Querverweisen auf Salzburg-Stadt und Salzburg-Land, Sie haben sich aber mit Ihrer Argumentation nicht in Wien aufgehalten.

Ein drittes Beispiel vom Landtag – Bestellung des Kontrollamtsdirektors oder einer Kontrollamtsdirektorin –: Warum kann man diesem neuen Modus nicht zustimmen? Wo ist das Problem? Niemand ist hier gestanden und hat erklärt, warum es so bleiben soll, wie es jetzt ist. Niemand hat erläutert, was der Fehler oder das Missliebige an diesem Antrag von Grünen, ÖVP und FPÖ ist. Wir wissen es nicht!

Sie kommen nicht einmal heraus und diskutieren mit uns. Gleich in Ihrer ersten Wortmeldung hat es geheißen, dass wir über ganz andere Dinge reden sollen, etwa über Al Gore. Den werden wir heute Abend um 18.30 Uhr im Arsenal hören. Hier wollten wir aber heute über diese Anträge und über die Art und Weise sprechen, wie die SPÖ mit der Arbeit des Kontrollamtes umgeht. Die Sozialdemokratie hat dieses Gesprächsangebot verweigert. Darüber wurde nicht gesprochen.

Es haben, wie gesagt, zwei Leute von Ihnen gesprochen. Einer hat eine Statistik mit schönen Zahlen ausgepackt. Er ist ein bisschen wie der Trainer der österreichischen Nationalmannschaft vorgegangen. Er hat von siebzehn Schüssen geredet. Zwar sind siebzehneinhalb vorbei gegangen, man habe sich aber bemüht. 

Mir wäre eine Statistik lieber, die besagt, dass es bei sechs Prüfberichten schwere Anschuldigungen gab und schwere Verfehlungen aufgezeigt wurden, dass aber alles korrigiert wurde und das Kontrollamt ausreichend Personal bekommt, um eine Nachprüfung durchführen zu können. Das wäre das Richtige gewesen! Zwei Nachprüfungen im Jahr sind einfach zu wenig!

Wir reden hier alle paar Jahre über das Gleiche. Das ist wirklich sehr ärgerlich! Ich bin noch nicht wahnsinnig lang im Haus, erlebe aber auch schon diese Wiederholungsschleifen. Ich bin gerade erst einmal sechs Jahre da und darf immer wieder die gleichen Berichte mit den gleichen guten Vorschlägen lesen, die immer wieder ignoriert werden. Leute, die länger das sind, müssen sich überhaupt vorkommen wie in dem Film mit dem Murmeltierchen, in dem der Tag immer gleich beginnt und dann jemand fragt, ob es einen Lerneffekt gibt. – Sie haben nicht einmal den Lerneffekt des Murmeltiers!

Sie ignorieren das. Sie agieren wirklich à la: „Red’s in a Sackerl!“ – Ich habe mir überlegt, ob ich nicht einfach eine Rede schriftlich mitnehme, was ich normalerweise nicht tue und auch heute nicht getan habe, die ich beim Verlassen des Rednerpults einfach in das Sackerl schmeiße. Das hätte nämlich bei Ihnen leider, wie ich befürchte, den gleichen Effekt!

Noch könnten sich Einzelne überlegen – das wäre ja erlaubt! –, ob Sie dem einen oder anderen Antrag zustimmen können. Aber das überlegen Sie sich gar nicht! Wenn ich da vorne stehe, in die Runde schaue und die Leute durchzähle, dann ist es immer wieder witzig zu beobachten, wie viele da sind, wer überhaupt zuhört und wie die Sozialdemokratie sich verhält. Jetzt müssen Sie natürlich darauf achten, dass sich der Saal schön langsam füllt, denn theoretisch könnten wir – Achtung: Drohung! – unsere letzten zwei Rednerinnen zurückziehen, und dann müssen wir sofort abstimmen. (Abg Christian Oxonitsch: Es wurden noch Redner nachgemeldet!) Von welcher Fraktion? Die Sozialdemokratie hat nachgemeldet! Das ist ein großer Vorteil, denn dann können wir alle Anträge noch einmal besprechen! Eventuell melden wir dann auch noch einmal Leute nach, um mit den Argumenten der SPÖ umzugehen!

Ich hätte jetzt gerne Antworten genau auf die Fragen: Warum wollen Sie diesen Anträgen nicht zustimmen? Es hat nämlich zumindest bis jetzt so geklungen, als wollten Sie gar keinem zustimmen. In der Vergangenheit haben Sie zumindest einzelnen Anträgen zugestimmt, umgesetzt haben Sie diese aber nicht.

Da geht es uns wie dem Kontrollamt: Die Anträge kommen herein, gehen durch. Schmeck’s! Red’s in ein Sackerl! Anträge und Kontrollamtsberichte bitte ins Sackerl und vor die Tür stellen! – Genau das werde ich jetzt tun. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Der Redner wirft einige Kontrollamtsberichte in das neben dem Rednerpult stehende Papiersackerl mit der Aufschrift „Red’s in a Sackl!“)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Dipl‑Ing Gretner. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Dipl‑Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Zuerst muss ich auch kurz auf Herrn Reindl eingehen, weil das, was er getan hat, meiner Ansicht nach wirklich unglaublich war, nämlich aufzählen, wie viele Kontrollamtsberichte in anderen Bundesländern vergleichsweise ausgefertigt werden und wie viele Kontrollamtsberichte es in Wien gibt. – Wunderbar! Toll! Dank dem Kontrollamt wurde wirklich gute Arbeit geleistet. Es geht uns aber, wie, glaube ich, einstweilen auch den meisten Anwesenden der SPÖ-Fraktion klar geworden sein müsste, in dieser Sitzung nicht darum, die Quantität der Kontrollamtsberichte zu erhöhen, sondern darum aufzuzeigen, was Sie daraus machen. 

Einige Beispiele sind schon genannt worden. Herr Neuhuber hat auch eines angesprochen, das mir persönlich sehr wichtig ist, nämlich den Prüfbericht betreffend nicht transparente Grundstückstransaktionen der MA 69. – Es wäre nämlich für den Haushalt der Stadt Wien wirklich wichtig, das ordentlich abzuwickeln. Und ganz langsam beschleicht mich doch die Vermutung, dass es Ihnen gelegen kommt, dass es da Vorgänge gibt, die das Kontrollamt für kritikwürdig hält: Es gibt Vergabegesetze, an die sich vor allem auch die Stadt Wien zu halten hätte. Wenn man diese Vergabegesetze aber so auslegt, wie das in den geprüften Fällen gezeigt wurde, dann kommt es immer wieder zu Möglichkeiten der direkten Einflussnahme, wie wir auch sehen.

Ich möchte noch ein anderes Beispiel dazu bringen, nämlich das Projekt Rothneusiedl: Wie kann es eigentlich sein, dass einem privaten Investor ein Optionenvertrag gratis gegeben wird, ohne dass überhaupt davor eine Interessentensuche stattgefunden hat, ob sich vielleicht andere Menschen für diesen Vertrag interessieren würden? Tun Sie also nicht unschuldig und sagen Sie nicht, dass diese Ergebnisse zwar interessant sind, dass es da aber politische Gründe gibt. – Ja! Sie haben politische Gründe, weil Ihnen das sehr wohl zu Gute kommt! Ich werde diesen einen Bericht gleich einmal ins Sackerl geben. (Die Rednerin legt den Kontrollamtsbericht in das Papiersackerl.)

Der andere Bericht wurde auch schon angesprochen, und er ist momentan auch insbesondere aktuell, als es ja bei den Planungen für den Wurstelprater derzeit wieder einen aktuellen Fall gibt. – Es gibt diesen Kontrollamtsbericht, in dem wirklich tadellos aufgezählt wurde, was bei der Vergabe und der Vertragserfüllung mit der Firma IMAG Invest und Herrn Mongon alles falsch gemacht wurde. Ich möchte Sie jetzt noch einmal daran erinnern, dass in diesem Bericht wirklich Unglaubliches steht. Es wird Schritt für Schritt beschrieben, welche Fehler gemacht wurden, und ich sage Ihnen das deshalb, weil diese Fehler mit der Vergabe genau wiederholt wurden und werden. Die ganzen Vorkommnisse rund um den Riesenradplatz ereignen sich alle von vorne noch einmal.

Würden Sie die Kontrollamtsberichte wirklich ernst nehmen, dann hätten Sie sich diese nur vornehmen und der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH vorschreiben müssen, wie sie das Ganze nun richtig abzuwickeln hätte! Das fängt beispielsweise damit an, dass in diesem Kontrollamtsbericht verlangt wird, dass für solche großen Projekte ausreichende Vorlaufzeiten eingeplant werden. Beim Riesenradplatz hat es diese überhaupt nicht gegeben! Es war dies eine absolute Husch-Pfusch-Aktion.

Etwas ganz Wichtiges möchte ich jetzt wörtlich zitieren: „Im vorliegenden Fall wurde den Erfordernissen nicht Rechnung getragen. Es wurde daher empfohlen, diesen Aspekten künftig erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken. Ferner wurde angeregt, künftig die Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes verstärkt zu beachten.“ – Aber auch in diesem Fall liegt der Verdacht nahe, dass das bei der Vergabe rund um den Riesenradplatz nicht erfüllt wurde. 

Der dritte Punkt sind die so genannten Schwellenwerte, ab denen man das Bundesvergabegesetz anzuwenden hat. Da gibt es auch einen ganz eindeutigen Hinweis, dass man sich ab einer bestimmten Summe an das Bundesvergabegesetz halten muss. – Beim Riesenradplatz kann man allerdings ziemlich sicher sein, dass auch diese Summe überschritten und dem Bundesvergabegesetz wieder nicht Rechnung getragen wurde. 

In einem ganz interessanten Abschnitt geht es um die Vergabe an die Pächter, die nicht transparent erfolgt ist. Genau das droht nun auch betreffend den Riesenradplatz. Fraglich dabei ist: Wird die Vertragsgestaltung transparent erfolgen? Gibt es eine öffentliche Interessentensuche für Pächter dieser Lokalitäten und Geschäftsflächen, die neu entstehen? Oder wird das geheim vergeben?

Sie haben noch die Möglichkeit, hier Einfluss zu nehmen, und ich hoffe doch sehr, dass das auch der Fall sein wird! Allerdings muss ich sagen, dass ich nicht daran glaube, wenn ich mir jetzt anschaue, dass ein Drittel der Abgeordneten der SPÖ überhaupt nicht da sind, und die Zuständigen schon gar nicht! Ich muss ehrlich sagen: Würden mehr Leute auf der Galerie sein und das sehen, dann ergäbe das für sie ein bezeichnendes Bild davon, wie wichtig Ihnen Kontrolle ist!

Es wurde zum Beispiel auch kritisiert, dass für den Fall, dass Verträge nicht erfüllt werden, überhaupt keine Vereinbarungen über Schadenersatz oder Pönalen getroffen wurden. Und es wäre jetzt natürlich interessant zu wissen, ob man das beim Riesenradplatz gemacht hat! 

Ich möchte daher noch einmal daran erinnern: Ich habe Ende Juni im Gemeinderat einen Antrag auf Überprüfung der Vergabe sowie Vertragserfüllung zwischen der Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH und der Firma Explore sowie der Baufirma Strabag eingebracht. Dieser Antrag ist hier einstimmig angenommen und dem Kontrollausschuss zugewiesen worden. Leider hat die SPÖ‑Fraktion dort dann überraschenderweise dagegen gestimmt, und somit wurde dieses Prüfansuchen nicht behandelt.

Wenn Sie nun behaupten, dass diese Empfehlungen alle umgesetzt werden, dass zum Beispiel der erste Bericht über den Prater die Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH geläutert hätte und jetzt alles anders ist, dann frage ich Sie: Wieso haben Sie dann der Prüfung nicht zugestimmt? Da hätten Sie ja super eins zu eins beweisen können, dass Sie dort aus Ihren Fehlern gelernt haben und wirklich etwas verbessern und verändern wollen! Offensichtlich ist Ihnen all das aber wurscht! Deshalb werde ich jetzt Kopien von diesen Berichten, obwohl ich sie wirklich spannend finde und meine persönlichen Exemplare auch nicht aus der Hand gebe, ins Sackerl geben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Die Rednerin legt einige Berichte in das Papiersackerl.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wie wichtig es wäre nachzuprüfen, welche Konsequenzen die Kontrollamtsberichte haben, zeigt auch ein Prüfersuchen, das wir im letzten Jahr beziehungsweise Anfang dieses Jahres gestellt haben, bei dem wir uns die Mühe gemacht haben, uns sämtliche Kontrollamtsberichte im Bereich der Kultur seit 2001 anzuschauen und daraufhin zu prüfen, ob Kritikpunkte immer und immer wieder vorgebracht werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Allein diese Zusammenschau, die Inhalt des Prüfersuchens ist, zeigt, dass es sich hier nicht um unerfreuliche Einzelfälle handelt. Es geht hier nicht um etwas, was halt einmal passiert ist, sondern es geht hier um fehlende Kontrollstrukturen, um Wurschtigkeit und um ein System, bei dem man sich durchaus die Frage stellen muss: Wer profitiert denn davon, dass die SPÖ so schlampig mit der Kontrolle umgeht, wie sie es tut?

Sehr geehrte Damen und Herren! Um Ihnen ein Bild zu geben: Einer der größtem Problembereiche und stärksten Kritikpunkte der Grünen schon seit Langem ist der Umgang der SPÖ besonders im Kulturbereich – aber wir kennen das auch aus vielen anderen Ressorts – mit Bausubventionen. Da geht es nicht um 10 000 EUR, und da geht es nicht um 100 000 EUR, sondern in dem Zeitraum, in dem wir dieses Prüfersuchen gestellt haben, geht es um mindestens 27 Millionen EUR. Das ist viel Geld! 

Von diesen 27 Millionen EUR ist der größten Teil in den Umbau des Konzerthauses geflossen ist. Ein Teil, nämlich fast 10 Millionen EUR, wurde für den Umbau des Birdland aufgewendet, und ein Teil wurde in die Renovierung der Werkstätten des Wiener Volkstheaters und in weitere Kulturinstitutionen investiert. Es handelt sich hier, wie gesagt, um einen ordentlichen Batzen Geld.

Die Kontrollberichte aus dem Jahr 2001, aus dem Jahr 2002 und aus dem Jahr 2003, die wir nebeneinander gelegt und uns angeschaut haben, zeigen ganz klar: Da muss das Kontrollamt immer wieder den gleichen Problemfall aufzeigen. Immer wieder stellt das Kontrollamt das Gleiche fest, und dann heißt es – ich zitiere: „Der Empfehlung des Kontrollamtes, in Hinkunft Subventionsnehmer zu verpflichten, bei der Vergabe von Leistungen und Lieferungen nach den in den Vergaberichtlinien der Stadt Wien festgelegten Verfahren vorzugehen, wird entsprochen.“ – Das sagt die MA 7. Sie tut es aber ganz offensichtlich nicht. Sie reagiert zwar darauf, indem sie sagt: Wir werden das machen. Aber das Jahr darauf gibt es die nächste Bausubvention, und aus dem Kontrollamtsbericht geht wieder das gleiche Problem hervor. Die Vergaberichtlinien werden den Subventionsnehmern nicht zur Kenntnis gebracht. Sie werden ihnen nicht überbunden.

In manchen Fällen, wie etwa im Fall des Birdland, war es sogar so, dass die MA 7 zugeben musste, dass „aus besonderen Gründen und wegen der Dringlichkeit“ darauf verzichtet werden musste, die allgemeinen Bedingungen für die Gewährung von Bau- und Investitionskostenzuschüssen dem Subventionsnehmer auch nur schriftlich mitzuteilen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Ergebnis lässt sich in all diesen Kontrollberichten nachlesen: Große Verzögerungen bei den Bauten, gröbere Probleme bei der Einhaltung der Zeitpläne, Steuergelder werden verschwendet, und all das geschieht immer und immer wieder!

Es gibt aber auch andere Fälle, die sich an der Zusammenschau unseres Prüfersuchens ablesen lassen, und ich bin schon sehr neugierig auf die Nachprüfung durch das Kontrollamt und die Ergebnisse, die wir vermutlich in den nächsten Wochen und Monaten bekommen werden. Über diesen Zeitraum von sechs Jahren lässt sich nämlich feststellen, das immerhin zehnmal keine Förderkriterien vorgeschrieben wurden, dass die MA 7 immerhin siebenmal keine zeitgerechte Urgenz von vorzulegenden Abrechnungen vorgenommen hat, dass immerhin dreimal nichtwidmungsgemäße Beträge nicht zurück gefordert wurden und dass es immerhin siebenmal eine mangelnde schriftliche Dokumentation bestimmter Abläufe gibt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es wird immer wieder und wieder das Gleiche kritisiert, und es geschieht nichts! Wir stellen fest: Auch im Bereich der Kultur werden Gelder verschwendet, obwohl das Kontrollamt sinnvolle, durchaus pragmatische Empfehlungen abgibt und mit seiner hervorragenden Arbeit aufzeigt, welchen Weg man gehen müsste und wie man es anders machen könnte. Das geschieht nicht überschießend, sondern es wird ganz kühl und sehr kompetent gesagt, dass man es so und so besser machen könnte. Mit dieser Mindesterfordernis ist ja wohl nicht zu viel verlangt! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Auch in der Kultur hat man den Eindruck, dass die SPÖ uns vermitteln will: „Red’s in a Sackerl, und stellt’s ma’s vor die Tür!“ Und auch ich werde symbolisch einen dieser Kontrollamtsanträge in das Sackerl werfen und es vor die Türe stellen.

Allerdings werden wir von den GRÜNEN, meine sehr geehrten Damen und Herren, darauf achten, das diese Kontrollamtsberichte Konsequenzen haben. Das ist unsere Aufgabe als Opposition, und es wäre Ihre Aufgabe als Regierung, genau das Gleiche zu tun! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Die Rednerin legt einen Antrag in das Papiersackerl.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächstem Redner erteile ich Herrn Abg Mag Jung das Wort. – Bitte. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Kontrolle ist ein Mittel zur Überprüfung, ob gesteckte Ziele erreicht wurden, um gegebenenfalls Korrekturen vornehmen zu können. Das Kontrollamt ist also grundsätzlich eine positive Einrichtung, auch wenn das die Regierungspartei in Wien offenkundig nicht immer so sieht.

Kontrolle ist in der Wirtschaft schon lange eine Selbstverständlichkeit und hat auch in die staatlichen und öffentlichen Bereiche Eingang gefunden. Es gibt eine Reihe von Gremien, Ausschüssen und Kontrollrechten, über die heute gesprochen wurde und die unterschiedlich wirksam sind. Relevant dabei ist vor allem, inwiefern sie ernst genommen werden und welche Möglichkeiten man ihnen gibt.

Es gibt aber auch eine andere Kontrolle, und die ist genauso wichtig, nämlich die durch die öffentliche Meinung, durch die Medien und in diesem Haus vor allem durch die diversen parlamentarischen oder demokratischen Strukturen: Eine wesentliche Aufgabe der jeweiligen Opposition ist nämlich, die Kontrolle wahrzunehmen.

Probleme beim Umgang mit den Instrumenten ergeben sich jeweils daraus, welche Möglichkeiten und welche Rechte man ihnen gibt, wie ernst man sie nimmt und ob man entsprechende Konsequenzen zieht oder nicht. Und dass keine Konsequenzen gezogen werden, ist leider vor allem auch bei uns hier in Wien sehr oft der Fall.

Es gibt eine rein fachliche Kontrolle, über die wir heute schon sehr viel gehört haben, die sich in erster Linie auf rechnerische Fragen und auf Ablauffragen bezieht, und es gibt eine politische Kontrolle, die bei uns hier in Wien im speziellen Fall ein gewisses Sittenbild darstellt. Es gibt aber auch einen anderen Kontrollbegriff, der sich in Diktaturen, aber selbstverständlich in abgeschwächter Form auch in sehr verkrusteten Parteiapparaten findet, und zwar vor allem dann, wenn eine Partei irgendwo zu lange an der Macht ist: Die eigene Partei wird dann mit der von ihr regierten Gebietskörperschaft gleichgesetzt, sei es der Staat oder in unserem konkreten Fall das Land oder die Stadt. 

Wenn der Grundsatz „Die Stadt sind wir!“ gilt, dann läuft hier etwas falsch. Das ist eine demokratiepolitisch bedenkliche Struktur! Hier herrscht ein anderer Kontrollbegriff, hier versteht man unter Kontrolle dann leider viel zu oft eher die Kontrolle über die – in Anführungszeichen – Untertanen, denn das sind dann nicht mehr wirklich Wähler, denn wählen dürfen sie nur einmal und in der Zwischenzeit haben sie den Mund zu halten.

Dann ist Kontrolle jene Macht, die man über andere ausübt, die man eben kontrolliert, die man im Griff hat und die man zu bestimmten Verhaltensweisen bringen will, sei es zur Annahme eines Parteibuches, zur Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft, zu Spenden oder auch nur zum Stillschweigen. Und dabei spielt die veröffentlichte Meinung natürlich eine wichtige Rolle. Ich nennen jetzt nur den ORF oder Zeitungen, die heute ohnehin viel zu oft unter der Kontrolle von parteiennahen Eignern stehen. Das wurde uns kürzlich im Fall Arigona wieder ganz deutlich vor Augen geführt. Der Bauchfleck, den Sie dabei erlitten haben, ist ein anderes Kapitel, der war nicht vorprogrammiert.

Und man scheut dann auf den verschiedensten Ebenen und auch im Rahmen der ach so demokratischen Europäischen Union nicht davor zurück, indirekten Druck auszuüben. So musste zum Beispiel in Deutschland neulich eine Partei mittels Gerichtsbeschlusses erzwingen, dass von Banken Konten übernommen werden, weil sie den Zahlungsverkehr nicht durchführen wollten. Das ist auch eine Form, wie man in der Demokratie ungeliebte Strukturen tot machen kann, indem man beispielsweise Druck auf Banken ausübt, zum Beispiel für sie nicht zu arbeiten. Das ging aber Gott sei Dank nicht, denn die Gerichte haben aufgezeigt, dass es so nicht laufen kann. 

Ein ähnlicher Fall läuft jetzt in etwas abgeschwächter Form auch in Österreich: In Graz haben die Regierenden festgestellt, dass ihnen gewisse Plakate nicht genehm sind, weil sie von einer der Oppositionsparteien, in diesem Fall von der FPÖ, gekommen sind, und haben auf die Werbeagenturen Druck ausgeübt, indem gesagt wurde: Wenn ihr weiterhin auch Plakate für die Stadt machen wollt, dann müsst ihr Wohlverhalten zeigen und dürft diese Plakate nicht plakatieren! – Das wird ihnen nichts nützen, aber auch das ist eine Form, wie man versucht, Kontrolle, die durch die Opposition ausgeübt wird, mundtot zu machen.

Das Problem, das vor allem für die institutionalisierte Kontrolle besteht, ist, dass man auch auf die Kontrollorgane – was man ja gar nicht aussprechen muss – einen gewissen Druck ausüben kann: Man kann Wünsche äußern, man kann sagen, dass man in einem gewissen Fall der und der Meinung ist, man kann indirekt Druck ausüben, indem man die Zeit, für welche die Kontrollorgane gewählt und in Funktion sind, beschränkt. Dann wissen die Kontrollierenden natürlich: Wenn ich nicht brav bin, dann habe ich unter Umständen Probleme bei der Wiederbestellung.

Es geschieht dann auch immer wieder, dass es zu so genannten Indiskretionen kommt, über welche sich dann diejenigen am meisten aufregen, die in diesem Zusammenhang vorkommen. Worin besteht die Indiskretion in den meisten Fällen? – Es ist dies fast immer ein verzweifelter Versuch von Beamten oder solchen, die mit der Umsetzung von Wünschen der Machthaber befasst werden, wenn ihnen gar nichts mehr anderes übrig bleibt, als das Ganze irgendwo einmal in einem Papier hinaus zu geben. Dann ist das Geschrei immer riesig groß. Wohlgemerkt regt man sich dann aber nicht über die Schweinereien auf, die aufgedeckt werden, sondern man regt sich darüber auf, dass es einer sozusagen unter Bruch der Amtsverschwiegenheit oder durch lässigen Umgang mit Unterlagen gewagt hat, plötzlich etwas aufzuzeigen.

Solche Enthüllungen führen dann meist zu einem kurzen Aufschrei der Empörung in der Öffentlichkeit und, wenn es gar nicht anders geht, zu einer Untersuchung, die leider viel zu oft nach großer anfänglicher Aufregung im Nichts versandet, weil in dem Moment, in dem es kritisch wird, quasi rechtzeitig eingestellt wird; wir haben das beim Eurofighter-Ausschuss und beim Bankenausschuss gesehen. Das einzige Ergebnis ist manchmal höchstens, dass besonders Belastete zurückgenommen werden. Und manchmal – das ist der positive Effekt – gibt es auch geringfügige Strukturveränderungen.

Ohne diese Indiskretionen, über die man sich regelmäßig aufregt, wären viele der großen Skandale in Österreich überhaupt nie an die Öffentlichkeit gekommen. Ich erinnere an Lucona, Club 45, Konsum, ARBÖ, BAWAG oder an den Klub der Freunde der Wiener Polizei, um nur einige wenige aufzuzählen. Dabei fragt man sich schon manchmal, wieso gerade die SPÖ und insbesondere die Wiener SPÖ so oft im Zusammenhang mit diesen Skandalen genannt wird und wieso so viele der darin Verwickelten ein Naheverhältnis zur Stadtregierungspartei haben, von Udo Proksch bis Elsner. 

Man kennt sich halt untereinander und man kontrolliert sich selbst, siehe BAWAG Aufsichtsrat. Da braucht man dann keine störende Opposition. Und wenn die Gefahr droht, dass die Öffentlichkeit zu viel erfahren könnte, dann besinnt man sich, wie wir es aus den Anfragebeantwortungen kennen, auf einmal auf den Datenschutz. Dass in anderen Zusammenhängen mit dem Datenschutz, etwa bei Trojanern und amtlichen PC-Viren, ganz andere Ansichten bestehen, das wird vergessen! Dann ist das nicht so wichtig. Aber wenn es darum geht, Auskunft zu erteilen, dann wird oftmals der Datenschutz vorgeschoben. Von der anderen Variante haben wir heute auch schon gehört: Man lagert aus und entzieht die Materie der Kontrolle, in diesem Fall durch den Gemeinderat.

Dieses Amigo-System der bayrischen CSU – bei uns nennt man es einfach Freunderlwirtschaft, manche sagen auch Genossenschaftssystem – hat sich in den vergangenen über 60 Jahren teilweise, aber keineswegs immer mit strafrechtlich relevantem Hintergrund in sehr starkem Maß hier in Wien verbreitet. Die SPÖ hat hier sehr stark versucht, der öffentlichen Kontrolle zu entgehen. Sie hat ein Netzwerk ausgebaut, und dieses Netzwerk wuchert unterirdisch wie ein Pilzmycel, und manchmal kommen halt die Giftpilze und Stinkmorcheln an die Oberfläche.

Deswegen tut Kontrolle, wie wir immer wieder sehen, gegenwärtig Not. Manches hat sich in den letzten Jahren ein wenig verbessert. Zumindest sind manche Leute vorsichtiger geworden. Aber noch immer ist ein Parteibuch bei der Wohnungsvergabe nützlich, und eine Gewerkschaftsmitgliedschaft erleichtert die Anstellung bei der Stadt. Vorfeldorganisationen und bestimmte Vereine helfen dabei, und Spenden für sie werden nicht ungern gesehen.

Ich will nicht gerade von Türöffnern reden, aber es gibt da einen sehr typischen Ausspruch von Herrn Wala: „Das, was manche heute hier durchführen, war in den 70er Jahren durchaus üblich, und was heute als Mauschelei gilt, war in den 70er Jahren normal.“ – Jetzt frage ich mich schon: Gab es in den 70er Jahren in der Nationalbank Mauscheleien, die als Normalität galten? Waren damals Mauscheleien normal? Hat sich da jetzt moralisch etwas verändert? Oder ist nur die Öffentlichkeit etwas schlauer geworden und hat ihnen auf die Finger geklopft?

Meine Damen und Herren! Auf jeden Fall wird es höchste Zeit, dass solche Mauscheleien eingeschränkt beziehungsweise eingestellt werden und denjenigen auf die Finger geklopft wird, die solche versuchen, auch wenn sie sich in ihren eigenen Reihen befinden, wie ich es etwa feststelle, wenn ich mir den heutigen „Falter“ anschaue. Und das ist sicher nicht einmal die Spitze eines Eisberges, sondern noch viel weniger!

Nun sind wir schon bei den Vorfällen um die Freunde der Wiener Polizei. – Solche zweifelhaften Freunde hat sich die Exekutive nicht verdient! Unsere Beamten haben es in Zeiten wie heute schwer genug, angesichts zunehmender Kriminalität und zunehmender Gewalt bei den Tätern und angesichts der personellen Unterbesetzung mit ihrer Arbeit fertig zu werden. Gleichzeitig treten dann auch noch eine Reihe von obskuren Vereinen und einschlägigen Rechtsanwälten auf, die oftmals Promistatus haben und dann im Nachhinein die Amtshandlungen der Beamten, die oft unter großem Zeitdruck und in Gefahrensituationen gesetzt werden, zerpflücken und kritisieren. In dieser Lage erwartet sich der Bedienstete eigentlich Verständnis und Deckung durch seine Vorgesetzten. Und außerdem sollten ihm die nötigen Arbeitsgeräte durch den Dienstgeber zur Verfügung gestellt werden.

In Wien hat das teilweise ein Verein gemacht. Bildschirmschreibmaschinen wurden zur Verfügung gestellt, natürlich mit einem Pickerl, das auf den Spender hinwies. Feste wurden finanziert, und auch die eine oder andere persönliche Wohltat wurde erwiesen. Und das störte auch niemanden, denn wo kein Kläger, da kein Richter.

Der Herr Bürgermeister hat festgestellt, dass alle Parteien zugestimmt haben. – Das ist schon richtig! Wir haben zugestimmt, dass verschiedene Hilfsmittel, die aus irgendwelchen Gründen im Innenministerium nicht vorhanden waren, zur Verfügung gestellt wurden. Wir haben aber nicht bei den Interventionen mitgemacht, die nachher erfolgt sind, und das ist der wesentliche Unterschied! Denn wenn man von jemandem Gutes empfängt und dieser dann plötzlich, in entsprechender Position sitzend, einen dringenden Wunsch äußert, dann ist es halt schwierig, Nein zu sagen. 

Ich kann mir dabei vor allem sehr schlecht vorstellen, wie sich bedeutende Leute aus dem politischen Bereich plötzlich in Gesellschaft von Leuten aus dem Rotlichtbereich oder anderen obskuren Typen begeben. – Ich nehme jetzt ein Beispiel, das wir in anderer Form auch in unserem Kontrollamtsbericht wiederfinden: Ein Casinobetreiber aus dem Prater stellt dem Polizeichef der Stadt, anscheinend aus reiner Nächstenliebe, ein Luxusauto zur Verfügung. Und Polizeichef wird man in Wien nicht ohne Zustimmung des Bürgermeisters und nicht ohne Zustimmung der SPÖ, meine Damen und Herren, das wissen Sie genau! Die Frage ist nur: Beschränkt sich die Personalauswahl auf eine Kontrolle des Parteibuches? Oder sollte man nicht auch die Persönlichkeit überprüfen, bevor jemand eine so wichtige Funktion erhält? 

Schlimm genug: Die ersten Reaktionen waren natürlich Abwiegeln und Zusehen. Der Polizeipräsident hat noch vorgestern im ORF festgestellt, dass die Wiener Polizei kein Problem hat und er sich im Herzen eigentlich nicht die Auflösung des Vereins wünsche. – Sehr interessant! Ähnlich der Oberste der Wiener Polizeigewerkschaft in einer Diskussion am Sonntag Abend, der geradezu um die Weiterführung dieses Vereins gefleht hat.

Meine Damen und Herren! Da frage ich mich: Wo leben wir eigentlich? Stiedl hat dann noch beschwichtigend gesagt: „Was einmal tolerierbar war, ist es heute nicht mehr.“ – Das ist die Abwandlung des Wala-Ausspruchs, den ich vorhin angeführt habe. Das ist allerdings wirklich nicht mehr tolerierbar, und es ist sohin höchste Zeit, hier für Transparenz und Sauberkeit zu sorgen.

Wenn man diese Vorgänge und diese Querverbindungen untersucht, dann fällt einem wiederum eine andere Querverbindung auf: Die Firma des vorher erwähnten Casinobetreibers verfügt interessanterweise über die besten Standplätze im Prater. Wer am Abend in den Prater kommt, dem sticht „Admiral“ in Riesenlettern in die Augen. – Unter ganz anderen Vorzeichen scheint diese Firma auch im Kontrollamtsbericht der Stadt Wien auf, ohne Folgen natürlich. Doch nicht bei uns in Wien! Und dass ein gewisser Herr Horngacher, auch wiederum in dem ganzen Bereich nicht unbekannt, in der Spielautomatenkommission saß, war vermutlich reiner Zufall! Darüber herrscht Stillschweigen in der SPÖ.

Noch etwas: Als die Kritik an der ungehemmten Ausreizung des Kleinen Glücksspieles, deren Genehmigung Landessache ist und das in anderen Bundesländern verboten ist, woran Wien aber gut verdient, im vergangenen Herbst zu laut wurde, hat Frau StRin Laska versprochen, dass hier Korrekturen vorgenommen werden. Der Bürgermeister hat selbst zugesagt, dass eine Kommission eingesetzt wird, welche die Frage grundsätzlich bis zum Verbot überdenken sollte. Dann war es wieder still. Man hörte nichts mehr von Kontrolle. Das Ganze wurde auf die lange Bank geschoben.

Wir haben nachgefragt: Die Antwort lautete, dass es keine Kommission geben würde, dass man aber eine Arbeitsgruppe aus Fachleuten bilden werde. Ich weiß nicht, ob da wieder Herr Horngacher als Fachmann und Konsulent vorgesehen war. Das ließ sich nicht nachvollziehen! Eine solche Arbeitsgruppe sollte jedenfalls bis nach dem Sommer einen Vorschlag zur Verbesserung unterbreiten. Jetzt haben wir draußen schon den ersten Schnee, es liegt aber noch immer nichts vor. Das ist alles Schnee von gestern. So geht man mit der Kontrolle um: Man beschwichtigt, schiebt alles auf die lange Bank und tut dann nichts!

Meine Damen und Herren! Ähnliches wäre über verschiedene Kontrollbereiche und vor allem über den Umgang mit Subventionen hier in dieser Stadt zu sagen, doch dazu fehlt die Zeit. Das Sittenbild, das sich hier gerade in diesen Tagen zeigt, ist schlimm genug. Es ist schlimm genug, wenn etwa ein SPÖ-Funktionär und Abgeordneter so nebenher den Polizeichef anruft, um sich seine Parkmandate regeln zu lassen, und man wiederum abwiegelt und sagt: Eigentlich ist ja nichts geschehen! Er hat nur um eine rechtliche Prüfung gebeten. Da frage ich: Was muss man bei einem Parkschild oder Halteverbot rechtlich prüfen? Wie so etwas funktioniert, müsste sogar Herr Abg Kopietz begriffen haben! 

Dabei geht es ganz einfach um einen Missbrauch der Stellung und der Funktion. Er weiß genau Bescheid über gewisse Abhängigkeiten, und dann ruft er halt an. Er sagt nicht, was gemacht werden muss, weil die anderen das eh wissen und verstehen müssen.

So war es leider in Wien bisher immer! Aber dagegen, meine Damen und Herren, werden wir ganz entschieden auftreten! Und ich sage Ihnen: Auch die Öffentlichkeit wird sich das immer weniger gefallen lassen, denn die Zeit für solche Zustände ist wirklich vorbei! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Stürzenbecher. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Meine Redezeit von 15 Minuten reicht jetzt natürlich nicht aus, auf alle sachlichen Argumente einzugehen, die gebracht worden sind, ganz zu schweigen von den extrem unsachlichen Ausführungen meines Vorredners, die ich natürlich zurückweise. 

Zu den sachlichen Argumenten: Frau Klubobfrau Vassilakou hat gesagt – und ich glaube, da hat sie recht –, dass es legitim ist, dass die Opposition heute das Thema Kontrollrechte auf die Tagesordnung gebracht und die Sitzung einberufen lassen hat. Auch ich meine, das ist legitim. Das ist durch unsere Geschäftsordnung möglich. Und das ist gut so, wenn auch vermutlich auf den hunderten Plätzen und in den tausenden Straßen und Gassen heute relativ wenig Menschen sagen werden: Hast du schon gehört? Heute debattieren sie im Landtag über die Kontrollrechte! – Das wird eher nicht der Fall sein! 

Die Massen, wie sie in ihrer Jugend oft noch beschworen worden sind, werden sich nicht so sehr darum kümmern. Aber es ist legitim und richtig, und ich diskutiere auch gerne darüber. Das ist ein Thema, das es schon wert ist, ernsthaft erörtert zu werden.

In diesem Zusammenhang stand das Kontrollamt im Mittelpunkt, wobei ich hier nicht mehr viel sagen muss, weil meine Vorredner Oxonitsch und Reindl das Wesentliche schon gesagt haben. Aber auf einen Aspekt möchte ich doch noch einmal eingehen. Die Gebarungskontrolle besteht aus der Kontrolle der ziffernmäßigen Richtigkeit, der Ordnungsmäßigkeit, der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit. Jetzt ist es so, dass man natürlich bei der ziffernmäßigen Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit - weitgehend bei der Sparsamkeit und auch noch bei der Wirtschaftlichkeit, aber vor allem bei den beiden erstgenannten Faktoren - das, was das Kontrollamt sagt, zu hundert Prozent akzeptieren wird.

Was jedoch die Zweckmäßigkeit betrifft, wird es sicher so sein, dass auch hier sehr oft vernünftige Vorschläge des Kontrollamtes kommen und dass man denen dann auch Rechnung trägt. Aber bei der Zweckmäßigkeit ist es natürlich so, dass es im Endeffekt eine politische Entscheidung ist, was man für zweckmäßig erachtet. Für die Einschätzung dessen, was politisch zweckmäßig ist, sind noch immer und auch in Zukunft die gewählten Mandatare da, und diejenigen, die das zum Schluss wirklich beurteilen werden, sind die Wählerinnen und Wähler: Ob es beispielsweise richtig war, einen Vorschlag umzusetzen oder nicht. (Abg Dr Herbert Madejski: Es geht um die Wirtschaftlichkeit, nicht um die Politik!) Die Wählerinnen und Wähler sprechen dann quasi das Urteil, ob es richtig war. (Abg Dr Herbert Madejski: Es geht um die Wirtschaftlichkeit!) 

Aber, wie gesagt, auch bei der Zweckmäßigkeit ist in sehr hohem Ausmaß unser Kontrollamt ohnehin der gleichen Auffassung. Das möchte ich auch hinzufügen. 

Alle haben mir gesagt, das Kontrollamt macht eine ausgezeichnete Arbeit. Es ist auch, glaube ich, von Kollegen Kenesei gesagt worden, dass zumindest, bis die Berichte da sind, alles in Ordnung ist. (Abg Dr Herbert Madejski: Die Konsequenz ist die andere Seite!) Wenn es so ist, dann weiß ich nicht, warum man die De-facto-Unabhängigkeit des Kontrollamtes, die ja gegeben ist - auch mit Weisungsfreiheit und so weiter -, noch verändern soll. Ein Antrag läuft ja darauf hinaus, hier noch Veränderungen vorzunehmen. Wenn es in dieser Hinsicht ohnehin bestens läuft, sehe ich das nicht ein.

Auf alle Vorschläge kann ich jetzt nicht eingehen. Was das Hearing betrifft, halte ich es durchaus für vernünftig, dass man bei der Bestellung des Kontrollamtsdirektors ein Hearing macht. Ich frage mich allerdings, ob das unbedingt im Kontrollausschuss sein muss. Ich könnte mir zum Beispiel auch vorstellen, dass das im Finanzausschuss vor sich geht. Denn es geht ja bei der Arbeit des Kontrollamtes um sehr viel Geld, um den Einsatz von finanziellen Mitteln, und da schiene mir - nur als Beispiel - der Finanzausschuss auch sehr geeignet.

Ein weiterer Punkt ist der, den Klubobmann Tschirf immer wieder anspricht: Warum ist Wien in gewissen Bereichen anders als die anderen acht Bundesländer? Das kann ich sagen: Weil Wien in der Bundesverfassung seit 1922 eine Sonderstellung hat, die sich im Prinzip sehr, sehr bewährt hat. Man kann immer über Weiterentwicklungen nachdenken. (Abg Dr Matthias Tschirf: Warum nicht ... Hamburg?) Aber diese Sonderstellung als Gemeinde und Land, schwerpunktmäßig als Gemeinde, ist im Sinn der Bürgernähe natürlich sehr gut. Dass man in erster Linie Gemeinde ist, bedeutet, dass man bürgernäher ist, dass auch das Verwaltungshandeln viel demokratischer und bürgernäher ist.

Dass zum Beispiel so viele Verwaltungsakte bei uns in den demokratisch gewählten Ausschüssen vonstatten gehen, ist ja in anderen Bundesländern überhaupt nicht der Fall. Dort werden ähnliche Akte einfach von den Beamten gemacht - was ja in der Regel auch in Ordnung ist -, aber bei uns machen das die demokratisch zusammengesetzten Ausschüsse, und zwar, wie Sie wissen, sehr oft einstimmig oder nicht nur mit den Stimmen der Mehrheitspartei. Ich glaube, darauf können wir in Wien stolz sein, dass wir diese demokratisch verfasste Verfassung haben.

Worin ich aber mit Kollegen Tschirf überhaupt nicht übereinstimme, ist die Tatsache, dass wir Wien in erster Linie als Land organisieren sollten. Das würde darauf hinauslaufen, dass die 23 Bezirke - und ich schätze die Bezirke sehr, die Vielfalt, die Wien dadurch hat - quasi eigene Gemeinden würden, und darüber gibt es dann nur noch das Land. Das würde bedeuten, dass die Stadt als Einheit nicht mehr im notwendigen Ausmaß gegeben ist, dass gemeinsame Planung, gemeinsame wirtschaftliche Entwicklung nicht im notwendigen Maß gegeben wäre, sodass dann, wie beispielsweise in Brüssel, ein Bezirk gegen den anderen arbeitet. Da gibt es eben empirisch nachweisbare Fälle, dass das nicht gut funktioniert. (Abg Dr Matthias Tschirf: Berlin, Hamburg, Bremen!) Deshalb sage ich: Es ist gut, dass Wien in erster Linie Gemeinde ist, und das soll auch so bleiben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass Kollege Tschirf noch immer am Wahlrecht herummäkelt, auch nach der letzten Wahl, wundert mich ein bisschen. Da hat schon StR Ellensohn in einer der letzten Sitzungen gesagt, dafür besteht kein Grund, weil es ja selbst nach dem Proportionalitätsprinzip so wäre, dass wir eine absolute Mehrheit hätten. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aber nicht von 5 Prozent!) Wir haben 49 Prozent der Stimmen, und die drei anderen Parteien miteinander haben rund 48 Prozent. Sie können ja jetzt nicht die Splittergruppen BZÖ und KPÖ quasi sich selbst zuweisen und sagen: Dann hätten wir eine Mehrheit. 

Eine Klausel gibt es in jeder Demokratie. Weiters wundert es mich schon sehr, dass von Ihrer Perspektivenkommission die Forderung nach dem Mehrheitswahlrecht kommt, und gleichzeitig kritisieren Sie das sehr geringfügig mehrheitsfördernde Element in unserer Wahlordnung jedes Mal unsachlich. Insofern meine ich, es ist das nicht seriös.

Über die Untersuchungskommissionen ist schon alles gesagt worden. Wir haben das gemeinsam erarbeitet; insbesondere die damaligen Klubobmänner Hatzl und Prochaska haben sich ja gemeinsam Verdienste erworben. Es ist gemeinsam erarbeitet worden, aber es ist ein Faktum, dass es beschlossen worden ist zu einem Zeitpunkt, als die SPÖ schon wieder die absolute Mehrheit gehabt hat. Natürlich wäre es nicht fair gewesen, wenn man es dann nicht beschlossen hätte, aber Faktum ist, dass wir es im Zustand der absoluten Mehrheit beschlossen haben. 

Es war auch gut und richtig so, dass wir es beschlossen haben. Wir sind stolz darauf, dass es Untersuchungskommission und Untersuchungsausschuss als Minderheitsrechte gibt. Wir würden uns nur wünschen, dass zumindest die Wiener ÖVP-Abgeordneten im Parlament ähnlich agieren. Das können Sie denen einmal ausrichten. (Beifall bei der SPÖ.) Denn es hängt ja dort nur mehr an der ÖVP, dass das nicht eingeführt wird. 

Jetzt möchte ich mich nicht einlassen auf philosophische Ausführungen der Kollegin Antonov, die gesagt hat: Die Mehrheit muss nicht immer die Wahrheit haben. - Ja, aber die Minderheit muss auch nicht immer die Wahrheit haben! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN und der FPÖ.) Was die Wahrheit ist, das ist ja überhaupt die Frage, und das ist oft eine philosophische Frage. Was jedenfalls im politischen Sinn wahr ist, entscheiden im Endeffekt die Wählerin und der Wähler bei der nächsten Wahl. Wer im Wesentlichen auf die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger eingeht, der wird wiedergewählt, und wer wenig darauf eingeht, der wird - wie Sie - wenig gewählt. So wird das wahrscheinlich auch bleiben.

Sonst sage ich nur - und Klubobmann Oxonitsch hat es auch schon gesagt -, dass wir für Gespräche zur Verfügung stehen, dass wir auch die heutige Debatte grundsätzlich für sinnvoll erachten, dass wir für alle vernünftigen Vorschläge offen sind und dass wir auch über die Kontrollrechte gerne diskutieren. Natürlich ist dies der Maßstab bei der Weiterentwicklung der Kontrollrechte: Wird die Kontrolle dadurch tatsächlich besser? - Das sollte man bei jedem Vorschlag prüfen. Wenn es besser wird, dann sind wir gerne dafür; wenn es eine Alibihandlung ist oder wenn es sogar schlechter wird, dann sind wir nicht dafür. So einfach ist das. Ich muss sagen - und das haben ja alle gesagt -, die Latte für weitere Verbesserungen liegt hier sehr hoch. Aber wir sollten sie anstreben.

Genauso ist es bei der weiteren Reform der Landesverfassung. Letztlich ist es ein Gesamtpaket, das war auch bei der letzten Reform so. Es hat wenig Sinn, hier einzelne Punkte herauszureißen und Stückwerk zu produzieren, sondern in der Regel gibt es einen demokratischen Prozess zwischen allen Fraktionen, und man einigt sich dann auf vernünftige gemeinsame Projekte, die eben eine Weiterentwicklung darstellen. Aber es hat wenig Sinn, Einzelnes herauszureißen.

Abschließend kann ich sagen: Wien hat einen sehr, sehr hohen demokratiepolitischen Standard und einen sehr hohen Kontrollstandard. Man soll sich immer bemühen, noch besser zu werden. Darum bemühen wir uns, von einem hohen Niveau ausgehend, hoffentlich alle gemeinsam. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Kollege Stürzenbecher hat gesagt, dass das Wahlsystem in Wien nur geringfügig mehrheitsfördernd wäre. Das ist unrichtig. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Die Perspektivenkommission hat noch weitergehende Vorschläge gemacht!) Hören Sie zu, dann lernen Sie auch noch etwas dazu, dann können Sie etwas lernen. - Es wäre jedenfalls geringfügig mehrheitsfördernd. 

Tatsächlich ist die Prozentverteilung so gewesen: 49 Prozent SPÖ, 19 Prozent ÖVP; bei den Mandaten 55 zu 18. Das führt in weiterer Folge dazu, dass 64 Prozent der Mandate in den Gemeinderatsausschüssen auf die SPÖ - bei 49 Prozent der abgegebenen Stimmen - entfallen, 75 Prozent der Vorsitzenden des Gemeinderates und 100 Prozent der Landtagspräsidenten! (Abg Christian Oxonitsch: Ist aber dasselbe Wahlrecht wie in Tirol!)

Das ist nicht geringfügig (Abg Christian Oxonitsch: Ganz genau dasselbe Wahlrecht wie in Tirol!), sondern das ist eine totale Veränderung des Willens der Bevölkerung. (Abg Christian Oxonitsch: Das Wahlrecht ist wie in Tirol!) Und das Ziel ist ausschließlich (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Du weißt es ganz genau!), die totale Herrschaft der SPÖ in dieser Stadt möglichst zu erhalten und demokratische Pflänzchen zu zertreten.

Zweiter Punkt. Es ist nicht richtig, dass die Perspektivenkommission der ÖVP ein mehrheitsfördernderes System vorgelegt hätte, als das in diesem Haus der Fall ist. (Abg Christian Oxonitsch: Sondern?) Wenn man sich das System des Politikwissenschafters Poier hernimmt, hätte die SPÖ 51 bis 52 Mandate, aber nicht 55. Bitte, nachrechnen zahlt sich aus, damit man hier nicht falsche Aussagen trifft! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Und auch nachfragen!)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Antonov. Es ist die zweite Wortmeldung.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss mich an dieser Stelle wirklich bei der SPÖ bedanken: Danke! Und zwar Danke nicht dafür, dass ich als Angehörige einer Minderheitenpartei oder einer Oppositionspartei hier stehen und reden darf - denn das ist ja wohl sogar für Sie hoffentlich demokratiepolitischer Standard -, nein, ich sage Ihnen Danke dafür, dass Sie alle meine Vorstellungen, die ich am Anfang des Tages von der SPÖ gehabt habe, bestätigt haben. 

Sie sind hier herausgegangen und haben auf kein einziges der Argumente inhaltlich reagiert. Nein, Moment! Es hat inhaltliche Reaktionen gegeben. (Abg Godwin Schuster: Sowohl als auch, das heißt das! Sie haben nicht zugehört!) Kollege Oxonitsch hat hier über die Zweidrittelmehrheit referiert; leider hat er dabei Landesrechnungshof und Stadtrechnungshof verwechselt. Das ist ungefähr so wie Äpfel und Birnen. 

Kollege Reindl hat Statistiken darüber zitiert, welche Landesrechnungshöfe wie viele Berichte schreiben. Ja, super, Herr Reindl! Aber um die Statistik abzurunden, hätten Sie vielleicht auch noch dazusagen müssen, wie viele Prüfstellen das Kontrollamt der Stadt Wien zu prüfen hat und wie viele Prüfstellen das in den einzelnen Ländern sind. (Abg Godwin Schuster: In Niederösterreich werden es weniger sein?) Das wäre nämlich auch noch eine interessante Information. (Abg Christian Oxonitsch: Sowohl Land ...!) Und, wie gesagt, glauben Sie keiner Statistik, die Sie nicht selbst anführen. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang natürlich auch das Finanzvolumen, das zu prüfen ist. Während die Stadt Wien ein Budget von 12 Milliarden EUR hat, ist das in den Ländern ein Bruchteil davon. Wie gesagt: keine volle Information. 

Dann ist noch Kollege Stürzenbecher herausgekommen, und das hat mich restlos begeistert, wirklich! Herr Kollege Stürzenbecher, Sie stellen sich hier heraus und sagen: Draußen in dieser Stadt sind Leute, denen ist es wurscht, was mit der Kontrolle ist. (Abg Christian Oxonitsch: Lernen Sie Zuhören!) Gehen Sie hinaus und sagen Sie das Ihren Wählern und Wählerinnen! (Abg Christian Oxonitsch: Lernen Sie Zuhören!) Sagen Sie ihnen: Ich glaube, euch ist das wurscht, wie wir mit euren Steuergeldern umgehen. - Das ist ja der Gipfel, das ist wirklich der Gipfel! (Beifall bei den GRÜNEN und der FPÖ. - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben nicht zuhört!)

Selbstverständlich habe ich zugehört! Genau das haben Sie gesagt: Hahaha, sie reden hier über die Kontrolle, das interessiert da draußen niemand. - Aber da täuschen Sie sich! Es geht um die Steuergelder, und die Menschen interessieren sich auch dafür. 

Sie haben gesagt - und das ist völlig richtig -: Nicht alle Empfehlungen des Kontrollamtes müssen auch wirklich umgesetzt werden, wenn man politisch zu einer anderen Entscheidung kommt. Ja, da gebe ich Ihnen recht. Aber wenn Sie sich hier herstellen und mit der Zweckmäßigkeit argumentieren, und wenn Sie sagen, wir setzen Dinge nicht um, weil sie nicht zweckmäßig sind (Abg Christian Oxonitsch: Das ist nicht so, das wissen Sie doch!): Müssen wir dann davon ausgehen, dass alles, was in diesem Sack drinnen ist, alle Hunderte Empfehlungen, von Ihnen und von den politisch verantwortlichen Stadträtinnen und Stadträten als nicht zweckmäßig betrachtet werden? Müssen wir davon ausgehen? (Abg Christian Oxonitsch: Das wissen Sie ganz genau, dass es nicht so ist!) 

Leider haben Sie es ja nicht gesagt, und darüber diskutiert haben Sie mit uns nicht. Der Sack ist voll, und dann wäre es interessant, mit dem Kontrollamt darüber zu diskutieren, wie das Kontrollamt es sieht, dass so viele Empfehlungen des Kontrollamtes als nicht zweckmäßig erachtet werden. 

Noch ein inhaltliches Argument ist gekommen: Kollege Stürzenbecher hat gesagt, der Idee des Hearings könnte man näher treten. Hurra, bravo - aber Achtung, ein inhaltlicher Gegenvorschlag: nicht im Kontrollausschuss, sondern im Finanzausschuss. Super Idee - Achtung, roter Bühnennebel! Im Finanzausschuss haben nämlich Sie den Vorsitz, und da haben Sie die Kontrolle. Dass die Minderheitenparteien den Vorsitz im Kontrollausschuss haben (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Was entscheidet der Vorsitzende?), das geht Ihnen dann in diesem Fall offensichtlich doch zu weit. (Abg Godwin Schuster: ... die Sitzung leitet! - Abg Harry Kopietz: Was entscheidet der Vorsitzende beim Hearing?)

Das ist der springende Punkt: Was entscheidet der Vorsitz? Sie bringen diesen Vorsitz ja immer als ein Minderheitenrecht ein. (Abg Godwin Schuster: Sie überschätzen den Vorsitzenden bei Weitem!) Endlich sind Sie aufgewacht, ich gratuliere, am Ende des Tages! (Abg Harry Kopietz: Was entscheidet der Vorsitzende beim Hearing?) Jetzt endlich sind Sie munter. Sie haben keine ... (Abg Christian Oxonitsch: Beim Hearing!) Wenn der Vorsitz nichts zu entscheiden hat, dann nehmen Sie bitte auch diesen Vorsitz nicht als Beispiel für das ach so tolle Minderheitenrecht - Punkt. (Abg Harry Kopietz: Beim Hearing! - Abg Christian Oxonitsch: Wir reden hier vom Hearing!)

Sie haben hier auf keinen Punkt geantwortet. Ich weiß es noch immer nicht: Warum wollen Sie keine organisatorische Unabhängigkeit des Kontrollamtes? Warum wehren Sie sich gegen die Änderung des Bestellmodus? Warum wehren Sie sich gegen eine verpflichtende Umsetzung der Empfehlungen, über die diskutiert wurde? Und warum wehren Sie sich gegen eine Berichtspflicht der Verantwortlichen? (Abg Christian Oxonitsch: ... eine verpflichtende Umsetzung konterkariert! Sie haben selber gesagt ...!)

Meine Damen und Herren! Der Sack ist voll geworden. Bezeichnend finde ich, dass keine und keiner der Verantwortlichen hier ist. Jetzt bleibt uns nichts anderes übrig, als Ihnen dieses volle Sackerl symbolisch vor die Tür zu stellen. (Die Rednerin stellt das Papiersackerl mit der Aufschrift „Red's in a Sackerl" auf ein Pult in der vordersten Sitzreihe der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Christian Oxonitsch, das Papiersackerl entfernend: Das verstellt mir ja die Sicht!) 

Präsident Johann Hatzl: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir haben einige Abstimmungen vorzunehmen.

Die Anträge sind den Fraktionen bekannt; ich stimme ab in der Reihenfolge, wie sie mir überreicht wurden. Es wurde in jedem Fall die sofortige Abstimmung verlangt.

Der erste Antrag ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag von Abgeordneten von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ und betrifft die Einrichtung einer Kommission gemäß § 125 Abs 3 der Wiener Stadtverfassung zur Behandlung des Initiativantrages zur Reform des Kontrollamtes.

Wer für diesen Antrag stimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung erfolgt von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, das ist nicht die Mehrheit und somit abgelehnt. (Abg Dr Herbert Madejski: Noch nicht!)

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ betrifft die organisatorische Unabhängigkeit des Kontrollamtes.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE stimmen zu, das ist nicht die Mehrheit, dies ist somit nicht beschlossen.

Der dritte Beschluss- und Resolutionsantrag, ebenfalls eingebracht von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ, betrifft Hearing Kontrollamtsdirektor beziehungsweise ‑direktorin. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE, das ist nicht die Mehrheit, es ist somit nicht beschlossen.

Der vierte Antrag von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ betrifft die Funktionsperiode des Kontrollamtsdirektors beziehungsweise der ‑direktorin.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE; es ist dies nicht die Mehrheit und somit nicht beschlossen.

Der fünfte Antrag, ebenfalls von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ eingebracht, betrifft die Abberufung des Kontrollamtsdirektors beziehungsweise der Kontrollamtsdirektorin.

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE, das ist nicht die Mehrheit und somit nicht beschlossen.

Der sechste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ, betrifft Abstimmungen über Empfehlungen und Berichtspflicht der verantwortlichen Regierungsmitglieder.


Wer hier zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, FPÖ und GRÜNE sind dafür, das ist nicht die Mehrheit und somit nicht beschlossen.

Der siebente und letzte Antrag, der zur Abstimmung steht, wurde ebenfalls von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ eingebracht und betrifft die Veröffentlichung von Kontrollamtsberichten.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung erfolgt von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, das ist nicht die Mehrheit und somit nicht beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 12.20 Uhr.)

